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Titelbild: BMF-Wildbienenhotel 

Im Jahr 2015 wurde auf dem Gartengelände des BMF ein Wildbienenhotel aus Holz und Schilfhalmen aufgestellt, das den 
über 550 in Deutschland heimischen Wildbienenarten als Nisthilfe dienen soll. Über die Hälfte davon sind in ihrem Bestand 
gefährdet. Dabei nehmen Wildbienen eine wichtige Funktion in unserem Ökosystem ein: Sie übernehmen zusammen mit den 
Honigbienen etwa 80 Prozent der Bestäubung von Pflanzen und leisten einen nicht ersetzbaren Beitrag zur Fruchtbildung 
und damit zur Lebensmittelproduktion. Das Projekt ist Teil der bundesweiten Initiative „Deutschland summt!“.
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Vorwort

Liebe Leser*innen, 

am 10. März 2021 hat die Bundesregierung die 
aktualisierte Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie 
(DNS) beschlossen. Sie ist Bestandteil der globa-
len Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung, die 
mit ihren 17 Zielen für nachhaltige Entwicklung  
(Sustainable Development Goals, SDGs) am  
25. September 2015 von den Staats- und Regie-
rungschefs der 193 Mitgliedstaaten der Vereinten 
Nationen (VN) in New York beschlossen wurde.

Im September 2019 haben die Staats- und Regie-
rungschef*innen in New York festgestellt, dass die  
17 Ziele für nachhaltige Entwicklung im Jahr 2030 
nicht erreicht werden, wenn sich aktuelle Trends 
fortsetzen. Klimawandel, Artensterben und stei-
gender Ressourcenverbrauch zeigen planetare 
Grenzen auf, Gerechtigkeitsfragen zwischen Ge-
nerationen und Regionen bedürfen einer Lösung. 
Nur wenn sich die Staatengemeinschaft sowie je-
der einzelne Staat schneller und stärker für die 
Umsetzung der Agenda 2030 einsetzen, können 
die SDGs noch erreicht werden. Vor diesem Hin-
tergrund haben die Vereinten Nationen eine „De-
kade des Handelns“ für die Umsetzung der Agenda 
2030 ausgerufen. Mit der aktualisierten Deutschen 
Nachhaltigkeitsstrategie folgt die Bundesregie-
rung diesem Aufruf zum Handeln. Die Nachhal-
tigkeitsstrategie bildet die Grundlage der Nach-
haltigkeitspolitik der Bundesregierung und ist der 
Rahmen für die Umsetzung der Agenda 2030 in, 
durch und mit Deutschland. Hier leistet auch das 
Bundesministerium der Finanzen seinen Beitrag.

Der vorliegende Bericht zeigt die grundlegende 
Bedeutung einer nachhaltigen Finanzpolitik für 
die nachhaltige Entwicklung Deutschlands auf, 
insbesondere für die Aspekte Zukunftsfähigkeit, 
Generationengerechtigkeit, Transformation und 
Resilienz. Darüber hinaus dokumentiert er exem-
plarisch weitere Aktivitäten zur Umsetzung der 
Nachhaltigkeitsstrategie im Bundesministerium 
der Finanzen (BMF) und dessen Geschäftsbereich. 

Ich wünsche eine anregende Lektüre!

 

Werner Gatzer 
Staatssekretär im Bundesministerium der Finanzen

Vorwort
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Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) stellt 
mit diesem Bericht zum zweiten Mal wesentliche 
Aspekte nachhaltiger Politik in seinem Verant-
wortungsbereich vor. Damit kommt das BMF dem 
Auftrag des Staatssekretärsausschusses für nach-
haltige Entwicklung vom 16. Juni 2018 nach, alle 
zwei Jahre den gesellschaftlichen Akteur*innen, 
der eigenen Verwaltung und allen anderen öffent-
lichen Institutionen über die eigenen Aktivitäten 
zur Umsetzung der Deutschen Nachhaltigkeits-
strategie zu berichten. Das BMF ist federführend 
für die in der Nachhaltigkeitsstrategie veranker-
ten Indikatoren Staatsdefizit, strukturelles Defizit, 
Schuldenstand und wirtschaftliche Zukunftsvor-
sorge zuständig. 

Eine nachhaltige Finanzpolitik ist in mehrfacher 
Hinsicht von grundlegender Bedeutung für die 
nachhaltige Entwicklung Deutschlands:

Nachhaltige Finanzpolitik schafft 
Zukunftsfähigkeit

Jeder Euro kann nur einmal ausgegeben werden. 
„Wie viel?“, „Wofür?“ und „Wie?“ sind daher zent-
rale Fragen, die sich das BMF jeden Tag aufs Neue 
stellt. Dabei ist unbestrittene Grundlage, dass die 
Haushaltsmittel effektiv, effizient und nachhaltig 
verwendet werden müssen. Um dies zu erreichen, 
muss der institutionelle Rahmen richtig gesetzt 
sein. Wird dieser Rahmen dann richtig und vor-
ausschauend ausgefüllt, so sichert dies die Stabi-
lität und die Qualität der öffentlichen Finanzen 
und schafft zugleich die finanzielle Grundlage, 
um angemessen in die Zukunftsfähigkeit unse-
res Landes investieren zu können und die Voraus-
setzungen für ein nachhaltiges Wirtschaftswachs-
tum zu schaffen. Angesichts der enormen (auch 
öffentlichen) Investitionsnotwendigkeiten, um 
die Transformationen v. a. im Zeichen der Digita-
lisierung und des Ziels der Klimaneutralität erfolg-
reich meistern zu können, kommt diesem Aspekt 
momentan und auf absehbare Zeit eine ganz 
besondere Bedeutung zu.

Einleitung
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Nachhaltige Finanzpolitik schafft 
Generationengerechtigkeit

Eine nachhaltige Finanzpolitik wird den Bedürf-
nissen der heutigen sowie der künftigen Gene-
rationen gleichermaßen gerecht. Das Prinzip der 
Nachhaltigkeit verlangt, dass wir heute weder in 
ökologischer noch in ökonomischer Hinsicht über 
unsere Verhältnisse leben, aber auch, dass wir an 
morgen denken und die öffentlichen Finanzen 
und den öffentlichen Kapitalstock zukunftsori-
entiert aufstellen. Auch die nächsten Generatio-
nen sollen ein gutes Leben führen können. Das 
erfordert verantwortungsvolles Handeln für das 
Heute und für die Zukunft. So können die Tragfä-
higkeit der öffentlichen Finanzen und die Qualität 
des öffentlichen Kapitalstocks nachhaltig gestaltet 
werden, um morgen noch die notwendigen Hand-
lungsspielräume für die Wahrnehmung der viel-
zähligen staatlichen Aufgaben zu besitzen.

Nachhaltige Finanzpolitik schafft 
Resilienz

Die finanzielle Handlungsfähigkeit des Staates hat 
sich auch in der COVID-Krise als besonders wich-
tig herausgestellt. Die Corona-Pandemie stellt alle 
Bürger*innen, alle Unternehmen und auch alle 
öffentlichen Haushalte vor enorme Herausfor-
derungen. Deutschland hat in den vergangenen 
Jahren in einer positiven konjunkturellen Ent-
wicklung in erheblichem Ausmaß fiskalische Spiel-
räume gesichert. Diese konnten und können nun 
ohne Zögern für die COVID-Krisenbewältigung 
genutzt werden. Dabei sind die deutschen und 
europäischen Stabilisierungsprogramme so ausge-
richtet, dass nicht nur im Grundsatz erfolgreiche 
Strukturen erhalten werden, sondern gerade auch 
Zukunft gestaltet wird, etwa durch gezielte Investi-
tionen in den digitalen und ökologischen Wandel.  

Nachhaltige Finanzpolitik 
unterstützt die Transformation auf 
den Finanzmärkten

Der Wandel zu einer nachhaltigeren Wirtschafts-
weise geht mit umfassenden Investitionen ein-
her. Ein wichtiges Anliegen ist es daher, dass 
Akteur*innen am Finanzmarkt Nachhaltigkeits- 
aspekte bei Entscheidungen angemessen berück-
sichtigen, um individuelle und systemische Risi-
ken besser zu identifizieren und zu managen. Das 
BMF unterstützt vielfältige Ansätze, nachhaltig-
keitsbezogene Transparenz im Finanzsystem zu 
erhöhen. Auf diese Weise können Bürger*innen 
sowie Unternehmen und Kapitalsammelstellen 
besser informierte Entscheidungen treffen. Das ist 
ein wichtiger Beitrag zur Transformation im Sinne 
der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie.

Diese vier zentralen Beiträge der Finanzpolitik zur 
nachhaltigen Entwicklung werden im Teil I dieses 
Berichtes näher beleuchtet. 

Ergänzend werden im Teil II die weiteren Aktivitä-
ten des BMF zur Umsetzung der Nachhaltigkeits-
strategie dargestellt, wobei sie den jeweiligen SDGs 
(VN-Nachhaltigkeitsziele) zugeordnet werden.

Neben dem Ministerium selbst tragen auch der 
Geschäftsbereich des BMF, hier u. a. der Zoll, die 
Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImA) 
sowie die Bundesunternehmen in Beteiligungs-
verwaltung des BMF zu einer nachhaltigen Ent-
wicklung bei. Auch in der eigenen Verwaltung wer-
den Nachhaltigkeitsmaßnahmen aktiv umgesetzt 
(z. B. durch flexible Arbeitszeiten, Gesundheitsfür-
sorge, Beschaffung und Recycling). Der gesamte 
Geschäftsbereich trägt durch seine fachliche Auf-
gabenerfüllung zur Zielerreichung der Bundesre-
gierung bei, z. B. durch Überwachung der Einhal-
tung von Verboten und Beschränkungen und die 
Verfolgung von Verstößen (z. B. durch Bekämp-
fung von Schwarzarbeit sowie Tabakschmuggel, 
Kontrolle der Ein- und Ausfuhr gefährdeter Tier- 
und Pflanzenarten). Ausgewählte Beispiele hierzu 
sind ebenfalls in Teil II des vorliegenden Berichtes 
eingeflossen.

Einleitung
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I.1 Zukunftsfähigkeit durch 
Qualität der öffentlichen 
Finanzen

Eine vorausschauende Finanzpolitik dient der 
Nachhaltigkeit und sichert die Qualität der öffent-
lichen Finanzen und des öffentlichen Kapi-
talstocks. Für den Bund bildet der im Grundsatz 
strukturell weitgehend ausgeglichene Bundes-
haushalt als verfassungsrechtliche Bindung den 
finanzpolitischen Rahmen, innerhalb dessen Prio-
ritäten gesetzt und zielgerichtete Maßnahmen in 
Anbetracht zukünftiger Risiken und Herausforde-
rungen getroffen werden.

Aktuell ist die Bewältigung der Corona-Krise 
die auch finanzpolitisch zentrale Herausforde-
rung, die es auch notwendig gemacht hat, die Aus-
nahmeregelung des Grundgesetzes für außerge-
wöhnliche Notsituationen zu nutzen und vom 
o. g. Grundsatz eines weitgehend ausgeglichenen 
Bundeshaushalts abzuweichen (siehe im Einzel-
nen unter I.2). Dies entspricht aber gerade dem 
Gedanken der Nachhaltigkeit, denn es galt und gilt 
die gesellschaftlichen, sozialen und wirtschaftli-
chen Auswirkungen der Corona-Krise entschieden 
zu bekämpfen und die deutsche Volkswirtschaft 
möglichst rasch wieder auf einen nachhaltigen 
Wachstumspfad zu führen.

Darüber hinaus ist die erfolgreiche Gestaltung 
der Transformationen von Gesellschaft und Wirt-
schaft im Zeichen der Digitalisierung und des Ziels 
der Klimaneutralität auf absehbare Zeit von ele-
mentarer Bedeutung. Eine nachhaltige Finanzpo-
litik muss die für diese Transformationen erfor-
derlichen öffentlichen Investitionen ermöglichen. 
Der Bund hat deshalb die Investitionsausga-
ben deutlich erhöht und wird diese in den kom-
menden Jahren auf einem hohen Niveau von fast  
50 Mrd. Euro jährlich verstetigen (siehe im Einzel-
nen unter I.2).

Die Qualität der öffentlichen Finanzen bemisst 
sich letztlich vor dem Hintergrund aktueller und 
absehbarer Herausforderung daran, ob die finanz-
politischen Ziele richtig gesetzt und die konkreten 

Maßnahmen unter dem Blickwinkel der Effektivi-
tät, Effizienz und Nachhaltigkeit ausgewählt sind. 
Damit dieses gelingen kann, muss der institutio-
nelle Rahmen richtig gesetzt sein.

Top-down-Verfahren

Für den Bund bilden die Schuldenregel (Artikel 109 
und 115 im GG) und das zur haushaltspolitischen 
Handhabung derselben im Jahr 2012 eingeführte 
Top-down-Verfahren (Haushaltseckwerteverfah-
ren) den institutionellen Rahmen. Auf Vorschlag 
des Bundesfinanzministeriums (BMF) beschließt 
das Kabinett im Top-down-Verfahren das Gesamt-
budget und dessen Aufteilung auf die Ressorts. 
Die Erstellung des Vorschlages durch BMF erfor-
dert dabei die unmittelbare Berücksichtigung der 
SDG-Indikatoren Staatsdefizit und strukturelles 
Defizit sowie mittelbar auch Schuldenstand und 
wirtschaftliche Zukunftsvorsorge (ausführlicher 
zu den Indikatoren siehe Abschnitt I.2). Mit dem 
Vorschlag für das Gesamtbudget wird das BMF sei-
ner Verantwortung für die Aufstellung eines ohne 
neue Schulden ausgeglichenen Haushalts unter 
Berücksichtigung von Ausnahmeregelungen für 
außergewöhnliche Notsituationen oder Naturka-
tastrophen gerecht. Auf dieser Grundlage planen 
die Fachressorts die Aufteilung ihrer Haushalts-
mittel weitgehend autonom (Ressortprinzip) und 
können damit ihre Fachpolitik auch unter Nach-
haltigkeitsgesichtspunkten ausgestalten. 

Vor Einführung des Top-down-Verfahrens lag die 
Verantwortung beim BMF, dass trotz der von den 
Ressorts angemeldeten Mehrbedarfe ein Haus-
haltsausgleich ohne neue Schulden im Haushalts-
aufstellungsprozesses erreicht werden kann. Das 
BMF musste die einzelnen Bedarfe der Ressorts 
untereinander und in der Gesamthöhe austarieren 
und den insgesamt vorhandenen Finanzierungs-
spielräumen anpassen. Das Haushaltsvolumen des 
Regierungsentwurfs war Ergebnis dieses intensi-
ven Verhandlungsprozesses. 
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Mit der Einführung des Top-down-Verfahrens 
wurde der Prozess der Haushaltsaufstellung ver-
schlankt und die Ressorts genießen seitdem mehr 
Eigenverantwortung bei der Gestaltung von Ein-
zelmaßnahmen. Die Entscheidung über die Mit-
telverwendung in den jeweiligen Fachressorts 
verbessert dabei die Ressourcenallokation und 
fördert somit auf Basis einer fachlichen Infor-
mationsgrundlage die effiziente Verwendung 
von Steuermitteln. Gleichzeitig können mit einer 
entsprechenden Maßnahmenauswahl weitere 
Nachhaltigkeitsziele unterstützt werden.

Gleichwohl entfällt im Top-down-Verfahren der 
Verhandlungsprozess, der einen regen Informati-
onsaustausch zwischen Fachressorts und Finanz-
ministerium nach sich zog. Eine dezentrale und 
nicht zwischen Ressorts koordinierte Entschei-
dung in Eigenverantwortung der Fachressorts 
kann zu Überschneidungen in deren Ausgabenpo-
litiken und damit zu neuen Ineffizienzen führen. 
Innerhalb der Bundesregierung hat das BMF daher 
schon frühzeitig auf die Notwendigkeit von Inst-
rumenten zur Koordinierung und Wirkungsorien-
tierung des Haushalts hingewiesen und deren Ent-
wicklung nachdrücklich unterstützt. 

Die regelmäßige Überprüfung der Maßnahmen 
der Fachressorts nach den Grundsätzen der Effek-
tivität und Effizienz erschließt zusätzliche Spiel-
räume, die für Umschichtungen innerhalb des 
Bundesetats genutzt werden können. Spending 
Reviews und der Subventionsbericht sind wesent-
liche Instrumente zur Verbesserung der Koordinie-
rung und der angestrebten Wirkungsorientierung. 
Andere Bausteine wie etwa Makroanalysen der 
Qualität der öffentlichen Finanzen, Evaluierun-
gen, der Tragfähigkeitsbericht oder die Nutzung 
marktorientierter Instrumente der Bereitstellung 
öffentlicher Leistungen, wie etwa öffentlich-pri-
vate Partnerschaften, vervollständigen diesen 
Instrumentenkasten. 

Spending Reviews

International sind Spending Reviews — ein-
nahme- und ausgabeseitige Haushaltsanalysen —  
in OECD-Ländern und der EU weit verbreitet. Aller-
dings werden sie sehr unterschiedlich interpretiert 
und umgesetzt. Gemeinsam ist diesen Ansätzen, 
dass sie der Definition von Haushaltsprioritäten, 
der Verbesserung der Ausgabenkontrolle, der Opti-
mierung der Ressourcenallokation und -verwen-
dung, der Erleichterung und Objektivierung von 
Neupriorisierungen oder auch der Verbesserung 
der Rechenschaftslegung und der Transparenz 
gegenüber Politik und Öffentlichkeit dienen. 

In Deutschland dienen sie dazu, das Haushalts-
aufstellungsverfahren stärker inhaltlich auszu-
richten und die Wirkungsorientierung der einge-
setzten Haushaltsmittel zu verbessern. Sie dienen 
damit der Verbesserung der Struktur des Bun-
deshaushalts und auch der Repriorisierung bzw. 
Schaffung von Spielräumen für neue Maßnahmen.

Die Bundesregierung führt seit dem Jahr 2015 
Spending Reviews durch. Sie dienen dazu, das 
Top-down-Verfahren um zusätzliche Informatio-
nen zu ergänzen. Im Ergebnis führt dies zu einer 
qualitativen Verbesserung der Struktur der öffent-
lichen Haushalte. Spending Reviews sind damit als 
Instrument zur Überprüfung von Zielerreichung 
(Effektivität) und Wirtschaftlichkeit (Effizienz) zu 
verstehen.

Die Themen werden grundsätzlich vom Kabinett 
beschlossen, ein Lenkungsausschuss auf Staatsse-
kretär*innenebene beschließt dann den konkre-
ten Arbeitsauftrag an eine einzusetzende Arbeits-
gruppe. Die Themenvorschläge können sowohl 
vom Bundesfinanzministerium als auch aus den 
Fachressorts kommen. Die Ergebnisse der Spen-
ding Reviews sollen in der Regel im darauffolgen-
den Haushalt umgesetzt werden können. Mit Blick 
auf den Anspruch weitgehender Transparenz wer-
den sowohl Parlament als auch Öffentlichkeit nach 
Abschluss über die Ergebnisse der Reviews durch 
Veröffentlichung im Finanzbericht und Internet 
informiert. 
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Subventionsbericht 
und regelmäßige 
Nachhaltigkeitsprüfung

Der Subventionsbericht wird als gemeinsamer 
Bericht der Bundesregierung unter Federfüh-
rung des BMF erstellt. Die Bundesregierung hat 
sich zudem Leitlinien für die Subventionspolitik 
als Selbstbindung gesetzt, über deren Einhaltung 
sie im Bericht Rechenschaft ablegt. Die Leitlinien 
sehen nicht nur die grundsätzlich befristete und 
degressive Gestaltung von Subventionen vor, son-
dern auch eine Verpflichtung zur Evaluierung und 
zur Prüfung der Nachhaltigkeit der Subventionen. 

Da im Top-down-Verfahren der Verhandlungspro-
zess, der einen regen Informationsaustausch zwi-
schen Fachressorts und Finanzministerium nach 
sich zog, entfällt, kann die dezentrale Entschei-
dung in Eigenverantwortung der Fachressorts zu 
Überschneidungen der Ausgabenpolitiken führen. 
Der Subventionsbericht schafft Transparenz über 
die Aktivitäten der Ressorts sowohl für andere 
Fachressorts als auch für das Finanzministerium. 
In diesem Kontext kommt dem Subventionsbe-
richt der Bundesregierung, für den im Stabilitäts- 
und Wachstumsgesetz v. a. eine Rolle als Informa-
tionsinstrument für Bundestag und Bundesrat im 
Rahmen der Haushaltsaufstellung vorgesehen ist, 
eine neue Bedeutung zu. 

Durch standardisierte Vorgaben für die Berichter-
stattung über die einzelnen Subventionen legt er 
eine breite Informationsgrundlage. Mit der Etab-
lierung eines grundsätzlich regelmäßigen Evalu-
ierungszyklus für alle Finanzhilfen und Steuer-
vergünstigungen setzt das Ministerium die in den 
„Subventionspolitischen Leitlinien“ der Bundesre-
gierung geforderte regelmäßige Erfolgskontrolle 
um. Damit wird ein wichtiger Beitrag zu einer evi-
denzbasierten Finanz- und Steuerpolitik geleistet. 

Ferner unterliegen alle Subventionen einer im Jahr 
2015 eingeführten Nachhaltigkeitsprüfung, bei der 
für jede einzelne Subvention eine Abwägung ihrer 
Auswirkungen aus ökonomischer, ökologischer 

und sozialer Perspektive erfolgt und insbesondere 
Zielkonflikte in den Blick genommen werden. Der 
Subventionsbericht gibt der Diskussion der Aus-
wirkungen der Subventionen auf den Kanon der 
Nachhaltigkeitsziele unter den Ressorts ein Forum.

In der Gesamtschau zeigt sich ein zunehmender 
Einfluss klimapolitischer Ziele auf die Subventions-
politik der Bundesregierung. Im Jahr 2020 entfällt 
vom Subventionsvolumen von gut 31,25 Mrd. Euro  
rd. ein Drittel auf klima- und umweltfreundliche 
Maßnahmen. 

Stärkung nachhaltiger Politik

Der Bundeshaushalt schafft den finanziellen 
Ermächtigungsrahmen für die Ressorts, um ihre 
jeweilige Fachpolitik durch geeignete Auswahl und 
Gestaltung von Maßnahmen nachhaltig auszuge-
stalten. Gemeinsame Grundlage ist die von der 
Bundesregierung beschlossene Deutsche Nachhal-
tigkeitsstrategie mit den Leitlinien Generationen-
gerechtigkeit, Lebensqualität, sozialer Zusammen-
halt und internationale Verantwortung. 

Die Bundesregierung wird die Nachhaltigkeits-
wirkung der öffentlichen Ausgaben weiter verste-
tigen. Um die Finanz- und Haushaltspolitik noch 
stärker als strategischen Hebel für eine nachhaltige 
Entwicklung zu nutzen, beabsichtigt die Bundes-
regierung im Rahmen eines Pilotprojekts in einem 
ersten Schritt zu prüfen, welche Möglichkeiten zur 
Verknüpfung der SDGs sowie der Ziele und Indika-
toren der DNS mit dem Bundeshaushalt bestehen.
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I.2: Generationengerechtigkeit 
durch tragfähige öffentliche 
Finanzen 

Solide öffentliche Finanzen sind das Ergebnis einer 
nachhaltigen und weitsichtigen Finanzpolitik und 
Haushaltsführung. Sie sind auch ein wichtiger 
Aspekt für die nachhaltige Entwicklung Deutsch-
lands. Vor diesem Hintergrund ist das BMF feder-
führend für die in der Nachhaltigkeitsstrategie 
verankerten Indikatoren Staatsdefizit, struktu-
relles Defizit, Schuldenstand und wirtschaftliche 
Zukunftsvorsorge zuständig. Dabei hat das BMF 
sowohl kurz- und mittelfristige Entwicklungen 
als auch langfristige Trends im Blick. Im Ergebnis 
bildet die Solidität der öffentlichen Finanzen das 
Fundament für die Umsetzung der Nachhaltig-
keitsziele auch anderer Politikbereiche. 

Stabilitäts- und Wachstumspakt

Der Stabilitäts- und Wachstumspakt (SWP) der 
Europäischen Union verpflichtet die Mitgliedstaa-
ten, den gesamtstaatlichen Haushalt mittelfris-
tig nahezu auszugleichen und sich hierzu selbst 
verbindliche Ziele zu setzen. Zudem gibt der Pakt 
finanzpolitische Obergrenzen für Haushaltsde-
fizit und Schuldenstand vor. Die Einhaltung die-
ser Ziele und Grenzmarken sichert die finanzielle 
Handlungsfähigkeit eines jeden einzelnen Mit-
gliedstaates der Wirtschafts- und Währungsunion. 
Der Pakt verpflichtet die EU-Mitgliedstaaten 
somit zu einer stabilitätsorientierten Finanzpoli-
tik als Voraussetzung für ein starkes, nachhaltiges 
Wachstum in Europa.

Seit dem Jahr 2012 war der Staatshaushalt von 
Bund, Ländern, Gemeinden und Sozialversiche-
rungen annähernd ausgeglichen und das sog. 
mittelfristige Haushaltsziel (strukturelles Defi-
zit von maximal 0,5 % des BIP) erreicht. Das Kri-
terium eines Staatsdefizits von höchstens 3 % der 
jährlichen Wirtschaftsleistung wurde von 2011 
bis 2019 durchgängig erfüllt. Der Staatshaushalt 
(Bund, Länder, Gemeinden und Sozialversicherun-
gen einschließlich ihrer jeweiligen Extrahaushalte) 

weist im Jahr 2020 in Folge von Steuerminderein-
nahmen und den finanziellen Auswirkungen der 
Maßnahmen zur Bekämpfung der COVID-19-Pan-
demie einen gesamtstaatlichen Finanzierungs-
saldo von -4,2 % des BIP auf. 

Im Jahr 2021 würde der Staatshaushalt auf Basis 
der aktuellen Projektion des BMF ein Defizit von 
rd. 7 % des BIP aufweisen. Ab 2022 würde der 
Finanzierungssaldo mit -2 % des BIP wieder unter-
halb der europäisch festgelegten Grenze von -3 % 
des BIP liegen. 

Das mittelfristige Haushaltsziel eines strukturel-
len Defizits von maximal 0,5 % des BIP entspre-
chend dem Fiskalvertrag wird im Jahr 2024 wieder 
eingehalten. Der um Konjunktur- und Einmalef-
fekte bereinigte, strukturelle Finanzierungssaldo 
lag im Jahr 2020 bei -2,0 % des BIP und wird sich 
im laufenden Jahr deutlich, auf rd. -6 % des BIP, 
verschlechtern. Dabei setzen das Konjunkturpro-
gramm und die im November und Dezember 2020 
beschlossenen Unternehmenshilfen einen expan-
siven Fiskalimpuls im Jahr 2021. Ab dem Jahr 2022 
setzt die strukturelle Konsolidierung des Staats-
haushaltes ein, obschon öffentliche Investitionen 
auf einem hohen Niveau verstetigt werden: Die 
Konsolidierung der Staatsschuldenquote ergibt 
sich im Wesentlichen aus dem Nennereffekt, mit 
dem die Staatsschuldenquote durch das Wirt-
schaftswachstum sinkt, und Zählereffekten, also 
insbesondere dem Auslaufen der Maßnahmen des 
Konjunkturprogramms und der wieder ansteigen-
den Steuereinnahmen.
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Entwicklung der Maastricht-Schuldenstandsquote - Maastricht-Schuldenstand in % des BIP

Im SWP der Europäischen Union ist der Refe-
renzwert für die maximale Schuldenstands-
quote auf 60 % des BIP festgelegt. Der über die 
Maastricht-Obergrenze von 60 % des BIP hinaus-
gehende Schuldenstand muss um jährlich mindes-
tens 1/20 im Durchschnitt der letzten drei Jahre 
verringert werden. Es ist gelungen, die gesamtwirt-
schaftliche Schuldenstandsquote im Jahr 2019 auf 
59,7 % zu senken. Damit wurde der Referenzwert 
des Maastricht-Vertrags von 60 % des BIP erst-
mals seit dem Jahr 2002 wieder unterschritten. Die 
gesunkene Schuldenstandsquote hat die Voraus-
setzungen verbessert, um auf die aktuellen Her-
ausforderungen durch die Pandemie entschieden 
reagieren zu können, ohne die Stabilität des Staats-
haushalts nachhaltig zu gefährden. Infolge der zur 
Bekämpfung der Auswirkungen der Pandemie 
ergriffenen Maßnahmen ist der Maastricht Schul-
denstand im Jahr 2020 auf rd. 69,8 % angestiegen. 

Darüber hinaus wird die Politik dem SDG-Krite-
rium wirtschaftliche Zukunftsvorsorge gerecht. 
Die Investitionsdynamik bleibt insgesamt hoch. 
Die staatlichen Bruttoanlageinvestitionen sind 
2020 um 5,6 % gestiegen (2019: +7,2 %). Die 
Zuwachsrate lag im Jahr 2020 weiterhin deut-
lich über dem langjährigen Durchschnitt (+2,1 %). 
Die Bundesregierung trägt zur Investitionsdyna-
mik u. a. mit dem Konjunkturpaket erheblich bei: 
durch höhere Investitionen im Bundeshaushalt 
und spürbare Investitionszuschüsse an Länder und 
Kommunen, die gut 2/3 der staatlichen Investitio-
nen tragen.

Solide Staatsfinanzen eröffnen auch die Mög-
lichkeit, die öffentlichen Haushalte auf eine Stär-
kung der Wachstumsgrundlagen und Zukunfts-
aufgaben auszurichten. Mit den Eckwerten zum 
Bundeshaushalt 2022 und für den Finanzplan 
bis 2025 wird durch den Fokus auf die Förderung 
und aktive Gestaltung laufender Transformati-
onsprozesse zur Stärkung des volkswirtschaft-
lichen Potenzials der Grundstein für kräftiges 
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und nachhaltiges Wirtschaftswachstum nach der 
Corona-Krise gelegt und so die Grundlage für eine 
auch in Zukunft solide Finanzpolitik geschaffen.  
Die Investitionsoffensive der vorangegangenen 
Jahre wird daher fortgesetzt und die Ausgaben des 
Bundes für Investitionen werden im Rahmen der 
Eckwerte 2022 bis 2025 auf rd. 50 Mrd. Euro p. a. 
angehoben und verstetigt. Die Schwerpunkte der 
transformativen Investitionen liegen insbeson-
dere in den Bereichen Klimaschutz, Energiewende, 
Mobilität und Digitalisierung. Darüber hinaus 
wurden und werden die Länder und Kommunen 
umfassend gefördert, u. a. durch den Kommu-
nalinvestitionsförderungsfonds mit 7 Mrd. Euro.  
Auch im Zuge des Konjunkturpakets hat der Bund 
die Kommunen massiv unterstützt, vor allem 
durch die gemeinsam mit den Ländern finanzierte 
pauschale Kompensation der Gewerbesteueraus-
fälle im Jahr 2020 (Bundesmittel: 6,134 Mrd. Euro)  
sowie die deutliche Erhöhung der Bundesbeteili-
gung an den Leistungen für Unterkunft und Hei-
zung, die die Kommunen jährlich entlastet (ca.  
3,9 Mrd. Euro im Jahr 2021). Die gesamtstaatli-
chen Bruttoanlageinvestitionen steigen in diesem 
Jahr um rd. 7 ¾ %, nach 7,6 % im Vorjahr. In den 
kommenden Jahren werden sie auf einem deutlich 
höheren Investitionsniveau mit etwas moderate-
rer Dynamik weiterwachsen.

Schuldenbremse

Den Regeln des Europäischen Stabilitäts- und 
Wachstumspakts und des Fiskalvertrags folgend, 
wurde im Jahr 2011 die Schuldenbremse im Zuge 
der damaligen Föderalismusreform eingeführt. In 
Artikel 109 Absatz 3 GG ist seitdem für Bund und 
Länder gemeinsam der Grundsatz des ohne Neu-
verschuldung ausgeglichenen Haushalts veran-
kert: „Die Haushalte von Bund und Ländern sind 
grundsätzlich ohne Einnahmen aus Krediten aus-
zugleichen.“ Für den Bund wird dieser Grundsatz 
in Artikel 115 Absatz 2 GG konkretisiert: „Einnah-
men und Ausgaben sind grundsätzlich ohne Ein-
nahmen aus Krediten auszugleichen. Diesem 
Grundsatz ist entsprochen, wenn die Einnahmen 
aus Krediten 0,35 vom Hundert im Verhältnis zum 

nominalen BIP nicht überschreiten […].“ Dabei 
wird auf die strukturelle Nettokreditaufnahme 
(NKA) abgestellt, hierzu wird die NKA um kon-
junkturelle Effekte bereinigt, wobei „bei einer von 
der Normallage abweichenden konjunkturellen 
Entwicklung die Auswirkungen auf den Haushalt 
im Auf- und Abschwung symmetrisch zu berück-
sichtigen“ sind.

Neben der Konjunkturbereinigung wird die NKA 
um finanzielle Transaktionen, die das Finanzver-
mögen des Bundes nicht verändern, bereinigt. 
Somit werden z. B. Einnahmen aus einem Betei-
ligungsverkauf in der Schuldenbremse nicht als 
Einnahmen betrachtet. Näheres hierzu ist in § 3 
im Ausführungsgesetz zu Artikel 115 GG (Arti-
kel-115-Gesetz) geregelt. Die Obergrenze für die 
Nettokreditaufnahme gilt neben dem Bundes-
haushalt auch für die Nettokreditaufnahme von 
Sondervermögen des Bundes sowie für die Finan-
zierungssalden von Sondervermögen ohne eigene 
Kreditermächtigungen. Kreditermächtigungen 
von Sondervermögen, die vor der Einführung der 
Schuldenbremse bestanden, blieben bei der Ein-
führung der Schuldenbremse unberührt.

Die Einhaltung der Schuldenbremse ist nicht nur 
bei der Haushaltsaufstellung, sondern auch im 
Haushaltsvollzug sicherzustellen. Um die Einhal-
tung der Schuldenbremse auch im Haushaltsvoll-
zug zu gewährleisten, wurde ein Kontrollkonto ein-
gerichtet, das mit einer Ausgleichspflicht versehen 
ist. Auf dem Kontrollkonto werden die nicht kon-
junkturbedingten positiven und negativen Abwei-
chungen von der Regelobergrenze erfasst, die sich 
in den einzelnen Haushaltsjahren im Haushalts-
vollzug ergeben. Die jährlichen Belastungen bzw. 
Gutschriften des Kontrollkontos werden saldiert. 
Überschreitet ein etwaiger kumulierter negati-
ver Saldo des Kontrollkontos den Schwellenwert 
von 1,5 % des BIP, so ist diese Überschreitung nach 
den Vorgaben des GG konjunkturgerecht zurück-
zuführen. Die Ausführungsbestimmung sieht vor, 
dass die Abbauverpflichtung nur im Aufschwung 
umzusetzen ist.
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Die Schuldenbremse sieht für Notsituationen wie 
die Corona-Pandemie eine Ausnahme vor. Im Falle 
von Naturkatastrophen oder außergewöhnlichen 
Notsituationen, die sich der Kontrolle des Staa-
tes entziehen und welche die staatliche Finanz-
lage erheblich beeinträchtigen, kann die Ober-
grenze für die strukturelle Nettokreditaufnahme 
von 0,35 % des BIP aufgrund eines Beschlusses 
des Bundestages nach Artikel 115 Absatz 2 Satz 6 
des Grundgesetzes überschritten werden. Dieser 
Beschluss ist mit einem Tilgungsplan zu verbin-
den. Die Rückführung der aufgenommenen Kre-
dite, die über die Obergrenze hinausgehen, hat 
binnen eines angemessenen Zeitraumes zu erfol-
gen. Von der Ausnahmeregel wurde für den Bun-
deshaushalt 2020 und für den Bundeshaushalt 
2021 Gebrauch gemacht.

Langfristige Tragfähigkeit der 
öffentlichen Finanzen

Daneben hat das BMF auch langfristige Risiken 
für die Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen im 
Blick. Die Staatsfinanzen gelten als langfristig trag-
fähig, wenn der Staat glaubwürdig darlegen kann, 
seinen Schuldenstand und alle zukünftigen Ausga-
ben, die für eine erfolgreiche Staatstätigkeit erfor-
derlich sind, dauerhaft durch zukünftige Einnah-
men zu decken. Hierbei gibt es keine feste Grenze 
des Staatsschuldenstandes, bis zu der die Staats-
finanzen als tragfähig anzusehen sind. Vielmehr 
hängt diese u. a. von der Entwicklung der Wirt-
schaftskraft oder den bestehenden Refinanzie-
rungsbedingungen des Landes ab.

Der demografische Wandel ist eine wesentliche 
Herausforderung für die langfristige Tragfähig-
keit der öffentlichen Finanzen. Die Alterung spie-
gelt sich u. a. im Altenquotienten wider, also in der 
Relation zwischen der Zahl der Personen im Ren-
tenalter (67+ Jahre) und Personen im erwerbsfä-
higen Alter (20 bis 66 Jahre). Im Jahr 2000 lag die-
ser Quotient bei lediglich 22,2 % und im Jahr 2018 
bei 30,7 %. Durch den Renteneintritt geburtenstar-
ker Jahrgänge wird der Altenquotient bis zum Jahr 
2040 auf ca. 46,7 % steigen. Anschließend wird der 

Altenquotient bis zum Jahr 2060 voraussichtlich 
etwas gedämpfter bis auf 50,2 % ansteigen.  

Um einen fairen Ausgleich zwischen den Genera-
tionen zu gewährleisten, gilt es die sich aus dem 
demografischen Wandel ergebenden finanzpoliti-
schen Herausforderungen regelmäßig zu analysie-
ren und rechtzeitig mittels geeigneter Maßnahmen 
gegenzusteuern. Zur umfassenden Darstellung 
und finanzpolitischen Bewertung der Auswirkun-
gen des demografischen Wandels auf die langfris-
tige Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen in 
Deutschland veröffentlicht das BMF in jeder Legis-
laturperiode daher seinen „Bericht zur Tragfähig-
keit der öffentlichen Finanzen“. 

Der fünfte und aktuellste Tragfähigkeitsbericht des 
BMF ist im März 2020 noch vor Beginn der Coro-
na-Pandemie in Deutschland erschienen. Die Ent-
wicklungen der Corona-Krise schlagen sich daher 
nicht in den Ergebnissen nieder. Die Projektionen 
zeigen an, dass die Alterung der Bevölkerung bei 
ansonsten unveränderten Rahmenbedingungen 
zu einem in Relation zum BIP überproportionalen 
Anstieg der altersabhängigen staatlichen Ausga-
ben wie diejenigen für Rente, Pflege und Gesund-
heit führen wird. Zugleich dämpft die demogra-
fische Entwicklung aufgrund des Absinkens der 
erwerbstätigen Bevölkerung das Wachstum des 
gesamtwirtschaftlichen Produktionspotenzials. 
An den grundsätzlichen Dynamiken der im Trag-
fähigkeitsbericht angezeigten demografiebeding-
ten Ausgabenanstiege dürfte die Corona-Pande-
mie wenig ändern.

Die zentralen Politikansätze zur Sicherung der 
Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen sind eine 
Stärkung des Arbeitsmarkts, die Förderung des 
Arbeitskräfteangebots und die Verbesserung der 
Leistungspotenziale der erwerbstätigen Gesell-
schaft, insbesondere von Frauen, Älteren und von 
Menschen mit Migrationshintergrund. Ansatz-
punkte für konkrete Maßnahmen sind z. B. im 
Rahmen der Fachkräftestrategie, der Nationa-
len Weiterbildungsstrategie oder in der Einfüh-
rung von Flexirente und Brückenteilzeit zu fin-
den. Darüber hinaus kann eine vorausschauende 
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Politik die Produktivität der Volkswirtschaft durch 
das Setzen der richtigen Rahmenbedingungen und 
gezielte investive Maßnahmen, insbesondere für 
grüne und digitale Investitionen, verbessern.

Ageing-Report der EU 

Das BMF unterstützt ferner die finanzpolitischen 
Koordinierungsprozesse auf EU-Ebene durch eine 
koordinierende Mitwirkung an dem alle drei Jahre 
zu erstellenden Ageing-Report der EU. Der aktu-
elle Ageing-Report 2018 der EU wurde im Mai 2018 
vom Rat der Finanzminister der EU (ECOFIN) in 
Brüssel gebilligt. Der Report zeigt, dass die Bevöl-
kerungsalterung eine große Herausforderung für 
die langfristige Tragfähigkeit darstellt. Die Ver-
öffentlichung des 2021 Ageing-Report der EU ist 
für Mai 2021 geplant und umfasst Projektionen zu 
alterungsbedingten Ausgaben der Bildung, Pflege, 
Gesundheit und Rente.

I.3: Nachhaltige Finanzpolitik 
für Resilienz und 
Zukunftsfähigkeit: die COVID-
Krisenbewältigung

Die Corona-Pandemie stellt alle Bürger*innen, alle 
Unternehmen und auch alle öffentlichen Haus-
halte vor enorme Herausforderungen. Deutsch-
land hat in den vergangenen Jahren die gute 
konjunkturelle Entwicklung genutzt und so Spiel-
räume gewonnen, die nun für die COVID-Krisen-
bewältigung genutzt werden können. Zugleich 
sind die deutschen und europäischen Stabili-
sierungsprogramme so ausgerichtet, dass nicht 
nur im Grundsatz erfolgreiche Strukturen erhal-
ten werden, sondern auch Zukunft gestaltet wird, 
etwa durch gezielte Investitionen in den digitalen 
und ökologischen Wandel, um für die Zukunft ein 
nachhaltiges Wachstum zu sichern.  

Hilfen für Unternehmen und 
Selbstständige

Mit der Soforthilfe, den Überbrückungshilfen und 
den außerordentlichen Wirtschaftshilfen (Novem-
ber- bzw. Dezemberhilfe) werden branchenunab-
hängig Unternehmen, Soloselbstständige und Frei-
berufler unterstützt, die coronabedingt mit hohen 
Umsatzausfällen zu kämpfen haben. Da gerade die 
fortlaufenden Fixkosten die Existenz der Unter-
nehmen bei zeitgleich hohen Umsatzausfällen 
gefährdet, besteht die Hilfe dieser Programme in 
einem Zuschuss zu den betrieblichen förderfähi-
gen Fixkosten. Dadurch soll die präpandemische 
Wirtschaftsstruktur erhalten und Beschäftigung 
gesichert werden, da auch grundsätzlich wettbe-
werbsfähige Unternehmen durch die gesellschaft-
lichen und wirtschaftlichen Einschränkungen 
infolge der Pandemiebekämpfung in existenzielle 
Not geraten können. In der Reihe der Zuschuss-
programme stellen die außerordentlichen Wirt-
schaftshilfen eine Ausnahme dar. Hierbei werden 
nicht einzelne förderfähige Fixkosten berücksich-
tigt, sondern es erfolgt eine Förderung in Höhe von 
bis zu 75 % des Referenzumsatzes in den Monaten 
November und Dezember 2020. Da die außeror-
dentlichen Wirtschaftshilfen nicht über den Jah-
reswechsel verlängert wurden, ist die dritte Phase 
der Überbrückungshilfen (Überbrückungshilfe III)  
ab Januar 2021 das zentrale Hilfsinstrument der 
Bundesregierung, auch in Zeiten mit bundeswei-
ten Schließungen (Förderzeitraum November 2020 
bis Juni 2021). Hierfür wurde der Kreis der Antrags-
berechtigten erweitert, die Antragsvoraussetzun-
gen wurden vereinfacht und die maximale Förde-
rung im Vergleich zu den Vorgängerprogrammen 
wurde deutlich erhöht. Auch werden Branchen, 
die besonders von den Folgen der Pandemie sowie 
der Pandemie-Bekämpfung betroffen sind, mit 
zusätzlichen Regelungen innerhalb dieses grund-
sätzlich branchenunabhängigen Programms 
berücksichtigt. Außerdem können Soloselbststän-
dige mit der Neustarthilfe alternativ zur Überbrü-
ckungshilfe III eine einmalige Betriebskostenpau-
schale beantragen.
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Der Wirtschaftsstabilisierungsfonds (WSF) wurde 
im Frühjahr 2020 als unmittelbare Krisenreak-
tion errichtet und dient der Stabilisierung von 
Unternehmen der Realwirtschaft, deren Bestands-
gefährdung erhebliche Auswirkungen auf den 
Wirtschaftsstandort oder den Arbeitsmarkt in 
Deutschland hätte. Antragsberechtigt sind grund-
sätzlich Unternehmen, die in den letzten bei-
den bilanziell abgeschlossenen Geschäftsjah-
ren mindestens zwei der folgenden Kriterien 
erfüllt haben: eine Bilanzsumme von mehr als  
43 Mio. Euro, Umsatzerlöse in Höhe von mehr 
als 50 Mio. Euro und im Jahresdurchschnitt mehr 
als 249 Beschäftigte. Der WSF hat ein Gesamtvo-
lumen von bis zu 600 Mrd. Euro; darunter bis zu  
400 Mrd. Euro für Garantien, 100 Mrd. Euro für 
Rekapitalisierungen und 100 Mrd. Euro zur Refi-
nanzierung der KfW-Sonderprogramme. Dem 
WSF stehen dabei folgende Instrumente zur Ver-
fügung: Garantien auf Kredite, Garantien auf 
Anleihen, Nachrangdarlehen, stille Beteiligungen, 
Wandel- und Optionsanleihen sowie direkte Betei-
ligungen. Die Hilfen des WSF sind nach dem Sta-
bilisierungsfondsgesetz subsidiär und sollen nur 
gewährt werden, wenn anderweitige Finanzie-
rungsmöglichkeiten nicht in Betracht kommen. 
Für die Gewährung von Stabilisierungsmaßnah-
men entrichten die Unternehmen eine angemes-
sene Vergütung.

Im Rahmen des KfW-Sonderprogramms (KfW- 
Unternehmerkredit, ERP-Gründerkredit Uni-
versell, KfW-Schnellkredit, Sonderprogramm 
Direktbeteiligung für Konsortialfinanzierung, 
KfW-Globaldarlehen an LFI für gemeinnützige 
Organisationen) werden Unternehmen über ihre 
Hausbanken Darlehen bereitgestellt, die mit einer 
Haftungsfreistellung bzw. Risikoübernahme durch 
die KfW verbunden sind. Die Haftungsfreistellung 
bzw. Risikoübernahme ist durch eine Bundesga-
rantie gedeckt.

Im Rahmen der bestehenden Rückbürgschafts- 
und Rückgarantieprogramme hat die Bundesre-
gierung die Aktivitäten bei Bürgschaftsbanken 
und Mittelständischen Beteiligungsgesellschaften 
erweitert. Die Bürgschaftshöchstbeträge wurden 
auf 2,5 Mio. Euro erhöht sowie auch die maximale 
Beteiligungshöhe. Daneben wurden Prozess- 
erleichterungen beschlossen sowie die Bund-Län-
der-Risikoquoten angehoben. Dadurch wird die 
Fremdkapital- und Eigenkapital-Finanzierung 
von KMU erleichtert. Die Erweiterungen/Erleich-
terungen gelten bis 30. Juni 2021. Das Großbürg-
schaftsprogramm (parallele Bund-Länder-Bürg-
schaften) wurde ausgeweitet. Die Förderung von 
Unternehmen, auch außerhalb von struktur-
schwachen Regionen, sowie die Absicherung von 
Betriebsmittelfinanzierungen und Investitionen, 
ab einem Bürgschaftsbedarf von 50 Mio. Euro, sind 
nun möglich mit einer Bürgschaftsquote von bis 
zu 90 %. 

Zusätzlich wurde zur Aufrechterhaltung und 
Stabilisierung von Lieferketten und zur Steue-
rung von Forderungsausfallrisiken ein Schutz-
schirm für Warenkreditversicherungen mit einem 
Garantievolumen von maximal 30 Mrd. Euro ein-
gerichtet. Der Bund agiert dabei als Rückversi-
cherer und übernimmt Entschädigungszahlun-
gen bis zu einer Maximalhöhe von insgesamt  
30 Mrd. Euro. Die Maßnahme wurde bis zum  
30. Juni 2021 verlängert. Der Bund übernimmt 
somit seit dem 1. Januar 2021 eine weitere Garantie 
von maximal 30 Mrd. Euro für Entschädigungszah-
lungen der Kreditversicherer. Unter der Bundesga-
rantie konnten und können die unter den Schutz-
schirm fallenden Warenkreditversicherer auch 
weiterhin Kreditlinien im bestehenden Umfang 
von mehr als 420 Mrd. Euro absichern und Unter-
nehmen in dieser schwierigen Phase unterstützen.
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Steuerliche Maßnahmen zur 
Bewältigung der wirtschaftlichen 
Auswirkungen

Zu einer weiteren Verbesserung der Liquidität der 
Unternehmen tragen die drei Corona-Steuerhilfe-
gesetze bei. Durch diese können erhebliche steu-
erliche Entlastungen in Anspruch genommen 
werden. Dies trägt dazu bei, die wirtschaftliche 
Entwicklung nachhaltig zu stabilisieren und die 
Beschäftigung zu sichern. Die steuerlichen Minder- 
einnahmen aller drei Corona-Steuerhilfegesetze 
belaufen sich auf über 35 Mrd. Euro.

Die Bundesregierung hat als unmittelbare Reak-
tion auf die Corona-Pandemie bereits im März 
2020 eine Reihe steuerlicher Maßnahmen ergrif-
fen, um Arbeitsplätze zu schützen und Unterneh-
men zu unterstützen. Die Möglichkeiten zur Stun-
dung von Steuerzahlungen wurden verbessert und 
die Herabsetzung von Ertragsteuer-Vorauszahlun-
gen wurde erleichtert. Die Maßnahmen wurden 
im Dezember 2020 und ein weiteres Mal im März 
2021 verlängert.

Mit dem Gesetz zur Umsetzung steuerlicher Hilfs-
maßnahmen zur Bewältigung der Corona-Krise 
(Corona-Steuerhilfegesetz) vom 19. Juni 2020 
(BGBl I S. 1385) wurden besonders Betroffene 
schnell unterstützt. Dafür wurde u. a. der Umsatz-
steuersatz für nach dem 30. Juni 2020 und vor dem 
1. Juli 2021 erbrachte Restaurant- und Verpfle-
gungsdienstleistungen mit Ausnahme der Abgabe 
von Getränken von 19 % auf 7 % (bis 31. Dezember 
2020 5 %) abgesenkt. 

Das Zweite Corona-Steuerhilfegesetz vom  
29. Juni 2020 (BGBl I S. 1512) bündelte überwie-
gend kurzfristig wirksame steuerliche Maßnah-
men zur Stärkung der Kaufkraft und konjunktu-
rellen Erholung. Hervorzuheben ist insbesondere 
die befristete Senkung des Umsatzsteuersatzes von 
19 % auf 16 % bzw. des ermäßigten Satzes von 7 % 
auf 5 %. Darüber hinaus wurden die Höchstbeträge 
für den steuerlichen Verlustrücktrag für die Jahre 
2020 und 2021 angehoben und ein Mechanismus 

wurde eingeführt, um den Verlustrücktrag für 
2020 schon mit der Steuererklärung 2019 unmit-
telbar nutzbar und finanzwirksam zu machen. 

Im Rahmen des Dritten Corona-Steuerhilfegeset-
zes vom 10. März 2021 (BGBl I S. 330) wird u. a. der 
steuerliche Verlustrücktrag für die Jahre 2020 und 
2021 nochmals erweitert und auf 10 Mio. Euro bzw. 
20 Mio. Euro (bei Zusammenveranlagung) angeho-
ben. Damit werden zusätzliche Investitionsanreize 
gesetzt. Gleichzeitig wird die wirtschaftliche Erho-
lung der besonders betroffenen Gastronomie nach 
Beendigung der derzeit notwendigen Schließun-
gen unterstützt. Mit der befristeten Verlängerung 
der Anwendbarkeit des ermäßigten Umsatzsteu-
ersatzes für Restaurant- und Verpflegungsdienst-
leistungen werden Unternehmen der Gastrono-
miebranche zur Bewältigung der Krisenfolgen bis 
Ende 2022 steuerlich entlastet.

Konjunkturprogramm mit 
Zukunftspaket

Mit der Beendigung der Ausnahmesituation auf-
grund der gesundheitspolitischen Einschränkun-
gen während der Corona-Pandemie im Frühjahr 
2020 hat die Bundesregierung die darauffolgende 
wirtschaftliche Belebung durch gezielte Maßnah-
men unterstützt. Dazu hat sie am 3. Juni 2020 ein 
umfangreiches Konjunkturprogramm beschlos-
sen. Vordringlichste Prioritäten des Konjunktur-
programms sind die Sicherung von Arbeitsplät-
zen und die Stabilisierung der Wirtschaft. Um 
sicherzustellen, dass Deutschland gestärkt aus der 
Krise hervorgehen wird, wurde ein großer Fokus 
auf Zukunftsinvestitionen gelegt. Das Zukunfts-
paket des Konjunkturprogramms umfasst rd.  
50 Mrd. Euro für klimafreundliche Programme. 
Diese Maßnahmen unterstützen auf breiter Front –  
gerade auch bei zunehmender Impfstoffaus-
rollung – eine nachhaltige und langfristige wirt-
schaftliche Erholung.
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Zur gezielten Stimulierung der Konsumnachfrage 
enthält das Konjunkturprogramm verschiedene 
Instrumente, die die verfügbaren Einkommen der 
privaten Haushalte stärken. Eine zweite Gruppe 
von Maßnahmen richtet sich primär an die Unter-
nehmen. Für eine mittel- und langfristige Stärkung 
des Wachstumspotenzials gilt es trotz der Krisensi-
tuation die Investitionsanreize für Unternehmen 
zu erhalten. Dafür wurde etwa befristet die steuer-
liche Forschungsförderung erhöht und die befris-
tete Möglichkeit einer degressiven Abschreibung 
von beweglichen Wirtschaftsgütern des Anlage-
vermögens geschaffen.

Gerade für die Zukunftsperspektiven junger Men-
schen ist es wichtig, dass trotz der Krise adäquate 
Ausbildungs- und Berufseinstiegsmöglichkeiten 
weiterbestehen, die einen möglichst reibungslosen 
Start in eine gesicherte Erwerbstätigkeit ermögli-
chen. Davon profitieren Unternehmen gleicher-
maßen, denn sie sind auf gut ausgebildete Fach-
kräfte angewiesen. Aus diesem Grund werden 
kleine und mittlere Unternehmen mit Prämien 
belohnt, wenn sie trotz der finanziellen Belas-
tungen durch die Krise weiter Ausbildungsplätze 
anbieten. Auch den Kommunen entgehen durch 
die Folgen der Corona-Pandemie wichtige Einnah-
men. Damit sie angesichts der derzeitigen Heraus-
forderungen handlungsfähig bleiben und wichtige 
Zukunftsinvestitionen tätigen können, wurden 
Entlastungsmaßnahmen der Vorjahre fortgeführt 
und zielgerichtet gestärkt. 

Europäischer Aufbauplan  
„Next Generation EU“

Das zentrale, neu geschaffene Ausgabeinstru-
ment im Rahmen des europäischen Aufbauplans 
„Next Generation EU“ ist die Aufbau- und Resili-
enzfazilität (ARF). Sie ist mit einem Volumen von  
672,5 Mrd. Euro ausgestattet (312,5 Mrd. Euro 
Zuschüsse und 360 Mrd. Euro Kredite – alle Anga-
ben in Preisen von 2018). Ziel der ARF ist es, die 
Resilienz der Volkswirtschaften der Mitgliedstaa-
ten der EU zu verbessern, die wirtschaftlichen und 
sozialen Auswirkungen der Krise zu mildern, den 

Aufbau zu unterstützen und gleichzeitig den Kli-
maschutz und die Digitalisierung zu fördern.

Um Mittel aus der ARF zu erhalten, müssen die 
Mitgliedstaaten nationale Aufbau- und Resilienz-
pläne vorlegen. Nach aktueller Prognose stehen 
Deutschland rd. 23,6 Mrd. Euro als Zuschüsse zu, 
davon rd. 15 Mrd. Euro ab 2021 und geschätzte 8,4 
Mrd. ab 2023 (in Preisen von 2018). Deutschland hat 
am 16. Dezember 2020 den Entwurf des Deutschen 
Aufbau- und Resilienzplans (DARP) im Kabinett 
verabschiedet und im Anschluss bei der Europäi-
schen Kommission eingereicht. Aktuell läuft der 
Konsultationsprozess zwischen der Bundesregie-
rung und der Europäischen Kommission, mit dem 
Ziel, den finalen Plan zum 30. April zu übersenden.

Systematische Berücksichtigung 
von Nachhaltigkeitsaspekten bei 
den Ausgabenprogrammen

Die Gewährung der Zuschüsse aus den Sofort-, 
Überbrückungshilfeprogrammen oder der außer-
ordentlichen Wirtschaftshilfe ist nicht an ökolo-
gische Nachhaltigkeitsaspekte geknüpft, sondern 
primär an den Erhalt der wirtschaftlichen Struk-
turen und der Beschäftigung, sodass vorrangig die 
ökonomische und soziale Dimension von Nachhal-
tigkeit adressiert wird. Eine Förderung findet hier 
branchenunabhängig statt. Die KfW-Kredite kön-
nen auch für Investitionen verwendet werden, die 
einen nachhaltigen wirtschaftlichen Erfolg erwar-
ten lassen. Die KfW schließt dabei Finanzierungen 
für bestimmte Projekte bzw. Verwendungszwecke, 
wie beispielsweise Prospektion, Exploration und 
Abbau von Kohle oder destruktive Fangmethoden 
der Hochseefischerei, aus. Eine Beschränkung auf 
ökologisch nachhaltige Investitionen besteht bei 
den Rückbürgschafts- und Rückgarantieprogram-
men nicht. Das gilt auch für die Großbürgschaften.

Die Gewährung von WSF-Hilfen wird an verbind-
liche Auflagen und Bedingungen geknüpft. Hierzu 
gehören Vergütungsbeschränkungen und das Ver-
bot der Dividendenausschüttung. Auch Nachhal-
tigkeitsaspekte werden berücksichtigt. So werden 
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Unternehmen beispielsweise verpflichtet, ihrer 
umweltpolitischen und ökologischen Verantwor-
tung nachzukommen und dem WSF hierüber zu 
berichten. Auch ganz konkrete Maßnahmen kön-
nen vereinbart werden, wie beispielsweise im Falle 
der Deutschen Lufthansa AG die Verpflichtung zur 
Fortsetzung der emissionsreduzierenden Erneue-
rung der Flotte. 

Dem Fokus von Nachhaltigkeitsaspekten bei Aus-
gabenprogrammen wird insbesondere durch das 
Zukunftspaket des Konjunkturprogramms Rech-
nung getragen. Um die Wettbewerbs- und Innovati-
onsfähigkeit der deutschen Wirtschaft mittel- und 
langfristig zu stärken, setzt die Bundesregierung –  
ergänzend zu den unmittelbaren Krisenhilfen 
und konjunkturellen Stimuli – Schwerpunkte bei 
Investitionen in wichtigen Zukunftsbereichen. 
Das Zukunftspaket sieht ein Volumen von rd.  
50 Mrd. Euro vor und setzt Anreize, insbesondere in 
den Bereichen Klimaschutz, Energiewende, nach-
haltige Mobilität, Gebäudesanierung und Digitali-
sierung, wo sich die zentralen Herausforderungen 
der kommenden Jahre stellen. Um klimafreundli-
che Investitionen auch in der angespannten finan-
ziellen Lage der Kommunen weiter anzureizen, 
wurden die Konditionen der klimaschutzrelevan-
ten Förderprogramme für Antragsteller*innen auf 
kommunaler Ebene attraktiver gestaltet, um deren 
Inanspruchnahme zu erhöhen.

Ein besonderer Schwerpunkt des Zukunftspakets 
liegt auf der Förderung von nachhaltiger Mobili-
tät als einem Kernbaustein, um die Klimaschutz-
ziele der Bundesregierung zu erreichen: Es wurde 
eine Innovationsprämie für Elektro- und Brenn-
stoffzellenautos implementiert, welche die schon 
bestehende Kaufprämie (der sog. „Umweltbo-
nus“) verdoppelt. Zudem wurden spezielle Förder-
programme für Elektroautos für soziale Dienste, 
Handwerkbetriebe und KMU aufgelegt. Des Weite-
ren wurden die zur Verfügung stehenden Mittel für 
den Ausbau der Ladeinfrastruktur sowie der Flot-
tenerneuerung von Bussen und Lkw mit dem Ziel 
einer Umstellung auf klimafreundliche Antriebs-
technologien aufgestockt. Nicht zuletzt wurden 
auch gezielte Anreize für Investitionen in neue 

Technologien, auch durch die zusätzliche Förde-
rung von Forschung und Innovationen in der Bat-
teriezellfertigung, in der Fahrzeugzulieferindust-
rie, in der Schifffahrt und im Luftverkehrsbereich, 
gesetzt.

Ein weiterer Schwerpunkt des Zukunftspakets 
liegt auf Investitionen im Bereich der Energie-
wende. Zwei Aspekte sind dabei wesentlich: eine 
verstärkte Sektorkopplung und eine klimafreund-
liche Energieversorgung. Eine große Rolle bei der 
Sektorkopplung von Energie- und Mobilitätssek-
tor spielt z. B. die Elektrifizierung: Der Strom aus 
erneuerbaren Energien kann für die Defossilisie-
rung des Verkehrssektors genutzt werden. Da sol-
che Elektrifizierungsprozesse sich auch finanziell 
rechnen müssen, ist ein entscheidender Baustein 
für die Sektorkopplung ein bezahlbarer Strom-
preis. Um diesem Aspekt Rechnung zu tragen, wur-
den im Zukunftspaket 11 Mrd. Euro für die Absen-
kung der EEG-Umlage vorgesehen. So kann die 
Höhe der EEG-Umlage in 2021 auf 6,5 ct/kWh und 
in 2022 auf 6 ct/kWh abgesenkt werden. Um auch 
die klimafreundliche Energieversorgung in schwer 
elektrifizierbaren Bereichen sicherzustellen, wur-
den im Zukunftspaket insgesamt 9 Mrd. Euro für 
den Bereich „Grüner Wasserstoff“ eingeplant. Mit  
7 Mrd. Euro soll die Umsetzung der Nationa-
len Wasserstoffstrategie vorangebracht werden, 
2 Mrd. Euro sind für die Intensivierung von aus-
ländischen Partnerschaften im Bereich des Was-
serstoffmarktes vorgesehen. Mit Hilfe dieser Aus-
gabenprogramme kann der Markthochlauf von 
grünem Wasserstoff in Deutschland in Schwung 
kommen. Somit wird sichergestellt, dass perspek-
tivisch auch emissionsintensive Bereiche, wie z. B. 
die Grundstoffindustrie und der Schwerlast- und 
Schiffsverkehr, zu klimafreundlichen Zukunftsbe-
reichen werden können. 

Die Auswahl der Maßnahmen für den DARP-Ent-
wurf erfolgte unter der politischen Maßgabe, dass 
die Deutschland zustehenden ARF-Mittel für 
zukunftsweisende Vorhaben des Konjunkturpro-
gramms vom 3. Juni 2020 eingesetzt werden. Ferner 
werden eine digitale Bildungsoffensive für die Aus-
stattung von Lehrkräften mit digitalen Endgeräten 
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sowie deutsch-französische Hochtechnologiepro-
jekte finanziert. Das Rahmenwerk der Europäi-
schen Kommission sieht als wesentliche quanti-
tative Vorgabe eine Ausgabenquote von 37 % im 
Bereich Klima und 20 % im Bereich Digitales vor. 

Das Hauptaugenmerk des DARP liegt im Sinne der 
Zielrichtung der ARF auf der Bewältigung der bei-
den großen Herausforderungen unserer Zeit, dem 
Klimawandel und der digitalen Transformation. 
Dabei decken die klimafreundlichen Maßnahmen 
ein breites Spektrum ab: von der Dekarbonisie-
rung durch erneuerbaren Wasserstoff über klima- 
freundliche Mobilität bis hin zu klimafreundli-
chem Bauen. Die Digitalisierung zieht sich durch 
fast alle Maßnahmen des Aufbauplans. Neben 
Investitionen zur zügigen Digitalisierung der Inf-
rastruktur und der Wirtschaft stehen auch Daten 
als zentraler Rohstoff der Zukunft im Zentrum. 
Die konkreten Maßnahmen des DARP konzent-
rieren sich auf die folgenden sechs Schwerpunkte 
mit einem klaren Fokus auf Projekte zur Moder-
nisierung und Digitalisierung der Wirtschaft und 
des Staates:

●	 Klimapolitik und Energiewende

●	 Digitalisierung der Wirtschaft und 
Infrastruktur

●	 Digitalisierung der Bildung

●	 Stärkung der sozialen Teilhabe 

●	 Stärkung eines pandemieresilienten 
Gesundheitssystems

●	 Moderne Verwaltung und Abbau von 
Investitionshemmnissen

I.4 Transformative 
Finanzmärkte: Sustainable 
Finance

Finanzmärkte haben eine entscheidende Rolle bei 
der Finanzierung von Staaten, Unternehmen und 
Haushalten, bei kleinen wie großen Projekten. 
Die Bundesregierung versteht unter Sustainable 
Finance, dass Finanzmarktakteur*innen Risiken 
und Chancen im Zusammenhang mit Nachhal-
tigkeitsaspekten – darunter Umwelt- und Klima-
wandelrisiken, aber auch soziale Belange – besser 
identifizieren und berücksichtigen. Eine angemes-
sene Integration nachhaltigkeitsbezogener Risiken 
in das Risikomanagement von Finanzmarktak-
teur*innen ist essenziell, da z. B. ökologische und 
damit zusammenhängende realwirtschaftliche 
Veränderungen wesentliche Risiken für einzelne 
Finanzinstitute sowie den Finanzmarkt als Ganzes 
bergen können. Sustainable Finance ist ein wichti-
ger Pfeiler der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie.

Als federführendes Ressort hat das Bundesminis-
terium der Finanzen (BMF) frühzeitig die Bedeu-
tung des Themas Sustainable Finance zur Errei-
chung der Nachhaltigkeitsziele erkannt und wirkt 
auf unterschiedlichen Ebenen aktiv mit, Initiati-
ven in diesem Bereich voranzutreiben. Das BMF 
setzt sich dabei insbesondere für die Schaffung 
verlässlicher und zukunftsfester Rahmenbedin-
gungen ein, damit Nachhaltigkeitsrisiken besser in 
Wirtschaftsentscheidungen berücksichtigt, Inno-
vationen und langfristige Investitionsentschei-
dungen gestärkt werden können und der not-
wendige Wandel hin zu mehr Nachhaltigkeit im 
Wirtschaftsleben vorangetrieben werden kann. 
Ein Schwerpunkt liegt dabei auf der Stärkung von 
Transparenz, um die Nachhaltigkeitsorientierung 
von Wirtschaftsakteur*innen zu stärken. 
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Entwicklung einer nationalen 
Sustainable Finance-Strategie

Auf der nationalen Ebene hat das BMF einen 
maßgeblichen Beitrag dazu geleistet, dass bei der 
Umsetzung der am 25. Februar 2019 im Staatsse-
kretärsausschuss für nachhaltige Entwicklung ver-
einbarten Maßnahmen1 zur Weiterentwicklung 
Deutschlands zu einem führenden Sustainable 
Finance-Standort große Fortschritte erzielt wer-
den konnten. Ein wichtiges Ziel soll mit der vor-
aussichtlichen Veröffentlichung einer Sustain-
able Finance-Strategie im zweiten Quartal 2021 
erreicht werden. Diese wird derzeit vom BMF in 
Zusammenarbeit mit dem Bundesministerium 
für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 
(BMU) unter enger Abstimmung mit dem Bundes-
ministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) 
und unter Beteiligung aller Ressorts entwickelt. 
Bereits im Juni 2019 hat das BMF gemeinsam mit 
dem BMU und unter enger Mitwirkung des BMWi 
den Sustainable Finance-Beirat ins Leben gerufen, 
dem Vertreter*innen aus Finanzbranche, Real-
wirtschaft, Wissenschaft und Zivilgesellschaft 
sowie Verbände und Behörden als Beobachter*in-
nen angehören. Der Sustainable Finance-Beirat 
hat seinen Abschlussbericht mit 31 Empfehlungen 
zur Stärkung des deutschen Sustainable Finance- 
Standorts am 25. Februar 2021 vorgelegt. 

1  Bundesregierung, Staatssekretärsausschuss für nachhaltige 
Entwicklung, https://www.bundesregierung.de/resource/ 
blob/997532/1583990/2ee1e2707c3eb99ea62ca6c64abd8
b9d/2019-02-26-beschluss-sta-nhk-nachhaltige-finanzen-
data.pdf?download=1, abgerufen am 11.Februar 2021.

Erste Grüne Bundeswertpapiere 
emittiert

Ein weiterer großer Meilenstein auf dem Weg 
hin zu einer Stärkung Deutschlands als führen-
den Sustainable Finance-Standorts konnte bereits 
im vergangenen Jahr mit der Emission des ersten 
Grünen Bundeswertpapiers erreicht werden. Am  
2. September 2020 erfolgte die erfolgreiche Bege-
bung der ersten zehnjährigen Grünen Bundesan-
leihe mit einem Volumen von 6,5 Mrd. Euro. Mit 
einem Renditeabschlag zum entsprechenden kon-
ventionellen Bundeswertpapier von einem Basis-
punkt und einer fünffachen Überzeichnung war 
die Emission sehr erfolgreich. Investor*innen 
waren bereit, einen Preisaufschlag für die Eigen-
schaft „grün“ zu zahlen. Am 4. November 2020 
wurde das zweite Grüne Bundeswertpapier mit 
einer Laufzeit von fünf Jahren emittiert. Das Emis-
sionsvolumen betrug 5 Mrd. Euro. Langfristig sol-
len regelmäßig neue Grüne Bundeswertpapiere 
emittiert werden, mit Laufzeiten, die der Bund 
auch bei konventionellen Wertpapieren nutzt.

Benchmark für Grüne Wertpapiere 
gesetzt

Für die Begebung grüner Wertpapiere ist die Veröf-
fentlichung eines Green Bond Framework notwen-
dig. Dieses beschreibt die Rahmenbedingungen der 
von einem Emittenten begebenen grünen Wertpa-
piere (u. a. welche Standards gelten und welche Aus-
gabenbereiche vorgesehen sind). Der Bund hat am 
24. August 2020 sein Green Bond Framework veröf-
fentlicht. Demnach folgen die Grünen Bundeswert-
papiere den von der International Capital Market 
Association (ICMA) veröffentlichten Green Bond 
Principles (GBP). Auch zentralen Punkten des Ent-
wurfs der EU-Norm für grüne Anleihen (EU Green 
Bond Standard) wird Rechnung getragen, die ver-
wendeten Ausgabekategorien können den sechs 
Umweltzielen der EU-Verordnung für nachhal-
tige Investitionen (Taxonomie) zugeordnet wer-
den. Bei der Auswahl der als grün anerkannten 
Ausgaben werden zudem die zentralen Ziele des 
deutschen Klimaschutzprogramms berücksichtigt. 
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Das Framework und die Ausgabenkategorien wur-
den ferner einer externen Evaluierung unterzogen 
(sog. „Second Party Opinion“). 

Den Emissionen eines Jahres werden immer Aus-
gaben des bereits abgeschlossenen, vorhergehen-
den Haushaltsjahres zugeordnet. Dies hat den 
Vorteil, dass die tatsächlich getätigten Ausga-
ben bereits feststehen und ein potenzieller Kon-
flikt zum Budgetbewilligungsrecht des Parlaments 
ausgeschlossen ist. Für die beiden Emissionen des 
Jahres 2020 wurden grüne Ausgaben des Haus-
haltsjahres 2019 in einer Größenordnung von rd.  
12,5 Mrd. Euro identifiziert. Die Ausgaben in der 
Ressortverantwortung von sechs Ministerien 
(BMWi, BMEL, BMVI, BMU, BMBF und BMZ) wur-
den im Einzelnen überprüft und von einer inter-
ministeriellen Arbeitsgruppe unter Leitung des 
BMF ausgewählt und beschlossen. Sie lassen sich 
in fünf zentrale Sektoren gruppieren: 

(1)		 Verkehr 

(2)		 Internationale Zusammenarbeit

(3)		 Forschung, Innovation und Information

(4)		 Energie und Industrie

(5)		 Land- und Forstwirtschaft, Naturland 
	 schaften und biologische Vielfalt

Hohe Transparenzanforderungen

Transparenz spielt bei der Entwicklung hin zu 
einer nachhaltigen Finanzwirtschaft eine tra-
gende Rolle. Im Vergleich zu konventionellen 
Bundeswertpapieren zeichnen sich Grüne Bun-
deswertpapiere durch eine umfangreiche Bericht-
erstattung aus. Zunächst wird im Folgejahr der 
Emission mit einem Allokationsbericht offenge-
legt, welche Ausgaben den grünen Emissionser-
lösen zugeordnet werden können. Die Emissions-
erlöse der Grünen Bundeswertpapiere tragen zur 
Finanzierung des Bundes insgesamt bei. Es gilt das 
Gesamtdeckungsprinzip.

Der Bund hat sich darüber hinaus zu einer transpa-
renten Berichterstattung über die Auswirkungen 

der einbezogenen grünen Ausgaben auf Umwelt 
und Klima verpflichtet (Impact Reporting – Wir-
kungsbericht). Dieser Bericht wird in der Regel ein 
bis drei Jahre nach der entsprechenden Emission 
veröffentlicht, mindestens allerdings einmal wäh-
rend der Laufzeit der entsprechenden Anleihe.

Die Identifikation grüner Ausgaben, die Emission 
Grüner Bundeswertpapiere, die Zuordnung dieser 
Erlöse und die anschließende Berichterstattung 
über die Umwelt- und Klimawirkung dieser Aus-
gaben: All diese Schritte werden künftig jährlich 
wiederkehrend in einem Zyklus durchlaufen, um 
einen Beitrag zur Förderung nachhaltiger Finanz-
märkte zu leisten.

Nachhaltige Anlagestrategien für 
vier Sondervermögen

Darüber hinaus hat die Bundesregierung auch 
den Austausch über mögliche nachhaltige Anla-
gestrategien mit dem Ziel fortgesetzt, Risiken, die 
sich aus Nachhaltigkeitsaspekten für die Mittelan-
lage bei bundesnahen Anlagen ergeben, adäquat 
zu berücksichtigen. In seinem Beschluss aus dem 
Februar 2019 betont der Staatssekretärsausschuss 
für nachhaltige Entwicklung, dass die Methoden-
freiheit bei der Umsetzung von nachhaltigen Anla-
genkonzepten wichtig ist, da sich die bundesnahen 
Anlagen hinsichtlich der Volumina, der Zielset-
zung, der gesetzlichen Vorgaben und des Manage-
ments sehr unterscheiden.

Für vier Sondervermögen (Versorgungsfonds des 
Bundes, Versorgungsrücklage des Bundes, Pfle-
gevorsorgefonds sowie Versorgungsfonds der 
Bundesagentur für Arbeit) wurde mittlerweile 
ein Nachhaltigkeitskonzept für die Mittelan-
lage im Aktienbereich entwickelt. In einem ers-
ten Schritt wurde bereits 2019 der Verkauf von 
Beteiligungen an ausländischen Kernkraftwerks-
betreibern umgesetzt.2 Derzeit läuft ein Verga-

2  Bund beendet Beteiligungen an Kernkraftwerken im Ausland. 
Pressemitteilung, 1. Oktober 2019, https://www.bmi.bund.de/
SharedDocs/pressemitteilungen/DE/2019/09/beteiligung-
kkw-ausland.html, abgerufen am 11. Februar 2021.
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beverfahren für die Entwicklung nachhaltiger 
Aktienindizes, das voraussichtlich noch in die-
ser Legislaturperiode abgeschlossen wird. Die im 
Aktienanteil der Sondervermögen investierten 
Mittel werden dann entlang der neu entwickel-
ten Aktienindizes, denen das Nachhaltigkeitskon-
zept zu Grunde liegt, sukzessive umgeschichtet.  
Das Konzept sieht dabei u. a. Best-in-Class-Ansätze 
und Ausschlüsse von nicht nachhaltigen Aktivitä-
ten vor. Die Nachhaltigkeitsaspekte finden neben 
den gesetzlich verankerten Anlagezielen Sicher-
heit, Rendite und Liquidität Berücksichtigung. 

Entwicklung einer Taxonomie auf 
europäischer Ebene

Daneben nimmt das BMF auf europäischer Ebene 
im Bereich Sustainable Finance eine gestaltende 
Rolle ein. Der im März 2018 von der Europäischen 
Kommission veröffentlichte Aktionsplan „Finan-
zierung nachhaltigen Wachstums“ war Ausgangs-
punkt für eine Reihe von Legislativvorhaben zur 
Verbesserung der Transparenz im Finanzsektor. 
Kernstück des Aktionsplans bildet dabei die Ver-
ordnung über die Einrichtung eines Rahmens zur 
Erleichterung nachhaltiger Investitionen („Taxo-
nomie-Verordnung“). Mit der Taxonomie soll ein 
umfassendes Klassifikationssystem für ökologisch 
nachhaltige Wirtschaftsaktivitäten geschaffen 
werden, um ein EU-weit einheitliches Verständnis 
der ökologischen Nachhaltigkeit von wirtschaftli-
chen Tätigkeiten zu fördern. In der ersten Jahres-
hälfte 2021 wird die Verabschiedung der delegier-
ten Rechtsakte zu den ersten beiden Umweltzielen 
– „Klimaschutz“ und „Anpassung an den Klima-
wandel“ – durch die Europäische Kommission 
erwartet. Diese werden konkrete Grenzwerte für 
eine Vielzahl von Wirtschaftssektoren enthalten, 
deren Einhaltung Voraussetzung für die Einstu-
fung als nachhaltig im Sinne der EU-Taxonomie 
sein wird. Gemeinsam mit anderen Ressorts setzt 
sich das BMF aktuell dafür ein, dass die Vorgaben 
gleichzeitig ambitioniert, praktikabel und hand-
habbar sind und wirtschaftliche Dynamiken ange-
messen berücksichtigen. 

Nachhaltigkeitsbezogene 
Offenlegungspflichten im 
Finanzdienstleistungssektor

Eine weitere, im ersten Sustainable Finance- 
Aktionsplan der Europäischen Kommission ent-
haltene und bereits umgesetzte Maßnahme ist die 
Verordnung über nachhaltigkeitsbezogene Offen-
legungspflichten im Finanzdienstleistungssektor 
(„Offenlegungs-Verordnung“). Der Ende 2019 in 
Kraft getretene Rechtsakt legt EU-weit einheitli-
che, nachhaltigkeitsbezogene Offenlegungspflich-
ten für institutionelle Anleger*innen, Versiche-
rungsvermittler*innen und Anlageberater*innen 
fest. Damit sollen Bewusstsein und Transparenz 
über mögliche Nachhaltigkeitsrisiken und negative 
Nachhaltigkeitswirkungen von Finanzprodukten 
gestärkt werden. Für Ende des zweiten Quartals 
2021 wird zudem die Veröffentlichung eines Legis-
lativvorschlags zur Entwicklung eines „EU Green 
Bond Standard“ erwartet, womit ein freiwilliger, 
EU-weit einheitlicher Qualitätsstandard für grüne 
Anleihen geschaffen werden soll. Ebenfalls für das 
erste Halbjahr 2021 hat die Europäische Kommis-
sion eine erneuerte Sustainable Finance-Strategie 
mit weiteren gezielten Vorschlägen zur Stärkung 
von Sustainable Finance angekündigt. 

Sustainable Finance auf globaler 
Ebene

Auch in internationalen Foren hat sich das BMF 
frühzeitig für eine verstärkte Auseinandersetzung 
mit dem Thema Sustainable Finance eingesetzt. 
Bereits im Jahr 2017 legte das BMF unter deut-
scher G20-Präsidentschaft einen Fokus auf Sus-
tainable Finance und unterstützte die „G20 Green 
Finance Study Group“ sowie die vom Finanzsta-
bilitätsrat eingesetzte „Task Force on Climate- 
Related Financial Disclosures“ (FSB TCFD). Dane-
ben ist das BMF Gründungsmitglied der im April 
2019 gegründeten „Coalition of Finance Minis-
ters for Climate Action“ (CFMCA). Ziel der Finanz-
minister*innenkoalition, der weltweit mittler-
weile 52 nationale Finanzministerien angehören, 
ist es, den globalen Klimaschutz im Rahmen des 
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Klimaabkommens von Paris voranzubringen. Im 
November 2020 hat das BMF hierzu zusammen 
mit der CFMCA und dem „Network for Greening 
the Financial System“ (NGFS), einem internatio-
nalen Zusammenschluss von Zentralbanken und 
Aufsichtsbehörden, erstmals einen gemeinsamen 
Workshop zu Risikomanagement und Stress-Tes-
ting organisiert, um den Erfahrungsaustausch und 
die Kooperation zwischen diesen globalen Initiati-
ven weiter zu stärken.

BaFin berücksichtigt 
Nachhaltigkeitsrisiken

Neben den hauseigenen Initiativen bestärkt das 
BMF auch die Bundesanstalt für Finanzdienst-
leistungsaufsicht (BaFin) in ihren Bestrebungen, 
Nachhaltigkeitsrisiken in der Aufsicht von Finanz- 
instituten stärker zu berücksichtigen. Mit der Ver-
öffentlichung ihres „Merkblatts zum Umgang mit 
Nachhaltigkeitsrisiken“ vom Dezember 2019 leis-
tete die BaFin in dieser Hinsicht Pionierarbeit.3 Die 
BaFin ist zudem Mitglied im Lenkungsausschuss 
des NGFS, vertritt Deutschland in einer vom 
Finanzstabilitätsrat (FSB) eingerichteten Exper-
tengruppe zu klimabezogenen Finanzmarktrisiken 
und setzt auf europäischer Ebene im Rahmen der 
aufsichtlichen Koordinierung in der Europäischen 
Bankenaufsicht (EBA) wichtige Impulse für eine 
bessere Quantifizierung, Messung und Steuerung 
nachhaltigkeitsbezogener Finanzmarktrisiken.

3  BaFin, Merkblatt zum Umgang mit Nachhaltigkeitsrisiken, 
https://www.bafin.de/SharedDocs/Downloads/DE/
Merkblatt/dl_mb_Nachhaltigkeitsrisiken.html, abgerufen am 
11. Februar 2021.

Nachhaltigkeits-Governance in der 
KfW

Darüber hinaus unterstützt das BMF die Arbeit der 
staatlichen Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) 
Bankengruppe als eine der weltweit führenden 
transformativen Förderbanken. Im Bankgeschäft 
adressieren die KfW-Finanzierungen bedeutsame 
Megatrends wie etwa Klimawandel und Umwelt, 
Globalisierung und sozialer Wandel. Die KfW hat 
sich zum Ziel gesetzt, die Wirkungen ihrer Finan-
zierungen zu messen sowie ihre Paris-Kompati-
bilität sicherzustellen – das KfW-Portfolio soll bis 
2050 klimaneutral sein. Die jüngsten Maßnahmen 
wurden im Projekt „KfW Roadmap Sustainable 
Finance“ erarbeitet: Die Zielgrößen „SDG-Beitrag 
der KfW-Finanzierungen“ und „Paris-Kompati-
bilität der KfW-Finanzierungen“ werden für alle 
Geschäftsfelder im Strategischen Zielsystem der 
KfW verankert. Zugleich finanziert die KfW nicht 
nur nachhaltige Investitionen, sondern tut dies 
oftmals zusammen mit den Hausbanken. Somit 
können auch dort „Learning by Doing“-Effekte 
entstehen. Organisatorisch und prozessual verfügt 
die KfW zudem über eine zukunftsweisende Nach-
haltigkeits-Governance, in der die Gesamtverant-
wortung für Nachhaltigkeitsthemen in der Funk-
tion des Nachhaltigkeitsvorstands liegt. Diese wird 
vom Vorstandsvorsitzenden der KfW wahrgenom-
men. Im Ergebnis wird die KfW seit Jahren von 
unabhängigen Nachhaltigkeitsratingagenturen 
sehr gut bewertet und nimmt in deren internatio-
nalen Branchenvergleichen jeweils einen Spitzen-
platz ein. 
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SDG 3 – 
Gesundheit und Wohlergehen

Teil II stellt weitere Aktivitäten des BMF und seines 
Geschäftsbereichs zur Umsetzung der Nachhaltig-
keitsstrategie dar. Dabei werden sie den jeweiligen 
SDGs (VN-Nachhaltigkeitszielen) zugeordnet.

Zum Geschäftsbereich des BMF zählen u. a. der 
Zoll und die Bundesanstalt für Immobilienaufga-
ben (BImA). Zudem werden auch Aktivitäten der 
Bundesunternehmen in Beteiligungsverwaltung 
des BMF dargestellt. Sie alle leisten aktive Beiträge 
zur Umsetzung von Nachhaltigkeitsmaßnahmen, 
z. B. durch flexible Arbeitszeiten, Gesundheitsfür-
sorge, Beschaffung und Recycling. 

SDG 3 hat das Ziel, ein gesundes Leben für alle 
Menschen jeden Alters zu gewährleisten und ihr 
Wohlergehen mit Maßnahmen zu fördern, die 
v. a. den Medizin- und Gesundheitsbereich betref-
fen. Nicht erst seit der Corona-Pandemie zeigt
sich, dass Gesundheit und Wohlergehen überle-
benswichtig sind. Interdisziplinäre Ansätze, die
die menschliche Gesundheit im Kontext mit der
Gesundheit der Tiere und der Umwelt betrach-
ten, gewinnen an Bedeutung. Daher fördert die
Bundesregierung die Gesundheit von Nutz- und
Wildtieren sowie die Biodiversität und natürli-
che Lebensräume. Damit ist auch verbunden, dass
Produkte, die aus Drittländern importiert werden,
sicher sein müssen und die Gesundheit der Men-
schen nicht gefährden dürfen. Eine zentrale Rolle
hat dabei die deutsche Zollverwaltung. Im Sinne
einer nachhaltigen Entwicklung besonders wich-
tige Teilaspekte bei der Überwachung des interna-
tionalen Warenverkehrs sind dabei:

Arzneimittel

Im Fokus steht die ordnungsgemäße Arzneimittel-
versorgung von Mensch und Tier und die Sicher-
heit im Verkehr mit Arzneimitteln. 

Produktsicherheit und -konformität

Produkte, die in den freien Warenverkehr inner-
halb der EU gelangen, müssen strenge Anforde-
rungen für ein hohes Schutzniveau in Bezug auf 
öffentliche Interessen wie Gesundheit und Sicher-
heit im Allgemeinen, am Arbeitsplatz sowie Ver-
braucher- und Umweltschutz erfüllen. Die deut-
schen Zollbehörden wirken an der Überwachung 
der Einhaltung produktsicherheitsrechtlicher Vor-
schriften im grenzüberschreitenden Warenver-
kehr aus Drittländern mit. Dadurch soll sicherge-
stellt werden, dass Produkte, die eine Gefahr für 
Gesundheit und Sicherheit darstellen oder sonst 
gegen produktsicherheitsrechtliche Vorschriften 
verstoßen, möglichst gar nicht auf den Unions-
markt gelangen. 

Weitere ausgewählte Aktivitäten des BMF und  
des BMF-Geschäftsbereichs zur nachhaltigen Entwicklung
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Lebensmittel

Der Verbraucher muss vor Gesundheitsge-
fährdungen und Täuschungen im Verkehr mit 
Lebensmitteln geschützt werden. Daher stellt 
die Überwachung der Einhaltung des strengen 
Lebensmittelrechts eine wichtige Aufgabe dar.

Betäubungsmittel

Der Missbrauch von illegalen Betäubungsmitteln 
ist eine große Belastung für die Gesellschaft sowie 
für die Gesundheit jedes einzelnen davon Betrof-
fenen. Zum Schutz vor illegalem Handel und Kon-
sum ist der Warenverkehr mit Betäubungsmitteln 
verboten oder streng kontrolliert und überwacht. 
Im Jahr 2019 stellte die Zollverwaltung insgesamt 
29.681 kg Betäubungsmittel und 1.649.794 Stück 
Amphetaminderivate sicher und trug damit zur 
Gesundheit und zum Wohlergehen der Bevölke-
rung bei.

Tabakerzeugnisse

Zur Begrenzung der gesundheitlichen Risiken 
durch das Rauchen dürfen Tabakerzeugnisse nur 
in den Verkehr gebracht werden, wenn sie die vor-
geschriebenen Grenzwerte, z. B. für Nikotin, nicht 
überschreiten. Darüber hinaus führt der Handel 

mit illegalen Tabakprodukten zu Ausfällen bei der 
Tabaksteuer. Die Zollverwaltung wirkt bei der Ein-
haltung der Bestimmungen des Tabakrechts mit 
und verfolgt Verstöße gegen das Tabaksteuerrecht.

Gesundheitsprävention im BMF

Gesunde und motivierte Beschäftigte sind ein 
wichtiger Bestandteil für eine erfolgreiche Verwal-
tung. Bewegung fördert die Gesundheit — beson-
ders bei Bürotätigkeiten oder Arbeiten in über-
wiegend gleicher (Sitz-)Position. Mit Sport lassen 
sich Beschwerden wie Rückenschmerzen und 
Fehlhaltungen vorbeugen. Regelmäßiges Training 
hilft auch, die Abwehrkraft zu stärken und Stress 
abzubauen. Vor diesem Hintergrund und im Rah-
men der Betrieblichen Gesundheitsförderung sol-
len Gesundheitskurse die Beschäftigten motivie-
ren, ihre Gesundheit bzw. ihr Wohlbefinden durch 
sportliche Aktivitäten zu verbessern, und sie anre-
gen, auch außerhalb der Gesundheitskurse Sport 
zu treiben. 

Aufgrund der Corona-Pandemie mussten alle 
Gesundheitskurse eingestellt werden. Sobald es die 
Situation wieder erlaubt, sollen neue Kurse ausge-
schrieben werden. 

 
Weitere ausgewählte Aktivitäten des BMF und  
des BMF-Geschäftsbereichs zur nachhaltigen Entwicklung

Zollverwaltung und Corona-Pandemie  

Bei der Generalzolldirektion (GZD) koordiniert die Kontaktgruppe Corona alle Fragestellungen,  
Regelungen und Maßnahmen der Zollverwaltung im Zusammenhang mit der Corona-Pandemie,  
insbesondere die

● priorisierte Abfertigung von Pandemieartikeln

●  Unterstützung des Bundesministeriums der Gesundheit bei der Beschaffung u. a. von medizinischen 
Atemschutzmasken durch die zentrale Beschaffungsstelle der GZD 

●  Mitwirkung in Zusammenhang mit der Produktsicherheit und –konformität von Pandemieprodukten 

●  Sicherstellung des Warenverkehrs 

● Durchführung der Überwachungs- und Kontrollaufgaben, z. B. Finanzkontrolle Schwarzarbeit,  
Geldwäsche

28



BMF-Ressortbericht Nachhaltigkeit:  
Finanzen für eine nachhaltige Zukunft

„Geschlechtergleichstellung erreichen und alle 
Frauen und Mädchen zur Selbstbestimmung befähi-
gen“ – das ist die Zielsetzung von SDG 5. Die gleich-
berechtigte Teilhabe von Frauen an Führungspositi-
onen in der Wirtschaft sowie im öffentlichen Dienst 
des Bundes steht in diesem Kontext als ein relevan-
tes Nachhaltigkeitsziel im besonderen Fokus.

Das Ministerium befindet sich auf einem steti-
gen Weg hin zur Erreichung dieses Ziels. Schon 
seit langem ist die Frage nach der empfundenen 
Gleichbehandlung ein fester Bestandteil der Mit-
arbeiter*innenbefragungen. In dem aktuellen 
Gleichstellungsplan hat sich das BMF das ebenso 
ehrgeizige wie realistische Ziel gesetzt, bis 2023 
den Frauenanteil in Führungspositionen unter 
Berücksichtigung des Leistungsprinzips auf bis zu 
40 %, mindestens aber 36 % zu erhöhen. Die Stär-
kung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist 
dabei ein nicht zu vernachlässigender Hebel.

Schon frühzeitig hat das BMF erkannt, dass Fami-
lienfreundlichkeit und Vereinbarkeit maßgeb-
lich zur Zufriedenheit der Mitarbeiter*innen und 
zur langfristigen Bindung beitragen. Daher ist das 
BMF seit 2009 ununterbrochen von der berufund-
familie Service GmbH als familienfreundlicher 
Arbeitgeber zertifiziert.

Egal ob für junge oder erfahrene Mitarbeiter*in-
nen, Ledige oder Verheiratete, Eltern oder kinder-
lose Berufstätige – der Faktor Vereinbarkeit ist ent-
scheidend für die Arbeitgeberwahl geworden. Um 
die Vereinbarkeit zu erleichtern, hat das Ministe-
rium die Rahmenbedingungen für die Beschäftig-
ten vielschichtig angepasst. 

Dazu zählen:

●	 Orts- und zeitflexibles Arbeiten

Neben flexiblen Arbeitszeitmodellen sind 
die Möglichkeiten des Homeoffice im BMF 
nahezu flächendeckend ausgebaut. 

●	 Betreuungsangebot für Kinder

Das BMF betreibt seit 2020 eine eigene Kita. 
Darüber hinaus steht den Beschäftigten die 
Möglichkeit offen, auf die Belegplätze in 
einer Kooperations-Kita zurückzugreifen.

●	 Führungs-Tandems/Jobsharing

Um dem Bedürfnis nach Führen in Teilzeit 
stärker nachkommen zu können, hat das 
BMF Referatsleitungen in Jobsharing-
Modellen eingerichtet – bislang in sechs 
Fällen.

Die bestehenden familienbewussten Maßnahmen 
zielgerichtet zu ergänzen und das Thema „Verein-
barkeit“ stärker im Führungsalltag zu verankern, 
bleibt nichtsdestotrotz eine Daueraufgabe.

SDG 5 –  
Geschlechtergerechtigkeit
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SDG 7 beschäftigt sich mit der Sicherung des 
Zugangs zu bezahlbarer, verlässlicher, nachhalti-
ger und moderner Energie für alle Menschen. Für 
die Bundesregierung lassen sich aus diesem SDG 
u. a. zwei wichtige Aufträge ableiten: einerseits aus
Verbrauchersicht die Versorgung der eigenen Ver-
waltungen mit sauberer Energie bzw. die Umset-
zung von Maßnahmen zur Energieeinsparung und
andererseits die Schaffung der politischen Voraus-
setzung zur Einhaltung der nationalen wie inter-
nationalen (Ziel-)Vorgaben im Energie- und Kli-
mabereich, hier insbesondere die Voraussetzungen 
für eine erfolgreiche Energiewende.

Beispielhaft werden nachfolgend Maßnahmen aus 
dem Zuständigkeitsbereich des BMF vorgestellt, 
die die o. g. Teilbereiche ausfüllen.

Treibhausgasüberwachung durch 
den Zoll

Mit der vom Deutschen Bundestag im Jahr 2009 
beschlossenen Umstellung der energetischen 
Biokraftstoffquote auf eine Treibhausgasminde-
rungs-Quote (THG-Quote) zum 1. Januar 2015 soll 
der Einsatz von Biokraftstoffen stärker auf die Min-
derung von Treibhausgasemissionen ausgerichtet 
werden. Die Mineralölwirtschaft wird verpflich-
tet, die Treibhausgasemissionen – bezogen auf die 
jährliche Gesamtabsatzmenge eines Unterneh-
mens an Otto- und Dieselkraftstoff (einschließ-
lich des Biokraftstoffanteils) – durch das Inver-
kehrbringen von Biokraftstoffen zu senken. Die 

THG-Quote wird von der Zollverwaltung adminis-
triert; bundesweit zuständig für die Berechnung 
und Überwachung der Einhaltung der Treibhaus-
gasminderung nach dem Bundes-Immissions-
schutzgesetz ist die Biokraftstoffquotenstelle mit 
Sitz in Cottbus.

Rechenzentren im ITZBund

Das ITZBund ist Mitglied in der ressortübergrei-
fenden Arbeitsgruppe „Green-IT“ und nimmt hier-
durch an der weiteren Gestaltung der Umsetzung 
der Nachhaltigkeitsstrategie aktiv teil, insbeson-
dere zum Thema zur energie- und ressourceneffi-
zienten Ausrichtung der Rechenzentren.

Mit Blick auf die Rechenzentren des ITZBund gibt 
es unterschiedliche Aspekte, mit denen das ITZ-
Bund sein Handeln im Sinne der Nachhaltigkeit 
des Ressourceneinsatzes optimiert.

So wird der Energiebedarf fast aller Rechenzentren 
des ITZBund inzwischen zu 100 % mit Ökostrom 
gedeckt. Ziel ist die vollständige Deckung des 
Energiebedarfs des ITZBund mit Ökostrom. Die 
Abwärme der Rechenzentren wird nach Möglich-
keit für die Beheizung von Büroflächen genutzt.

Mit der fortschreitenden IT-Konsolidierung Bund 
wird verstärkt IT-Infrastruktur zentral durch das 
ITZBund bereitgestellt. Bei Anmietung neuer hier-
für benötigter Rechenzentrumsflächen achtet das 
ITZBund kontinuierlich auf die Einhaltung von 

SDG 7 – 
Bezahlbare und saubere Energie
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SDG 7 –  
Bezahlbare und saubere Energie

Umweltschutz- und Energieeffizienzstandards, 
wie sie z. B. in den Kriterien des Umweltzeichens 
für „klimaschonende Co-Location-Rechenzent-
ren“ (DE-UZ-214) festgelegt sind. 

Der Power-Usage-Effectiveness (PUE)-Wert der 
aktuell genutzten Rechenzentren liegt bei 1,5. Je 
nach Auslastungsgrad der RZ-Versorgungssysteme 
wird ein PUE-Wert von bis zu 1,3 erreicht.

Energiemanagement der BImA

Für die bewirtschafteten zivilen Liegenschaf-
ten der BImA steht seit 2016 ein intern durch das 
Objektmanagement der BImA nutzbares kennzah-
lenbasiertes Energiemonitoring-Instrument als 
Grundlage für eine Energieberatung des Nutzers 
zur Verfügung. Mit der Anwendung können Kenn-
zahlen bezüglich des Energieverbrauchs, der Ener-
giekosten und der CO2-Emissionen gebildet und 
zu der beheizten Nettogrundfläche ins Verhältnis 
gesetzt werden. Darüber hinaus kann der liegen-
schaftsbezogene Energieverbrauch mit dem nut-
zungsspezifischen Sollwert nach der Energieein-
sparverordnung (EnEV) verglichen werden.

In den nächsten Jahren wird die BImA in allen 
energierelevanten zivilen Liegenschaften im ELM 
digitale, fernauslesbare Strom- und Wärmemen-
genzähler auf Gebäudeebene installieren. 2020 
wurde mit den Stromzählern begonnen. Paral-
lel wird eine Energiemanagementsoftware zur 
Erfassung, Auswertung und Analyse der Energie-
daten entwickelt und aufgebaut. Die gewonne-
nen Informationen werden künftig intern für ein 
Energiecontrolling und -benchmarking der BImA 
verwendet.

Fortführung bzw. Ausbau des 
Bezugs von Ökostrom im Rahmen 
der Verfügbarkeit

Die zivilen Dienstliegenschaften des Bundes im 
Zuständigkeitsbereich der BImA werden über 
zentral ausgeschriebene Stromlieferverträge u. a. 
mit Ökostrom versorgt (verstanden als Strom zu 
100 % aus erneuerbaren Energien, nachgewie-
sen durch die Entwertung von Herkunftsnach-
weisen [HKN] im Herkunftsnachweisregister des 
Umweltbundesamtes). Die BImA hat dabei den 
von ihr ausgeschriebenen Anteil an Ökostrom in 
den vergangenen Jahren kontinuierlich erhöht. 
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Der Gesamtstrombedarf für die zivilen Dienstlie-
genschaften des Bundes – inkl. der von der BImA 
eigengenutzten Liegenschaften – wurde im Jahr 
2020 zu rd. 82 % aus Ökostrom gedeckt. Für einen 
Teil dieser Liegenschaften wurde im Jahr 2020 
die Belieferung mit Strom zum 1. Januar 2021 
neu ausgeschrieben. Durch die anhaltend positi-
ven Rückmeldungen der obersten Bundesbehör-
den und ihrer nachgeordneten Geschäftsbereiche 
einschließlich der vollständigen Ökostromversor-
gung für die von der BImA eigengenutzten Lie-
genschaften liegt der o. g. Anteil an Ökostrom zum  
1. Januar 2021 bei rd. 88 %. In den letzten sechs 
Jahren hat sich der Anteil an Ökostrom der 
BImA von 39 % im Jahr 2015 auf rd. 88 % zum  
1. Januar 2021 mehr als verdoppelt. Mit Blick auf 
die Klimaschutzziele des Bundes wird angestrebt, 
die zivilen Dienstliegenschaften des Bundes künf-
tig vollständig mit Ökostrom zu versorgen.

Erneuerbare Energien auf Flächen 
der BImA

Die BImA unterstützt den Ausbau umweltfreund-
licher Erneuerbarer Energien (EE). Dazu werden 
die Liegenschaften der BImA systematisch im Hin-
blick auf die Nutzungsmöglichkeiten für Photo-
voltaik- und Windenergieanlagen geprüft und bei 
gegebenem Potenzial für die Errichtung solcher 
Anlagen zur Verfügung gestellt. Gebündelt wird die 
Aufgabe der Identifizierung von Potenzialflächen 
und deren Vermarktung beim Kompetenzzent-
rum Erneuerbare Energien (KompzEE) der BImA. 
Für eine zielgerichtete und effiziente Potenzial-
prüfung untersucht das KompzEE gemeinsam mit 
dem Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumfor-
schung, welche Flächen für die Gewinnung von EE 
geeignet sind. Dabei werden u. a. naturschutzfach-
liche Belange und raumplanerische Festlegungen 
berücksichtigt. Die ermittelten Ergebnisse dieser 
Restriktionsanalyse werden über eigens entwi-
ckelte Geoinformationssysteme von den regiona-
len EE-Spezialisten der BImA für die Potenzialprü-
fung hinsichtlich EE genutzt. 

Bislang konnten über 80 Windenergie- und Freif-
lächenphotovoltaikanlagen mit einer elektrischen 
Leistung von mehr als 300 MW auf BImA-Flächen 
errichtet werden. So wird bereits jetzt auf Flä-
chen der Bundesanstalt in etwa so viel erneuerba-
rer Strom produziert wie bundesweit auf den von 
der BImA verwalteten zivilen Dienstliegenschaf-
ten verbraucht wird. Auf diesem Wege wird ein 
beachtlicher Beitrag zur Umsetzung der bundes-
politischen Ziele im Rahmen der Energiewende 
und somit auch zur nachhaltigen Nutzung der 
Bundesliegenschaften geleistet.

Steuerermäßigung für energetische 
Maßnahmen bei zu eigenen 
Wohnzwecken genutzten 
Gebäuden

Mit dem Gesetz zur Umsetzung des Klimaschutz-
programms 2030 ins Steuerrecht wurde der Bereich 
der energetischen Sanierung von zu eigenen 
Wohnzwecken genutzten Gebäuden verbessert.

Die steuerliche Förderung der energetischen 
Gebäudesanierung ist ab dem Jahr 2020 in Ergän-
zung zur existierenden Förderkulisse eingeführt 
worden. Die steuerliche Förderung ermöglicht 
eine Minderung der Steuerschuld, verteilt über 
drei Jahre, und gewährleistet damit zugleich, dass 
eine Vielzahl von steuerpflichtigen Wohngebäude-
eigentümern einfach und unbürokratisch von der 
Maßnahme profitiert. Gefördert werden alterna-
tiv zur Inanspruchnahme sonstiger Förderpro-
gramme Einzelmaßnahmen bzw. ggf. schrittweise 
umfassende Sanierungen, die auch in den beste-
henden Programmen der Gebäudeförderung als 
förderwürdig eingestuft sind. Das heißt, die ein-
zuhaltenden Mindestanforderungen für die steu-
erliche Förderung entsprechen den bisherigen 
Förderprogrammen.
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SDG 8 ist das Nachhaltigkeitsziel, zu dem das BMF 
rein themenbezogen die meisten Politikansätze 
und -maßnahmen beisteuern kann. Dieses Ziel 
deckt innerhalb der Post-2030-Agenda die öko-
nomische Dimension ab und enthält eine Viel-
zahl von Unterzielen, aus denen sich die für das 
BMF relevanten wirtschafts-, finanz-, haushalts- 
und auch steuerpolitischen Zielvorgaben ableiten 
lassen.

Das BMF hat innerhalb der Bundesregierung u. a. 
die Federführung inne für Grundsatzangelegen-
heiten und Überwachung der Staatsfinanzen, 
Haushaltsaufstellung sowie -überwachung und  
-durchführung, Steuerpolitik, Tragfähigkeit der 
öffentlichen Finanzen und Subventionsprüfung, 
Angelegenheiten der Bund-Länder-Finanzbezie-
hungen und EU- sowie internationale Aspekte der 
Finanzpolitik. Nachfolgend werden wesentliche 
Maßnahmen und Beispiele des BMF und seines 
Geschäftsbereichs vorgestellt.

Nachhaltigkeit der Staatsfinanzen

Die Nachhaltigkeit der Staatsfinanzen ist ein Kern- 
element des Beitrags der Finanzpolitik zur nach-
haltigen Entwicklung. Den dabei besonders rele-
vanten Aspekten ist in den Abschnitten I.2 und I.3 
ein besonderer Schwerpunkt gewidmet. 

Überwachung der Haushalte von 
Bund und Ländern durch den 
Stabilitätsrat

Der Stabilitätsrat leistet einen wichtigen Bei-
trag für eine nachhaltige Finanzpolitik. Er wurde 
erstmalig im Jahr 2010 eingesetzt und überwacht 
gemäß Artikel 109 a GG regelmäßig die Haushalte 
des Bundes und der Länder, um etwaige drohende 
Haushaltsnotlagen frühzeitig zu erkennen und 
gegensteuern zu können. Zu diesem Zweck müssen 
Bund und Länder über ihre aktuelle Haushaltslage 
und ihre Finanzplanung berichten sowie eine Pro-
jektion der mittelfristigen Haushaltsentwicklung 
auf Basis einheitlicher Annahmen vorlegen. Im Fall 
einer drohenden Haushaltsnotlage vereinbart der 
Stabilitätsrat mit der betroffenen Gebietskörper-
schaft ein Sanierungsprogramm und unterstützt 
diese bei den Konsolidierungsanstrengungen. 

Zudem überwacht der Stabilitätsrat, unterstützt 
von einem unabhängigen Beirat, die Einhaltung 
der europäischen Vorgaben zur Haushaltsdisziplin. 
Er prüft, ob Deutschland die nach den Vorgaben 
des Fiskalvertrags und des Stabilitäts- und Wachs-
tumspakts zulässige Obergrenze des strukturellen 
Finanzierungsdefizits von 0,5 % des BIP einhält, 
und empfiehlt Bund und Ländern ggf. geeignete 
Konsolidierungsmaßnahmen. 

Seit dem Jahr 2020 überwacht der Stabilitätsrat 
auch die Einhaltung der Schuldenbremse durch 
den Bund und jedes einzelne Land. 

SDG 8 –  
Menschenwürdige Arbeit und  
Wirtschaftswachstum
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Nachhaltige Steuerpolitik

Die Politik der Bundesregierung folgt den Zie-
len, nachhaltiges Wachstum zu sichern und den 
Zusammenhalt der Gesellschaft zu stärken. An 
diesen grundlegenden Zielen, die Bestandteile der 
Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie sind, orien-
tiert sich die Steuerpolitik der Bundesregierung 
auch in Zeiten, die durch die Herausforderungen 
der COVID-19-Pandemie geprägt sind. Nachhal-
tigkeit zielt darüber hinaus auf die Wahrnehmung 
internationaler Verantwortung. Insbesondere die 
deutsche Steuerpolitik stellt sich auch dieser Auf-
gabe. Damit mehr Wachstum und wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit allen Menschen zugutekom-
men, setzt sich die Bundesregierung für eine Stär-
kung der Steuergerechtigkeit im nationalen und 
internationalen Rahmen ein. Für das Steuerrecht 
besonders relevant sind die Ziele 8 und 10 der 
Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung.

Vor allem aufgrund der veränderten internati-
onalen steuerpolitischen Rahmenbedingungen 
und Erfordernisse einer sich immer stärker digi-
talisierenden Wirtschaft müssen nachhaltige und 
progressive Besteuerungssysteme fortentwickelt 
werden.

Der Einsatz für mehr Steuergerechtigkeit gerade 
auf internationaler Ebene ist im Interesse vieler 
kleiner und mittlerer Unternehmen in Deutsch-
land. Es geht darum, faire steuerliche Rahmenbe-
dingungen für alle sicherzustellen. Darüber hinaus 
können gerechtere Steuersysteme das Steuerauf-
kommen in Entwicklungs- und Schwellenländern 
maßgeblich erhöhen und damit zur Erreichung 
der SDGs beitragen.

Deutschland ist seit einigen Jahren ein maßgeb-
licher Treiber der internationalen steuerlichen 
Kooperation im Rahmen von G20 und OECD. 
Mittlerweile sind am Inclusive Framework on 
BEPS 139 Staaten und Jurisdiktionen beteiligt. 
Übergeordnetes Ziel ist es, sicherzustellen, dass 
die Besteuerung am Ort der tatsächlichen unter-
nehmerischen Tätigkeit und der tatsächlichen 
Wertschöpfung erfolgt. Für die Bundesregierung 

ist eine weltweit möglichst breite Implementie-
rung der OECD-BEPS-Empfehlungen ein wesent-
licher Baustein, um nachhaltig faire steuerliche 
Wettbewerbsbedingungen für grenzüberschrei-
tende unternehmerische Tätigkeiten zu schaffen. 
Innerhalb der EU wurde mit der Verabschiedung 
der EU-Anti-Steuervermeidungsrichtlinie (ATAD) 
ein wichtiger Schritt in diese Richtung getan. In 
Deutschland ergibt sich aufgrund der bereits beste-
henden hohen Standards insgesamt nur gering-
fügiger Anpassungsbedarf an die EU-Richtlinie. 
Dieser wurde aber zugleich auch dazu genutzt, ins-
besondere bei der Hinzurechnungsbesteuerung zu 
prüfen, inwieweit darüber hinaus auch struktu-
relle Verbesserungen gesetzgeberisch aufgegriffen 
werden können.

Ein weiteres Projekt, das für diesen Wandel steht, 
ist die gemeinsame Körperschaftsteuer-Bemes-
sungsgrundlage, deren Einführung Deutschland 
nachdrücklich unterstützt. Um die Zusammenar-
beit im Bereich der Unternehmensbesteuerung zu 
fördern, haben Frankreich und Deutschland auf 
der Basis des Richtlinienentwurfs für eine Gemein-
same Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage 
eine gemeinsame Position zur direkten Unterneh-
mensbesteuerung entwickelt. Beide Länder sind zu 
einer Zusammenarbeit bereit, um nachhaltig eine 
positive Wirkung auf andere Staaten zu erzeugen.

Damit ist das BEPS-Projekt aber noch nicht abge-
schlossen; vielmehr muss es konsequent fortge-
führt werden, um Besteuerungsgrundlagen in 
einer sich ständig ändernden Wirtschaftswelt zu 
sichern. Dabei lassen sich die durch die zuneh-
mende Digitalisierung entstehenden steuerlichen 
Herausforderungen am besten in einem inter-
national abgestimmten und einheitlichen Vor-
gehen aller Staaten bewältigen. Deshalb arbeitet 
die OECD im Auftrag der G20 intensiv an Lösun-
gen für die angemessene Besteuerung von Unter-
nehmen der digitalisierten Wirtschaft. Das sog. 
Zwei-Säulen-Projekt umfasst neben der Neuver-
teilung von Besteuerungsrechten (Säule 1) den 
deutsch-französischen Vorschlag für eine globale 
effektive Mindestbesteuerung (Säule 2). Angestrebt 
ist eine internationale Einigung bis Mitte 2021. 
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Sobald die Arbeiten auf OECD-Ebene erfolgreich 
abgeschlossen werden, ist eine zeitnahe Umset-
zung in der EU beabsichtigt. Darüber hinaus soll 
bis spätestens zum 1. Januar 2023 eine Digitalab-
gabe eingeführt werden. Die Übereinkunft der 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union vom Juli 
2020 sieht vor, dass die EU-Eigenmittel reformiert 
und ergänzt werden. Neue Eigenmittelquellen sol-
len u. a. für die vorzeitige Rückzahlung der Mit-
telaufnahme zur europäischen Bekämpfung der 
Corona-Pandemie im Rahmen von „Next Genera-
tion EU“ (NGEU) verwendet werden. 

Die Bundesregierung plant zudem, mit dem 
Fondsstandortgesetz den Investmentfondsstand-
ort Deutschland weiter auszubauen. Mit dem 
Gesetz sollen aufsichtsrechtliche und steuerli-
che Maßnahmen zur Stärkung des Fondsstand-
orts Deutschlands gebündelt werden. Neben der 
Anpassung an europarechtliche Vorgaben enthält 
der Gesetzentwurf weitere Vorschläge, um den 
Fondsstandort Deutschland attraktiver zu gestal-
ten. Das Fondsstandortgesetz sorgt u. a. für eine 
Verbesserung bei der steuerlichen Behandlung von 
Mitarbeiterkapitalbeteiligungen, die insbesondere 
Beschäftigten von Start-ups zugutekommt. Dane-
ben wird die Umsatzsteuerbefreiung auf die Ver-
waltung von Wagniskapitalfonds ausgedehnt.

Insgesamt hat die Sicherung und Weiterentwick-
lung eines nachhaltigen und wachstumsfreundli-
chen Unternehmenssteuerrechts für die Bundes-
regierung eine hohe Bedeutung.

Nachhaltigkeitsprüfung von 
Subventionen

Gemäß den seit 2015 geltenden erweiterten Sub-
ventionspolitischen Leitlinien der Bundesregie-
rung unterliegen alle Subventionen einer Nach-
haltigkeitsprüfung. Diese wird von den jeweils 
fachlich federführenden Ministerien durchge-
führt. Grundlage der Nachhaltigkeitsprüfung ist 
die Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie. Dabei wer-
den die langfristigen ökonomischen, ökologischen 
und sozialen Wirkungen und mögliche Zielkon-
flikte der jeweiligen Subvention, etwa in Bezug 

auf wirtschaftlichen Wohlstand und Zukunfts-
vorsorge, Klimaschutz und Ressourcenschonung 
oder Beschäftigungssicherung untersucht und die 
Ergebnisse im Subventionsbericht dokumentiert.

Mit Subventionen verfolgte Ziele lassen sich für 
die weit überwiegende Anzahl der Finanzhilfen 
und Steuervergünstigungen den Zielen und Prin-
zipien für eine nachhaltige Entwicklung der Deut-
schen Nachhaltigkeitsstrategie zuordnen. 

Sustainable Finance in Deutschland

Die Bundesregierung versteht unter Sustainable 
Finance, dass Finanzmarktakteur*innen Risiken 
und Chancen im Zusammenhang mit Nachhal-
tigkeitsaspekten – darunter Umwelt- und Klima-
wandelrisiken, aber auch soziale Belange – besser 
identifizieren und berücksichtigen. Dieser Aspekt 
wurde in Abschnitt I.4 bereits in ausführliche-
rer Weise dargestellt. Eine angemessene Integra-
tion nachhaltigkeitsbezogener Risiken in das Risi-
komanagement von Finanzmarktakteur*innen ist 
essenziell, da z. B. ökologische und damit zusam-
menhängende realwirtschaftliche Veränderungen 
wesentliche Risiken für einzelne Finanzinstitute 
sowie den Finanzmarkt als Ganzes bergen können.

Das BMF setzt sich in seiner Rolle als federführen-
des Ressort aktiv dafür ein, Deutschland zu einem 
führenden Sustainable Finance-Standort zu ent-
wickeln und die Rolle der EU als internationa-
len Standardsetzers im Bereich der nachhaltigen 
Finanzierung zu stärken. Dazu arbeitet das BMF 
eng mit den anderen Ressorts, insbesondere dem 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
nukleare Sicherheit (BMU), dem Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Energie (BMWi) und dem 
Bundesministerium der Justiz und für Verbrau-
cherschutz (BMJV) sowie der BaFin und der Bun-
desbank zusammen. Daneben steht das BMF im 
regelmäßigen Dialog mit der Finanz- und Realwirt-
schaft, der Zivilgesellschaft und der Wissenschaft.

Der Staatssekretärsausschuss für nachhaltige Ent-
wicklung hat in seiner Sitzung am 25. Februar 2019 
beschlossen, Deutschland zu einem führenden 
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Sustainable Finance-Standort weiterzuentwickeln. 
Mit Blick auf die hierzu angekündigten Maßnah-
men lassen sich große Fortschritte verbuchen: 
Bereits im Juni 2019 hat das BMF gemeinsam mit 
dem BMU und unter enger Mitwirkung des BMWi 
den Sustainable Finance-Beirat ins Leben gerufen, 
dem Vertreter*innen aus Finanzbranche, Realwirt-
schaft, Wissenschaft und Zivilgesellschaft sowie 
Verbände und Behörden als Beobachter ange-
hören. Am 25. Februar 2021 hat der Beirat seinen 
Abschlussbericht vorgelegt. Die darin enthaltenen 
31 Empfehlungen zur Stärkung des deutschen Sus-
tainable Finance-Standorts setzen Impulse für die 
Entwicklung einer Sustainable Finance-Strategie 
der Bundesregierung. Ein weiterer wichtiger Mei-
lenstein wurde bereits im Jahr 2020 mit der Emis-
sion des ersten Grünen Bundeswertpapiers erzielt. 
Langfristig sollen regelmäßig neue Grüne Bundes-
wertpapiere emittiert werden, mit Laufzeiten, die 
der Bund auch bei seinen konventionellen Wertpa-
pieren nutzt. Auf diese Weise wird eine „grüne Zins-
kurve“ für den Bund etabliert. 

Auch auf europäischer Ebene nimmt das BMF eine 
gestaltende Rolle im Bereich Sustainable Finance 
ein. Dem BMF ist es dabei ein besonderes Anliegen, 
dass die europäischen Initiativen ambitioniert auf 
die Herausforderungen im Nachhaltigkeitsbereich 
eingehen, zugleich aber auch praktikabel und hand-
habbar sind und die betroffenen Akteur*innen aus 
Finanz- und Realwirtschaft angemessen einbinden. 

Darüber hinaus setzt sich das BMF auch für eine 
verstärkte internationale Kooperation im Bereich 
Sustainable Finance ein. So legte das BMF bereits 
unter deutscher G20-Präsidentschaft im Jahr 2017 
einen thematischen Schwerpunkt auf Sustain-
able Finance. Zudem ist das BMF Gründungsmit-
glied der im April 2019 ins Leben gerufenen „Coa-
lition of Finance Ministers for Climate Action“.  
Ziel der Finanzministerkoalition, der weltweit 
mittlerweile 52 nationale Finanzministerien ange-
hören, ist es, den globalen Klimaschutz im Rahmen 
des Klimaabkommens von Paris voranzubringen.

Bekämpfung Schwarzarbeit durch 
den Zoll

Für eine menschenwürdige Arbeit müssen faire 
Arbeits- und Wettbewerbsbedingungen sicher-
gestellt werden. Mit ihren vielfältigen Aufga-
ben und Befugnissen trägt die Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit (FKS) der Zollverwaltung als Prüf-
behörde mit vollzugspolizeilichen Folgeaufgaben 
im Bereich der Schwarzarbeitsbekämpfung maß-
geblich hierzu bei. Das Aufgabenspektrum der FKS 
reicht von der Prüfung des gesetzlichen Mindest-
lohns bis hin zur Bekämpfung der organisierten 
Kriminalität. 

Zur Sicherstellung fairer Arbeits- und Wettbe-
werbsbedingungen wurden die Aufgaben und 
Befugnisse der FKS erheblich erweitert. Mit dem 
Gesetz gegen illegale Beschäftigung und Sozial-
leistungsmissbrauch vom 11. Juli 2019 wurden 
weitere gesetzliche Maßnahmen beschlossen, um 
die immer komplexer werdenden Missbrauchs-
formen, z. B. beim Sozialleistungsmissbrauch, wir-
kungsvoll zu bekämpfen und für mehr Gerech-
tigkeit sowie Fairness auf dem Arbeitsmarkt zu 
sorgen. Dies ermöglicht der FKS, noch konsequen-
ter und effektiver gegen illegale Beschäftigung 
und den Missbrauch staatlicher Leistungen vorzu-
gehen. Mit dem Gesetz zur Umsetzung der Richt-
linie (EU) 2018/957 (Änderungsrichtlinie zur Ent-
senderichtlinie 96/71/EG) wurden umfangreiche 
Änderungen im Arbeitnehmer-Entsendegesetz 
(AEntG) vorgenommen und zahlreiche neue Rege-
lungen für grenzüberschreitend entsandte Arbeit-
nehmer*innen eingeführt. Unter anderem wurde 
der Katalog der in Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften sowie in allgemeinverbindlichen Tarif-
verträgen geregelten Arbeitsbedingungen, die 
auch von Arbeitgebern mit Sitz im Ausland einzu-
halten sind, erweitert.

Mit dem Gesetz zur Reform der strafrechtlichen 
Vermögensabschöpfung vom 13. April 2017 konnte 
die FKS in den vergangenen Jahren einen erhebli-
chen Beitrag zur Bekämpfung der Schwarzarbeit 
und illegalen Beschäftigung leisten. Allein in 2020 
wurden durch die Vermögensabschöpfer*innen 
der FKS ca. 46,9 Mio. Euro vorläufig gesichert.
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Mit dem am 1. Januar 2021 in wesentlichen Tei-
len in Kraft getretenen Arbeitsschutzkontroll-
gesetz wurden die Aufgaben und Befugnisse 
der FKS dahingehend erweitert, dass wirksame 
Maßnahmen im Zusammenhang mit dem Ver-
bot der Beschäftigung von Werkvertrags- und 

Leiharbeitnehmer*innen in der Fleischwirtschaft 
durchgeführt werden können. Die FKS hat im 
Jahr 2020 insgesamt 44.702 Arbeitgeberprüfungen 
durchgeführt.

SDG 9 –  
Industrie, Innovation  
und Infrastruktur

SDG 9 umfasst den Aufbau einer widerstandsfä-
higen Infrastruktur, Förderung einer breitenwirk-
samen und nachhaltigen Industrialisierung und 
Unterstützung von Innovationen. Dabei geht es 
insbesondere um die Förderung von Forschung 
und Entwicklung in Industrie- wie auch Schwel-
len- und Entwicklungsländern und der Auf-
bau von notwendigen Infrastrukturmaßnahmen 
auch im IKT-Bereich, um die wirtschaftliche Ent-
wicklung und das menschliche Wohlergehen zu 
unterstützen.

Das BMF kann dazu nachfolgende Beispiele aus 
der Praxis beitragen.

Schutz von Innovationen

Marken- und Produktpiraterie, also das Inver-
kehrbringen von Waren, die Rechte des geistigen 
Eigentums verletzen, fügt Rechteinhabern, Rech-
tenutzern und gesetzestreuen Herstellern sowie 
Händlern erheblichen Schaden zu. Diese Delikte 
gefährden die Wettbewerbsfähigkeit in der EU, den 
Handel und die Investitionen in Forschung und 
Innovation. Die Zollverwaltung wird bei Waren, 

die im Verdacht stehen ein Recht geistigen Eigen-
tums (z. B. Marken und Patente) zu verletzen, bei 
der Einfuhr und bei der Ausfuhr auf Antrag des 
Rechteinhabers tätig.

IT-Anbindung für Bürger*innen 
und Wirtschaft

Durch die Digitalisierung der Verwaltung wird 
ein entscheidender Beitrag zu nachhaltigem Han-
deln geleistet werden. Hierdurch werden – insbe-
sondere im Zusammenwirken mit Bürgern und 
Geschäftskunden – Arbeitsprozesse effizienter 
und moderner und perspektivisch wird Papierver-
brauch reduziert.

Daher verfolgt das Bürger*innen- und Geschäfts-
kundenportal (BuG) das Ziel, den strategischen 
Ansatz des Single-Window-Kontaktes mit der Ver-
waltung zu verwirklichen und eine bidirektionale 
Kommunikation zwischen der Verwaltung und der 
Wirtschaft bzw. den Bürger*innen zu ermöglichen.

Auf diese Weise wurde ein moderner, medien-
bruchfreier, digitaler und effizienter Zugang für 
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Bürger*innen sowie für Unternehmen zu den 
Anwendungen der Zollverwaltung geschaffen.

Ein wesentlicher Bestandteil dabei ist die Schaf-
fung übergreifender Funktionskomponenten, 
wie z. B. eine zentrale Stammdatenverwaltung 
der Beteiligten. Diese übergreifenden Funktions-
komponenten stellt das BuG den angeschlossenen 
Fachverfahren zur Verfügung; um so die Bedie-
nerfreundlichkeit zu erhöhen sowie ein zu jeder 
Zeit verfügbares, sicheres und medienbruchfreies 
Medium zur Verfügung zu stellen.

Im Rahmen der Modernisierung des Verbrauch- 
und Verkehrssteuervollzugs der Zollverwaltung 
sind bereits wesentliche Umsetzungsschritte für 
die Entwicklung einer umfassenden, moder-
nen und möglichst einheitlichen IT-Lösung für 
die besonderen Verbrauchsteuern (z. B. Energie-, 
Strom-, Alkohol- und Tabaksteuer) und die Luft-
verkehrsteuer erfolgt.

Seit November 2020 ist das neue IT-Fachver-
fahren MoeVe bei den Hauptzollämtern in sei-
ner ersten Ausbaustufe im Echtbetrieb, und seit 
Mitte Februar 2021 können Wirtschaftsbetei-
ligte einige zentrale Anträge und Anmeldungen 
aus dem Bereich der Energiesteuer online über 
die sog. Internet-Verbrauch- und Verkehrsteu-
eranwendung (IVVA) stellen. Bei der IVVA han-
delt es sich um eine speziell auf die Bedürfnisse 
des Verbrauchsteuervollzugs zugeschnittene 
Online-Anwendung, die in das Bürger*innen- 
und Geschäftskundenportal der Zollverwaltung 
integriert ist. Über eine Postkorbfunktion kön-
nen die im IT-Fachverfahren MoeVe generier-
ten Bescheide elektronisch abgerufen werden. 
Mit der IVVA und dem IT-Fachverfahren MoeVe 
wird ein vollständiger elektronischer Workflow – 
von der Antragstellung durch die Wirtschaftsbe-
teiligten über die Sachbearbeitung und Bescheid- 
erstellung durch die Hauptzollämter bis hin zum 
elektronischen Bescheidabruf durch die Wirt-
schaftsbeteiligten – ermöglicht.

Mit dem bereits in der Realisierung befindli-
chen zweiten Verfahrensrelease ist der Ausbau der 
neuen IT-Lösung um weitere energie- und strom-
steuerrechtliche Tatbestände und danach sukzes-
sive um Tatbestände aus anderen Verbrauchsteu-
ern und der Luftverkehrsteuer beabsichtigt.

Mit der Einführung des neuen IT-Verfahrens Öffi-
zius werden seit 2021 öffentliche Zustellungen nach 
§ 10 Verwaltungszustellungsgesetz digital erstellt 
und über die Internetseite der Zollverwaltung  
www.zoll.de bekannt gegeben. Die bisher verwende-
ten örtlichen Bekanntmachungstafeln („Schwarzes 
Brett“) der Zollbehörden werden für neue Bekannt-
machungen nicht mehr genutzt. Dadurch wird der 
Papierverbrauch reduziert und ein größerer Adres-
satenkreis für die Bekanntmachungen erreicht.

Forschung und Entwicklung

Mit dem Gesetz zur steuerlichen Förderung von 
Forschung und Entwicklung (Forschungszu-
lagengesetz – FZulG) vom 14. Dezember 2020  
(BGBl I S. 2763) werden seit dem Jahr 2020 For-
schungs- und Entwicklungsaktivitäten von Unter-
nehmen steuerlich gefördert. Der Fördersatz für 
die Forschungszulage beträgt 25 % bei einer maxi-
malen Bemessungsgrundlage von 2 Mio. Euro je 
Unternehmen und Wirtschaftsjahr. Für förderfä-
hige Aufwendungen, die nach dem 30. Juni 2020 
entstanden sind und vor dem 1. Juli 2026 ent-
stehen werden, beträgt die maximale Bemes-
sungsgrundlage 4 Mio. Euro (Anhebung mit dem 
Zweiten Corona-Steuerhilfegesetz). Mit der steuer-
lichen Forschungsförderung werden neue Anreize 
für zusätzliche Investitionen in Forschung und 
Entwicklung durch die Unternehmen gesetzt. Von 
der steuerlichen Forschungsförderung profitie-
ren auch Start-ups und Unternehmen außerhalb 
der Gewinnzone. Die Förderung eines exzellenten, 
unabhängigen Wissenschafts- und Innovations-
systems und eine steuerliche Anreizförderung von 
Forschungs- und Entwicklungsausgaben für pri-
vate Unternehmen sind essenzielle Investitionen 
in das Gemeinwohl, die Innovationsfähigkeit und 
den Fortschritt der Menschen.
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SDG 10 –  
Weniger Ungleichheiten

Mit dem SDG 10 soll die Ungleichheit in und zwi-
schen Ländern verringert werden. Das inkludiert 
neben der Diskussion um die Vermögens- und Ein-
kommensverteilung zwischen und innerhalb der 
Staaten auch Aspekte der Gleichstellung von dis-
kriminierten und ungleich-/unfair behandelten 
Bevölkerungsgruppen sowie Fragen der Migration. 
Exemplarisch sind dazu Maßnahmen vom BMF 
und seinem Geschäftsbereich dargestellt, die zur 
Entlastung bzw. Unterstützung von bestimmten 
Gesellschaftsgruppen beitragen sollen.

Faire steuerliche 
Rahmenbedingungen

Die Bundesregierung hat in dieser Legislaturpe-
riode wichtige Akzente für dauerhaft wirkende 
Entlastungen im Rahmen einer sozial gerechten, 
finanziell soliden und wachstumsfreundlichen 
Steuer- und Abgabenpolitik gesetzt. Insgesamt 
führen ab dem Jahr 2021 allein die Abschaffung 
des Solidaritätszuschlags für rd. 90 % der bis-
her damit belasteten Lohn- und Einkommen-
steuerzahler*innen, das gestiegene Kindergeld 
und die höheren Freibeträge sowie die Aktua-
lisierung des Einkommensteuertarifs zu einer 
Entlastung der Steuerpflichtigen von knapp  
20 Mrd. Euro in voller Jahreswirkung. 

Zudem besitzt das deutsche Steuer- und Transfer-
system im Vergleich mit anderen OECD-Staaten 
eine sehr hohe Umverteilungsintensität. Deutlich 

wird die Umverteilungswirkung am Beispiel der 
Einkommensteuer. Denn das Einkommensteu-
errecht in Deutschland basiert auf dem Grund-
satz der Besteuerung nach der wirtschaftlichen 
und finanziellen Leistungsfähigkeit. Das Einkom-
mensteuerrecht trägt dem insbesondere durch die 
Freistellung des Existenzminimums und den pro-
gressiven Einkommensteuertarif Rechnung. Dies 
bedeutet, dass sich die tarifliche Einkommen-
steuer im Verhältnis zu dem zu versteuernden 
Einkommen relativ stärker entwickelt: Menschen 
mit hohem Einkommen werden überproportio-
nal stärker belastet als Menschen mit geringem 
Einkommen.

Steuerliche Entlastung von 
Familien 

Auch das Politikfeld „Kinder und Familien“ steht 
im Fokus einer nachhaltigen Steuerpolitik. Hier 
knüpfen insbesondere die Begrifflichkeiten der 
Prinzipien für eine nachhaltige Entwicklung der 
Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie wie „der sozi-
ale Zusammenhalt in unserer Gesellschaft“ und 
„Generationengerechtigkeit“ an.

Mit dem Zweiten Gesetz zur steuerlichen Entlas-
tung von Familien sowie zur Anpassung weiterer 
steuerlicher Regelungen vom 1. Dezember 2020 
(BGBl I S. 2616) werden insbesondere Familien 
finanziell nachhaltig gestärkt. Steuerpflichtige mit 
geringeren und mittleren Einkommen werden mit 
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dem Gesetz relativ zu ihrer Steuerlast und ihrem 
Bruttoeinkommen stärker entlastet als Steuer-
pflichtige mit höheren Einkommen.

Das Gesetz bewirkt die Erhöhung des Kindergelds 
ab Januar 2021 um weitere 15 Euro pro Kind und 
Monat. Die steuerlichen Freibeträge für Kinder 
werden entsprechend angepasst. 

Zudem wird ab 2021 zur Freistellung des Exis-
tenzminimums der in den Einkommensteu-
ertarif integrierte Grundfreibetrag auf nunmehr  
9.744 Euro erhöht und zum Ausgleich der kal-
ten Progression werden die übrigen Tarifeckwerte 
nach rechts verschoben. Mit dem Ausgleich der 
kalten Progression wird sichergestellt, dass die 
Einkommensteuerzahler*innen auch tatsächlich 
von Lohnerhöhungen profitieren.

Auch der mit dem Zweiten Corona-Steuerhilfe- 
gesetz vom 29. Juni 2020 (BGBl I S. 1512) auf 
den Weg gebrachte Kinderbonus in Höhe von  
300 Euro für jedes Kind, für das im Jahr 2020 ein 
Kindergeldanspruch bestand, sowie die Erhöhung 
des Entlastungsbetrags für Alleinerziehende, der 
mit dem Jahressteuergesetz 2020 vom 21. Dezem-
ber 2020 (BGBl I S. 3096) entfristet wurde, entlas-
ten nachhaltig. Mit dem Dritten Corona-Steuerhil-
fegesetz vom 10. März 2021 (BGBl I S. 330) erfolgt 
eine weitere Entlastung von Familien durch einen 
erneuten Kinderbonus in Höhe von 150 Euro für 
jedes Kind, für das im Jahr 2021 ein Kindergeldan-
spruch besteht.

Steuerliche Entlastung bei 
außergewöhnlichen Belastungen

Mit dem Gesetz zur Erhöhung der Behinder-
ten-Pauschbeträge und zur Anpassung weiterer 
steuerlicher Regelungen vom 9. Dezember 2020 
(BGBl I S. 2770) wurden mit Wirkung ab dem Ver-
anlagungszeitraum 2021 die steuerlichen Behin-
derten-Pauschbeträge verdoppelt. Mit dem Behin-
derten-Pauschbetrag können Steuerpflichtige mit 
Behinderung Aufwendungen für die sog. „Ver-
richtungen des täglichen Lebens“, die durch die 

Behinderung bedingt sind, einfach und unbüro-
kratisch steuerlich geltend machen. Gleichzeitig 
wurde der bisherige Pflege-Pauschbetrag nahezu 
verdoppelt und auf eine pflegegradabhängige Sys-
tematik umgestellt, wodurch zukünftig bereits ab 
Pflegegrad 2 ein Pflege-Pauschbetrag in Anspruch 
genommen werden kann.

Unterstützung schwerbehinderter 
Menschen in der Zollverwaltung

Die gesetzliche Beschäftigungsquote von schwer-
behinderten und diesen gleichgestellten Men-
schen wird innerhalb der Zollverwaltung deutlich 
übertroffen (8,4 %, Stand 30. September 2020).

Grundsätzlich ermöglicht die Zollverwaltung 
Beschäftigungen, die dem individuellen Leistungs-
vermögen bzw. den jeweils individuellen behin-
derungsbedingten Beeinträchtigungen gerecht 
werden, inkl. einer behinderungsgerechten Aus-
stattung der Arbeitsplätze sowie ggf. auch indi-
vidueller Arbeitszeitmodelle, Arbeitsabläufe und 
weiterer umsetzbarer Organisationsmaßnahmen 
(z. B. Telearbeit, mobiles Arbeiten) sowie sonstige 
Nachteilsausgleiche, die eng mit den zuständigen 
Schwerbehindertenvertretungen und den betrof-
fenen Beschäftigten abgestimmt werden.

Bei der Vergabe von begrenzten Fortbildungsplät-
zen werden Menschen mit Behinderung bevorzugt 
berücksichtigt, um das berufliche Fortkommen zu 
fördern. Bei neuen Dienstliegenschaften wird auf 
ein hohes Maß an Barrierefreiheit geachtet. 7 % 
sämtlicher Stellen, die für eine Einstellung von 
Nachwuchskräften in die Laufbahnvorbereitungs-
dienste des mittleren und gehobenen Dienstes zur 
Verfügung stehen, sind schwerbehinderten und 
diesen gleichgestellten Menschen vorbehalten. 

Daneben steht eine „Fachstelle zur Unterstützung 
schwerbehinderter Menschen im Rahmen der Ein-
stellung und Ausbildung in der Zollverwaltung“ 
(FaSt) den schwerbehinderten und diesen gleich-
gestellten behinderten Bewerber*innen zur Ver-
fügung. Zu den Leistungen der Fachstelle zählen 
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insbesondere die konkrete Beratung in Einzelfäl-
len, die Planung und Koordination von Unterstüt-
zungsmaßnahmen, die Vernetzung mit anderen 
Stellen innerhalb und außerhalb der Zollverwal-
tung sowie die Durchführung von Workshops, 
Informationsveranstaltungen und Fortbildun-
gen zu behinderungs- und inklusionsspezifischen 
Themen. Übergeordnetes Ziel ist dabei, allen in 
der Einstellungs- und Ausbildungsphase befind-
lichen Personen mit Behinderung eine Chancen-
gleichheit und damit eine gleichberechtigte Teil-
habe am Ausbildungsangebot der Zollverwaltung 
zu ermöglichen. 

Seit 2016 ist bei der Generalzolldirektion ein durch 
das Projekt BIT inklusiv zertifiziertes Kompetenz-
zentrum für barrierefreie IT eingerichtet. Als Folge 
der Novellierung des Behindertengleichstellungs-
gesetzes (BGG) und der Barrierefreie Informati-
onstechnik-Verordnung (BITV) 2.0 im Jahr 2019 
hat das im Referat DII.B.3 – Qualitätssicherung 
IT-Vorhaben – angesiedelte Kompetenzzentrum 
seine Aktivitäten erheblich intensiviert. 

Mit der Durchführung von Barrierefreiheitstests 
und Formulierungsvorschlägen für die Erklärung 
zur Barrierefreiheit (§ 12 b BGG) unterstützt das 
Kompetenzzentrum die fachlichen Bedarfsträger 
bei der Erfüllung ihrer gesetzlichen Verpflichtun-
gen, v. a. der Herstellung der Barrierefreiheit ihrer 
Fachverfahren (§ 12 a BGG). 
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SDG 11 befasst sich mit der inkl., sicheren, wider-
standsfähigen und nachhaltigen Gestaltung von 
Städten und Siedlungen. Dabei nimmt vor dem 
Hintergrund der steigenden Migration und Urba-
nisierung das Unterziel 11.1. eine gewichtige Rolle 
ein, demnach bis 2030 für alle der Zugang zu ange-
messenem, sicherem und bezahlbarem Wohnraum 
und zur Grundversorgung sichergestellt werden 
soll. Auch das BMF trägt aktiv zur Erreichung die-
ses Ziels bei, indem z. B. der Neubau von Mietwoh-
nungen steuerlich gefördert und die Wohnungs-
fürsorge des Bundes gestärkt wird. Letzteres dient 
zugleich der Umsetzung der Beschlüsse des Wohn-
gipfels 2018 und der gemeinsamen Wohnraumof-
fensive von Bund, Ländern und Kommunen.

Steuerliche Förderung des 
Mietwohnungsneubaus

Mit dem Gesetz zur steuerlichen Förderung des 
Mietwohnungsneubaus vom 4. August 2019  
(BGBl I S. 1122) wurde eine Sonderabschreibung 
für die Anschaffung oder Herstellung neuer Miet-
wohnungen eingeführt. Diese steuerliche Förde-
rung trägt auch dazu bei, die im Rahmen der von 
der Bundesregierung gestarteten Wohnraumof-
fensive vorgesehenen steuerlichen Anreize für den 
Mietwohnungsneubau im bezahlbaren Mietseg-
ment in die Tat umzusetzen. Der Bezug zur Nach-
haltigkeitsstrategie der Bundesregierung ergibt 
sich hinsichtlich der Prinzipien einer nachhalti-
gen Entwicklung der Deutschen Nachhaltigkeits-
strategie zu Nr. 4 a (Strukturwandel wirtschaftlich 

erfolgreich sowie ökologisch und sozial verträglich 
gestalten) und zu Nr. 5 (sozialen Zusammenhalt 
stärken) sowie der Ziele 8.3 und 8.4 (wirtschaftli-
che Zukunftsvorsorge und wirtschaftliche Leis-
tungsfähigkeit) sowie 11.3 (Wohnen – bezahlbarer 
Wohnraum für alle).

Stärkung der Wohnungsfürsorge 
des Bundes

Die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 
(BImA) unterstützt die Wohnraumoffensive der 
Bundesregierung auf operativer Ebene, indem sie 
im Rahmen der Wohnungsfürsorge des Bundes 
mit vielfältigen Maßnahmen dazu beiträgt, dass 
den Bediensteten des Bundes am Dienstort oder 
in dessen Einzugsbereich angemessener, bezahlba-
rer und bei Bedarf auch barrierearmer bzw. barrie-
refreier Wohnraum zur Verfügung gestellt werden 
kann. Dies gilt insbesondere für wirtschaftsstarke 
Regionen und Großstädte mit angespannter Woh-
nungsmarktsituation. Im Ergebnis trägt die BImA 
damit auch zur Entlastung der Märkte bei. 

Der vorhandene bundeseigene Wohnungsbestand 
wird gesichert, sukzessive an moderne Wohn-
standards angepasst und darüber hinaus an nach-
gefragten Standorten durch die Bereitstellung 
zusätzlicher Wohnungen ergänzt. Wo immer die 
örtlichen Gegebenheiten es zulassen, greift die 
BImA bei Neubaumaßnahmen auf modulare oder 
serielle Bauweisen zurück, die den ökologischen 
Ansprüchen über den gesamten Lebenszyklus der 

SDG 11 –  
Nachhaltige Städte  
und Gemeinden
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Immobilie genügen und eine gute Ausnutzung des 
knappen Baulands ermöglichen. Ebenso verfolgt 
die BImA das Ziel, durch Dachgeschossaufsto-
ckungen und Nachverdichtungen innerhalb beste-
hender Wohnliegenschaften zusätzlichen Flächen-
verbrauch gering zu halten. Um das erforderliche 
Baurecht zu erlangen und dabei die gemeinsamen 
Interessen frühzeitig miteinander abzustimmen, 
nimmt die BImA so frühzeitig wie möglich Kon-
takt zu den zuständigen Kommunen auf.

Um die Bezahlbarkeit des Wohnens nachhaltig 
zu fördern, wurde im Rahmen des Bundeshaus-
halts 2020 erstmals der Haushaltsvermerk 60.4 zu 
Kapitel 6004 – Titel 121 01 – ausgebracht. Für den 
bundesanstaltseigenen Wohnungsbestand wer-
den danach sowohl bei Bestand als auch bei Neu-
vermietungssachverhalten keine Mieten über  
10 Euro/m² (nettokalt) vereinbart. Entsprechen-
des gilt für Wohnungen mit Belegungsrechten 
zugunsten der Bundesbediensteten, für die ent-
sprechende Ausgleichsleistungen im Rahmen der 
Wohnungsfürsorge an den betreffenden Vermie-
ter *innen gewährt werden können. Aufgrund der 
evaluierten Wirksamkeit des Haushaltsvermerks 
wurde die Maßnahme im Bundeshaushalt 2021 
fortgeführt.

Durch die Erstzugriffsregelung und verbilligte Ver-
käufe von Grundstücken an Kommunen, die diese 
zur Schaffung u. a. von Sozialwohnungen nut-
zen, mobilisiert die BImA außerdem zügig Bau-
land zu Wohnbauzwecken, das für einkommens-
schwächere Mieter*innen gesichert wird. Diese 
Nachnutzung der zumeist ehemals militärisch 
genutzten Grundstücke in Innenstadtlagen trägt 
ebenfalls nachhaltig zur Reduzierung des zusätzli-
chen Flächenverbrauchs, insbesondere im Außen-
bereich, bei.
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Mit dem SDG 12 werden nachhaltige Konsum- und 
Produktionsmuster sichergestellt, u. a. betrifft es 
die Reduzierung der Nahrungsmittelverschwen-
dung, nachhaltige Bewirtschaftung und effizi-
ente Nutzung natürlicher Ressourcen sowie Ver-
ringerung des Abfallaufkommens. Ein Unterziel 
adressiert explizit die Förderung von nachhalti-
gen Verfahren in der öffentlichen Beschaffung, die 
im Einklang mit nationalen Politiken und Priori-
täten stehen soll. Zur Erreichung dieser Zielvor-
gaben sind als interne Verwaltungsmaßnahmen 
seitens des BMF v. a. die Ausrichtung der öffent-
lichen Beschaffung am Leitprinzip der nachhal-
tigen Entwicklung zu nennen sowie die Einfüh-
rung von Umweltmanagementsystemen, wie sie 
z. B. von der BImA als Dienstleistung für die von 
ihr bewirtschafteten zivilen Dienstliegenschaften 
angeboten werden.

Grundsätze der öffentlichen 
Beschaffung im BMF

Die Wahl der Beschaffungsform und die entspre-
chende Strukturierung der Planung und Durch-
führung von Infrastrukturprojekten kann die 
Nachhaltigkeit im Verwaltungshandeln verbes-
sern. Dabei geht es zum einen um fiskalische, zum 
anderen um ökologische Nachhaltigkeit.

Durch die stärkere Verankerung des Lebenszy-
klusansatzes und den Vergleich aller in Frage 
kommenden Beschaffungsvarianten unter dem 
Gesichtspunkt der Wirtschaftlichkeit sichert das 

BMF die fiskalische Nachhaltigkeit von Infra-
strukturprojekten. Die Wahl der wirtschaftlichs-
ten Beschaffungsvariante gewährleistet langfristig 
die geringstmögliche Belastung der öffentlichen 
Haushalte. Die Lebenszyklusperspektive betrach-
tet im Rahmen der Beschaffungsentscheidung 
zwingend auch die Folgekosten einer Infrastruk-
turinvestition. Das stellt sicher, dass nicht nur die 
Kosten für die Herstellung, sondern auch für den 
Betrieb und die Erhaltung der Infrastruktur bei der 
Entscheidung berücksichtigt werden. Durch die 
ex-ante-Betrachtungen der Lebenszykluskosten 
wird zudem Transparenz über die zu erwartenden 
Gesamtkosten geschaffen (auch hinsichtlich Pro-
jektrisiken, Folgekostenüberlegungen etc.). 

Den Lebenszyklusansatz in der Beschaffungsrea-
lität stärker zu verankern ist ein anspruchsvolles 
Unterfangen und erfordert insbesondere für grö-
ßere Investitions- und Verwaltungsvorhaben vor 
der Realisierung eines Projekts umfassende Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchungen. Entsprechende 
Arbeitsanleitungen wurden geschaffen und kön-
nen nicht nur vom Bund, sondern auch von Län-
dern und Kommunen als Modell genutzt werden. 

Derzeit werden die finanziellen Verpflichtun-
gen, die der Bund für Projekte über deren Laufzeit 
eingeht, bereits bei den sog. Öffentlichen-Priva-
ten Partnerschaften transparent im Bundeshaus-
halt in einer Übersicht mit allen hierzu einge-
gangenen Zahlungsverpflichtungen ausgewiesen. 
Damit besteht vor Projektbeginn Klarheit über die 
Gesamtheit der mit der Projektentscheidung für 

SDG 12 –  
Nachhaltiger Konsum  
und Produktion
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SDG 12 –  
Nachhaltiger Konsum  
und Produktion

den Haushalt verbundenen Belastungen, die somit 
geplant und veranschlagt werden können. 

Das BMF setzt sich außerdem dafür ein, dass dem 
Konzept der fiskalischen Nachhaltigkeit auch im 
Kontext der internationalen Standardsetzung die 
erforderliche Bedeutung zugemessen wird (bei-
spielsweise in den entsprechenden Arbeitsgrup-
pen der Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (OECD) und der 
Wirtschaftskommission für Europa der Vereinten 
Nationen [UNECE]). So wird bei der Ausarbeitung 
neuer Standards im Bereich der Infrastrukturbe-
schaffung – insbesondere bei der Einbindung pri-
vater Akteur*innen – von deutscher Seite bestän-
dig auf die Berücksichtigung der fiskalischen 
Nachhaltigkeit geachtet.

Ferner soll dem Aspekt der Wirkungsorientierung 
im Bereich der Infrastrukturinvestitionen zukünf-
tig eine größere Bedeutung zukommen. Die Umset-
zung der Wirkungsorientierung erfolgt durch die 
Verpflichtung auf eine detaillierte Zielermittlung 
und -festlegung zu Projektbeginn sowie die kon-
tinuierliche Überprüfung der Zielverwirklichung. 
Dadurch wird nachvollziehbar, ob mit den einge-
setzten öffentlichen Mitteln die angestrebten Ziele 
in größtmöglichem Umfang realisiert werden. Die 
Wirkungsorientierung von Beschaffungsprozes-
sen hat in den letzten Jahren europaweit und dar-
über hinaus auch in anderen Industrienationen an 
Bedeutung und Aktualität gewonnen. Sie ist ent-
scheidend für die Legitimation konkreter Investi-
tionsvorhaben gegenüber der Bevölkerung, fördert 
Innovationen und neue Lösungen. Die Wirkungs-
orientierung bei der Realisierung von Investitions-
vorhaben und ihrer Überprüfung stellt dabei eine 
Abkehr von einer schlichten input- und ressour-
cenorientierten Sichtweise des klassischen kame-
ralistischen Haushalts dar. 

Das BMF arbeitet kontinuierlich an der Fortent-
wicklung und Verbesserung des bestehenden 
Regelungsrahmens und an der Umsetzung der 
vorgenannten Aspekte in der Praxis der öffent-
lichen Verwaltung. Im Rahmen des Ressortfor-
schungsvorhabens „Investitionsberatung für 

lebenszyklus- und wirkungsorientiere Beschaf-
fungen (IBA)“ sollen u. a. Investitionshemmnisse, 
die eine sachgerechte und regelkonforme Verwen-
dung der zur Verfügung stehenden Haushalts-
mittel und die Umsetzbarkeit von Projekten der 
öffentlichen Infrastruktur hemmen, identifiziert 
und Lösungsmöglichkeiten aufgezeigt werden. In 
der Praxis berät dazu die PD im Auftrag des BMF 
entsprechende Projekte öffentlicher Auftraggeber, 
die einen Erkenntnisgewinn im Zuge der Ressort-
forschung erwarten lassen. Hierbei wird die Inte-
gration von Nachhaltigkeitsaspekten in die Vor-
habenplanung gezielt gefördert und die Projekte 
werden zunehmend unter Berücksichtigung von 
Nachhaltigkeitsaspekten konzipiert.

Die Wahl der Beschaffungsform und der Lebens-
zyklusansatz können auch die ökologische Nach-
haltigkeit betreffen. So führt die Durchsetzung der 
Lebenszyklusbetrachtung zu systematischen öko-
logischen Verbesserungen, da Faktoren wie z. B. die 
Lebenserwartung von Produkten oder der Ener-
gieverbrauch in die Beschaffungsentscheidung 
einbezogen werden. Bestimmte Beschaffungsfor-
men sind besonders auf die Förderung ökologi-
scher Nachhaltigkeit ausgerichtet. Dazu gehören 
die sog. Energy-Performance-Contracts (EPC), bei 
denen ein spezielles Vergütungssystem, das sich an 
der Einhaltung eines zuvor festgesetzten Energie-
verbrauchs orientiert, für den Ersteller der betrof-
fenen Infrastruktur starke Anreize für einen gerin-
gen Energieverbrauch setzt.

Das BMF beschafft Dienst-Kfz (Pkw), die die Vor-
gaben des § 3 Elektromobilitätsgesetz (EmoG) 
erfüllen, sofern solche Fahrzeuge auf dem Markt 
verfügbar und für die Einsatzzwecke geeignet 
sind. Von insgesamt 19 Dienst-Kfz sind bereits  
18 Plug-in-Hybrid-Fahrzeuge oder reine Elekt-
rofahrzeuge im Einsatz. Die Rahmenverträge des 
Kaufhauses des Bundes (KdB) werden seitens des 
BMF in zunehmendem Maße genutzt und damit 
auch deren Hebelwirkung für eine nachhaltige 
öffentliche Beschaffung.
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Beschaffungen im ITZBund

Die Vergabestelle des ITZBund steht mit der Kom-
petenzstelle für nachhaltige Beschaffung (KNB) in 
regelmäßigem Austausch. Weiter nutzt das ITZ-
Bund auch die Rahmenverträge des Kaufhauses 
des Bundes (KdB) und nutzt damit deren Hebel-
wirkung für eine nachhaltige öffentliche Beschaf-
fung, soweit diese bereits Nachhaltigkeitskriterien 
vorgeben. Beispielsweise beschafft das ITZBund 
Druckpapier ausschließlich über einen KdB-Rah-
menvertrag, der die Einhaltung der Anforderun-
gen des Blauen Engels für Recyclingpapier sicher-
stellt. Die IT-Beschaffungsstrategie wird derzeit 
unter Mitwirkung des ITZBund implementiert. 
Aufgabe der strategischen Beschaffung ist, bei Ver-
gabeverfahren, über die rein fachlich-technischen 
Anforderungen der Bedarfsträger hinaus, verstärkt 
auch strategische Ziele wie u. a. die Nachhaltig-
keit bei der Durchführung von Nachhaltigkeit zu 
berücksichtigen.

Fahrzeuge

Die Beschaffung und der Einsatz von hybriden 
bzw. Elektrofahrzeugen werden kontinuierlich 
weiter vorangetrieben, um den CO2-Ausstoß der 
Fahrzeugflotte des ITZBund weiter zu verringern. 
Hierfür wurden auch mehrere ITZBund-Standorte 
mit effizienter Ladeinfrastruktur für Elektrofahr-
zeuge ausgerüstet. An mehreren Dienstsitzen wird 
in Kürze erstmals Ladeinfrastruktur aufgebaut 
und bei Dienstsitzen mit vorhandener Ladeinfra-
struktur wird diese weiter ausgebaut.

Beschaffung bei der 
Zollverwaltung

Im Rahmen der öffentlichen Beschaffung legt die 
Zollverwaltung großen Wert auf Nachhaltigkeits-
kriterien, dazu werden auch die Rahmenverträge 
des Kaufhauses des Bundes genutzt.

Dienstkleidung

So wurde beispielsweise bei der Beschaffung der 
neuen Dienstkleidung der Zollverwaltung das 
Thema nachhaltige Beschaffung von Textilien bei 
der vertraglichen Fixierung der Einhaltung der 
ILO-Kernarbeitsnormen und der Gewährleistung 
von Arbeitsschutz und -Sicherheit durch Eigen-
erklärungen aller Auftragnehmer sowie die Ein-
haltung humanökologischer Qualitätsstandards 
durch die Zertifizierung aller Stoffe und Zutaten 
nach Oeko-Tex-Standard 100 berücksichtigt.

Beschaffung von Holzprodukten

Der gemeinsame Erlass zur Beschaffung von Holz-
produkten wird von der Generalzolldirektion 
umgesetzt. Sie agiert im Rahmen ihrer Zuständig-
keit im Kaufhaus des Bundes ressortübergreifend 
als zentraler Anbieter von Rahmenverträgen für 
Büromöbel. Entsprechende Nachweise der lega-
len und nachhaltigen Waldbewirtschaftung müs-
sen verpflichtend vorgelegt werden. Weiterhin 
ist die Erfüllung an die Gütezeichen Blauer Engel 
RAL-DEUZ 38 (Emissionsarme Möbel und Latten-
roste aus Holz und Holzwerkstoffen), RAL-DEUZ 
76 (Emissionsarme Bau- und Möbelplatten für den 
Innenausbau) oder RAL-DEUZ 117 (Emissionsarme 
Polstermöbel) grundsätzlich Bestandteil der Aus-
schlussanforderungen in den Vergabeverfahren.

Fahrzeuge

Auch hier ist die zentrale Beschaffungsstelle der 
Bundesfinanzverwaltung im Kaufhaus des Bun-
des ressortübergreifend zentraler Anbieter von 
Rahmenverträgen für handelsübliche Kraftfahr-
zeuge. Bei den Beschaffungsmaßnahmen von han-
delsüblichen Dienstkraftfahrzeugen wird generell 
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angestrebt, die im Rahmen der technisch verfüg-
baren Möglichkeiten höchsten Abgasstandards 
und geringsten Lärmemissionen umzusetzen. 
In den Ausschreibungsunterlagen der einzelnen 
Fahrzeugklassen werden Mindeststandards wie 
maximaler CO2-Ausstoß und einzuhaltende 
Abgasnorm in Form von Ausschlusskriterien in 
der Leistungsbeschreibung vorgegeben. Daneben 
werden die Schadstoffausstöße (Emissionen von 
Stickoxiden, Nichtmethan-Kohlenwasserstoffen 
und partikelförmigen Abgasbestandteilen) sowie 
die Verbrauchswerte der angebotenen Fahrzeuge 
miteinander verglichen und im Rahmen der Leis-
tungs- und Kostenbeurteilung bewertet. In Abhän-
gigkeit von den am Markt verfügbaren Fahrzeugen 
wird der Anteil von Elektrofahrzeugen im Fuhr-
park der Zollverwaltung sukzessive erhöht.

So hat die Zollverwaltung im Zusammenhang mit 
der Umsetzung des Regierungsprogramms Elekt-
romobilität rd. 250 Elektro- und Plug-in-Hybrid-
Fahrzeuge in den Fuhrpark integriert. In diesem 
Zuge wird auch eine Ladeinfrastruktur für Dienst-
fahrzeuge realisiert. Sie soll 100 % Ökostrom zur 
Verfügung stellen und auch innerhalb der gesetz-
lichen Regelungen für eine private Nutzung durch 
Beschäftigte der Zollverwaltung zur Verfügung 
stehen.

Zusätzlich werden Zollboote weiterhin auf den 
IMO-Tier-III-Standard umgerüstet. Das führt zur 
Senkung der Stickstoffoxid-Emissionen um ca. 
75 % je Zollboot gegenüber dem IMO-Tier-II-Stan-
dard. Daneben werden zwei 24-m-Zollboote nach 
dem Standard IMO Tier III neu gebaut. Die Schiffe 
werden mit SCR-Katalysatoren und Dieselparti-
kelfiltern zur Reduzierung der Stickoxid- und der 
Partikelemissionen ausgestattet. 

Derzeit befinden sich drei seegehende Zollboote 
mit alleinigem LNG-Antrieb in der Beschaffung. 
Mit der Wahl dieses Antriebskonzeptes wird die 
Schwefeloxid-Emission nahezu vermieden und die 
Stickstoff-Emission um ca. 70 % gegenüber dem 
bisher bei den seegehenden Zollbooten vorhande-
nen Standard Tier II reduziert. 

Papier

Es wird auf eine vermehrte Nutzung von Recy-
clingpapier mit dem Umweltsiegel „Blauer Engel“ 
und Recyclingpapier mit einem Weißegrad von 
80 % oder weniger im Rahmen der Bedarfserhe-
bungen hingewirkt. Durch eine verbindliche Rege-
lung ist der Anteil des Einsatzes von Recyclingpa-
pier mit dem Blauen Engel in der Zollverwaltung 
auf insgesamt 98 % gestiegen.

Verpflegung

Bei Vergabeverfahren für die Kantinenverpflegung 
ist der Qualitätsstandard der Deutschen Gesell-
schaft für Ernährung e. V. Bestandteil der Aus-
schreibungen. Dieser Standard enthält in der aktu-
ellen Auflage der Kantinenrichtlinie des Bundes 
auch Anforderungen und praktische Umsetzungs-
hinweise zur Berücksichtigung von Nachhaltig-
keitskriterien in der Kantinenverpflegung, u. a. 
werden Hinweise zur Speiseplangestaltung gege-
ben, die neben dem ernährungsphysiologischen 
Aspekt auch den Nachhaltigkeitsaspekt berück-
sichtigen (z. B. Angebot von Fairtradeprodukten 
und lokalen Erzeugnissen wie Obst und Gemüse 
sowie MSC-zertifiziertem Fisch). Darüber hinaus 
wird bei neuen Vergaben für Kantinenverpflegung 
verankert, dass der Anteil an biologisch erzeug-
ten Lebensmitteln, bezogen auf das Gewicht des 
gesamten Wareneinsatzes, bei mindestens 20 % 
liegt.

Veranstaltungen

Die nachhaltige Organisation von Veranstaltungen 
erfolgt in der Zollverwaltung dezentral durch die 
jeweils ausrichtende Organisationseinheit. Eine 
Beachtung des „Leitfadens für die nachhaltige 
Organisation von Veranstaltungen“ wurde ange-
wiesen. In der Folge werden an immer mehr Stand-
orten der Zollverwaltung Soda-Stream-Geräte, 
Mehrweggeschirr und Leitungswasser in Glaska- 
raffen verwendet, um den Plastikverbrauch zu ver-
ringern. Im Zuge der voranschreitenden Ausstat-
tung mit modernen Kommunikationsmitteln (u. a. 
Notebooks, Skype-Lizenzen) werden zunehmend 
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virtuelle Konferenzen statt Präsenzveranstaltun-
gen durchgeführt. Damit wird neben Dienstreisen 
auch das Zurverfügungstellen von Papierunterla-
gen vermieden.

Durchführung der Informations- 
und Motivationskampagne 
„mission E“ der BImA

Die BImA hat mit der „mission E“ eine Kampagne 
zum effizienteren Umgang mit Strom und Wärme 
auf den Weg gebracht. Seit dem Kampagnen-
start im April 2012 fanden bis heute bundesweit  
246 Aktionen in einem breiten Spektrum der von 
ihr bewirtschafteten zivilen Dienstliegenschaften 
statt. Im Aktionsportfolio sind Liegenschaften im 
gesamten Bundesgebiet vertreten; insgesamt wur-
den bislang rd. 44.000 Beschäftigte direkt vor Ort 
erreicht.

Durch das integrierte Bildungsangebot der Kam-
pagne konnten bisher zudem mehr als 7.600 
Beschäftigte in Seminaren zu Strom und Wärme 
eingehend in energieeffizientem Verhalten 
geschult werden. Ergänzend resultiert aus der seit 
2014 bestehenden Kooperation mit der Bundes-
polizeiakademie die fortlaufende jährliche Schu-
lung aller Anwärter*innen im Vorbereitungsdienst 
für den Polizeivollzugsdienst der Bundespolizei an 
der Bundespolizeiakademie sowie an deren sie-
ben Aus- und Fortbildungszentren. Auch Auszubil-
dende der Zoll- und Wasserstraßen-/Schifffahrts-
verwaltung erhalten diese Schulungen.

Klimaneutrale Bundesverwaltung 
2030 — Einführung des 
Umweltmanagementsystems 
EMAS als wichtiger Baustein 

Das Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG) schreibt 
das Ziel der klimaneutralen Bundesverwaltung 
bis 2030 fest. Das „Klimaschutzprogramm 2030 
der Bundesregierung zur Umsetzung des Klima-
schutzplans 2050“ sieht als Baustein zur Errei-
chung der klimaneutralen Bundesverwaltung 
die Einführung des Umweltmanagementsystems 
EMAS (Eco Management and Audit Scheme) vor. 
Im BMF sowie an rd. 100 Standorten im Geschäfts-
bereich ist die Einführung von EMAS bis zum Jahr 
2025 vorgesehen. 

EMAS ist ein Instrument des betrieblichen 
Umweltschutzes. Schwerpunkte von EMAS sind 
die kontinuierliche Verbesserung der Umweltleis-
tung, die Reduzierung schädlicher Umweltauswir-
kungen und umweltbezogener Risiken sowie die 
transparente Berichterstattung. Durch die Einfüh-
rung von EMAS soll ein umweltgerechtes effizien-
tes Handeln sichergestellt werden. 

Zur Unterstützung der Transformationsaufgabe 
einer bis 2030 klimaneutral organisierten Bun-
desverwaltung wurde nach einem Beschluss des 
Staatssekretärsausschusses „Nachhaltige Entwick-
lung“ im Februar 2020 die Koordinierungsstelle 
Klimaneutrale Bundesverwaltung im BMU einge-
richtet. Die Handlungsfelder der Koordinierungs-
stelle umfassen den Betrieb der Liegenschaften, 
die Mobilität (Fuhrpark, Dienstreisen, Arbeits-
wege), die Beschaffung, die Kantinen, Veranstal-
tungen der Bundesverwaltung sowie Dienste und 
Produkte. Für jedes dieser Handlungsfelder wur-
den Innovationsteams gebildet, an denen sich 
auch das Ressort BMF beteiligt.
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Umweltmanagement der BImA

Hierbei handelt es sich um die Umsetzung der 
von der BImA entwickelten dreistufigen „liegen-
schaftsbezogenen Umweltmanagementstruktur 
LUMAS®“ (LUMA/LUMAS/LUMASPlus) für die von 
ihr bewirtschafteten zivilen Dienstliegenschaften. 

Im Rahmen der Basisstufe LUMA (Liegenschafts-
bezogener Umweltmanagementansatz) werden 
jährlich seit 2014 die umweltrechtlichen Anfor-
derungen in liegenschaftskonkreten Umwelt-
rechtsverzeichnissen für alle zivilen Dienstlie-
genschaften gepflegt, auf denen umweltrelevante 
Eigentümer- und Betreiberpflichten durch die 
BImA wahrgenommen werden (ca. 2.700 Liegen-
schaften). Ebenso werden für alle Dienstliegen-
schaften im ELM Klassik definierte Umweltleis-
tungskennzahlen im SAP-BALIMA-System erfasst, 
die sich gemäß Forderung des Maßnahmenpro-
gramms Nachhaltigkeit an die Kernindikato-
ren des anerkannten Energie- und Umweltma-
nagementstandards EMAS anlehnen und die fünf 
Schlüsselbereiche Energie, Emissionen, Wasser, 
Abfall und Flächenverbrauch abdecken. 

In der Aufbaustufe LUMAS (Liegenschaftsbezoge-
nes Umweltmanagementsystem) prüft die BImA 
in ausgewählten Liegenschaften, welche liegen-
schaftsseitigen Verbesserungspotenziale bei Ver-
brauch und Inanspruchnahme von Ressourcen 
und Umwelt umgesetzt werden können. Der hierzu 
vom Maßnahmenprogramm Nachhaltigkeit 
geforderte Umfang von 200 Liegenschaften wurde 
erreicht. Die Optimierungsmaßnahmen bezie-
hen sich auf die o. g. Schlüsselbereiche und haben 
einen Schwerpunkt im Bereich Energieeffizienz.

Zur Umsetzung von LUMASPlus besteht seit 2016 
das Angebot der BImA, die Bundesbehörden im 
ELM-Klassik bei der Einführung eines Umweltma-
nagementsystems zu beraten und dabei u. a. durch 
Zulieferung der liegenschaftsseitigen Informatio-
nen und Daten zu unterstützen.

Ab 2017 haben die ersten Bundesbehörden 
in Zusammenarbeit mit der BImA begonnen, 
Umweltmanagementsysteme auf EMAS-Niveau 
einzuführen. In 2020 haben das Bundesministe-
rium für Arbeit und Soziales, das Presse- und Infor-
mationsamt der Bundesregierung, die Beauftragte 
der Bundesregierung für Kultur und Medien, das 
Bundesamt für die Sicherheit der nuklearen Ent-
sorgung und das Bundesinstitut für Risikobewer-
tung die Beratungsleistung der BImA genutzt. 

Ende 2020 haben BMVI, BMI und BMF angekün-
digt, ab 2021 Umweltmanagementsysteme für ihre 
Geschäftsbereiche unter Nutzung des Beratungs-
angebots der BImA einzuführen.

Nachhaltige Holzproduktion auf 
BImA-Liegenschaften

Bei der Produktion des nachhaltigen Rohstoffs 
Holz gehört Bundesforst zu den zehn größten 
deutschen Marktteilnehmern und produziert jähr-
lich über 1 Mio. m3 Holz. Die nachhaltige Forstwirt-
schaft reicht von der natürlichen Waldverjüngung 
bis zum geernteten Holz, abfuhrbereit am Wald-
weg. Forst-Zertifikate (PEFC und FSC) machen die 
nachhaltige Bewirtschaftung für die Kundschaft in 
der Säge– und Holzwerkstoffindustrie sowie den 
Endverbraucher jederzeit nachvollziehbar. Dabei 
werden über 1 Mio. Tonnen CO2 in überwiegend 
langlebigen Produkten langfristig gespeichert. 
Somit spielt auch der Bundeswald durch die Pro-
duktion und Bereitstellung des nachwachsenden 
Rohstoffes Holz eine wichtige Rolle bei der Schaf-
fung und Erhaltung von CO2-Senken und dient 
damit der Erreichung der Klimaziele des Bundes.
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Das SDG 13 hat das Ziel, umgehend Maßnahmen 
zur Bekämpfung des Klimawandels und seiner 
Auswirkungen zu ergreifen. Dabei geht es u. a. um 
die Einbeziehung von Klimaschutzmaßnahmen in 
nationalen Politiken, Strategien und Planungen 
und um die Erfüllung der internationalen Klima-
schutzzusagen im Rahmen der UNFCCC.

Die Bundesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, das 
Aktionsprogramm Klimaschutz 2020 und den Kli-
maschutzplan 2050 mit den für alle Sektoren ver-
einbarten Maßnahmenpaketen und Zielen voll-
ständig umzusetzen. Dazu hat sie im Oktober 2019 
das Klimaschutzprogramm 2030 beschlossen, um 
die Klimaschutzziele bis 2030 zu erreichen. Der 
Koalitionsvertrag sieht auch eine rechtlich ver-
bindliche Umsetzung der Klimaschutzziele 2030 
vor. Dazu ist von der Bundesregierung im Sep-
tember 2019 das „Klimaschutzgesetz“ beschlos-
sen worden, das das übergeordnete Ziel der Bun-
desregierung der Klimaneutralität 2050 erstmals 
rechtlich verbindlich festschreibt. Zudem garan-
tiert das Klimaschutzgesetz auch die Einhaltung 
der Klimaschutzziele bis 2030 anhand festgeleg-
ter jährlicher, sektoraler Treibhausgasbudgets und 
enthält Konsequenzen für die betroffenen Res-
sorts bei Zielverfehlung. Im Zuge der Bekämp-
fung der wirtschaftlichen und sozialen Folgen der 
COVID-19-Pandemie legte die Bundesregierung 
im Mai 2020 mit dem „Zukunftspaket“ als Teil des 
Konjunkturprogramms zusätzliche investive Maß-
nahmen in den Bereichen nachhaltige Transforma-
tion und Digitalisierung vor (Finanzierungsvolu-
men: rd. 50 Mrd. Euro). Das Zukunftspaket enthält 

vielfältige Klimaschutzmaßnahmen, u. a. zur För-
derung nachhaltiger Mobilität durch Ausbau der 
Ladeinfrastruktur, eine Umweltprämie für E-Au-
tos, die Kfz-Steuerreform, Unterstützungsleistun-
gen für die Deutsche Bahn sowie Anschubmaß-
nahmen für die Nationale Wasserstoffstrategie. 

Auch die Bundesregierung und ihre Verwaltungen 
beteiligen sich aktiv mit Maßnahmen am Klima-
schutz. So enthält z. B. das Klimaschutzprogramm 
2030 Ausführungen und Maßnahmen zum Errei-
chen von Klimaneutralität in den Bundesverwal-
tungen bis 2030. Das BMF und sein Geschäftsbe-
reich tragen mit diversen Maßnahmen ebenfalls 
aktiv zum Klimaschutz bei.

BMF-Dienstreisekompensation

Im Rahmen des vom BMU zur Klimaneutralisie-
rung von Dienstreisen der Bundesregierung erar-
beiteten Konzepts ist vorgesehen, dass die Kom-
pensation der Emissionen pauschal auf der Basis 
von dreijährlichen Erhebungen erfolgt, die dann 
im jährlich zu erstellenden Monitoringbericht des 
„Maßnahmenprogramms nachhaltige Entwick-
lung“ von allen obersten Bundesbehörden und 
ihren Geschäftsbereichen zusammengefasst wer-
den. Kompensiert werden sämtliche Dienstreise-
flüge. Für die Bewertung von Dienstreisen hat das 
BMU ressortübergreifend die Federführung.

SDG 13 –  
Maßnahmen  
zum Klimaschutz
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SDG 13 –  
Maßnahmen  
zum Klimaschutz

In den vergangenen zwei Jahren wurden aufgrund 
der Insolvenz von Air Berlin sowie der neuen 
Tarifstrukturen der DB mehr Bahnbuchungen 
zur Verfügung gestellt und von den Dienstreisen-
den angenommen. So trägt z. B. auch die Verkür-
zung der Fahrzeiten auf den ICE-Strecken Berlin 
— München und Berlin — Nürnberg ebenfalls zur 
vermehrten Nutzung der DB bei, weil Hin- und 
Rückreise an einem Tag möglich sind.

Maßnahmen in der Zollverwaltung

Überwachung der Einfuhr klimaschädlicher 
Stoffe

Die fortdauernde Emission ozonabbauender Stoffe 
hat die Schädigung der Ozonschicht zur Folge. 
Dieser Abbau der Ozonschicht wiederum führt zur 
erhöhten Belastung durch UV-B-Strahlung, die 
eine ernste Gefahr für Mensch und Umwelt dar-
stellt. Zur Durchführung der im Montrealer Pro-
tokoll festgelegten Regelungen bezüglich Maß-
nahmen zum Schutz der Ozonschicht wurde von 
der EU die Verordnung (EG) Nr. 1005/2009 vom 
16. September 2009 (Ozon-VO) erlassen. Die deut-
sche Zollverwaltung wirkt bei der Überwachung 
der Einfuhr von Stoffen, die zum Abbau der Ozon-
schicht beitragen und so die menschliche Gesund-
heit gefährden, mit.

So stellt sie beispielsweise regelmäßig Kühl-
schränke sicher, die mit FCKW-haltigen Kühl-
mitteln betrieben werden und für den Export 
vorgesehen sind. Der legale Handel mit den sog. 
„geregelten Stoffen“ wird durch Lizenzen geregelt, 
die wiederum durch die Zollverwaltung kontrol-
liert werden.

Mobilitätsbezogene Maßnahmen zur CO2– 
Minderung bei der Zollverwaltung

Aus Sicht der Zollverwaltung als Arbeitgeber und 
Dienstherr ist ein finanziell attraktives Jobticket 
für den öffentlichen Personennahverkehr von 
großer Bedeutung. Die Zollverwaltung nimmt 
insoweit das Bundesamt für zentrale Dienste und 
offene Vermögensfragen (BADV) als neuen zentra-
len Dienstleister für Jobtickets in Anspruch. 

Die Zollverwaltung begrüßt, dass ab dem 1. April 
2021 den Beschäftigten grundsätzlich ein Arbeitge-
berzuschuss zu den Kosten für Fahrten im öffentli-
chen Personennahverkehr (ÖPNV) zwischen Woh-
nung und Dienst- bzw. Ausbildungsstelle gezahlt 
werden kann, sofern ein entsprechender Rahmen-
vertrag des BADV mit einem Verkehrsverbund mit 
verpflichtendem Arbeitgeberzuschuss durch das 
BADV geschlossen wurde und das jeweilige Res-
sort/die jeweilige Behörde diesem beigetreten 
ist. Der Arbeitgeberzuschuss beträgt einheitlich 
für alle Ressorts bis zu 40 Euro monatlich, jedoch 
maximal die Hälfe der durchschnittlichen monat-
lichen Jahresticketkosten je Verkehrsverbund. Das 
BADV verhandelt daher neue Rahmenvereinba-
rungen mit allen Verkehrsverbünden, um die Mög-
lichkeit eines Arbeitgeberzuschusses vorzusehen.

Die Aktion „Mit dem Fahrrad zur Arbeit“ wird, 
wie im Maßnahmenprogramm Nachhaltigkeit 
gefordert, in der Zollverwaltung beworben. Die 
Zollverwaltung verfügt für Dienstgänge über  
298 Dienstfahrräder inkl. Pedelecs. Daneben wird 
der Energieverbrauch im Personenverkehr redu-
ziert, da im Rahmen der Einsatzplanung der Fuhr-
parkfahrzeuge mehrere Dienstreisen zu denselben 
Orten zusammengelegt werden. Die öffentlichen 
Verkehrsmittel werden bei Dienstreisen mit lan-
gen Fahr- und Reisezeiten verstärkt genutzt. 
Berufskraftfahrer absolvieren das „Sprit-Spar- 
Training“, wie im Maßnahmenprogramm Nach-
haltigkeit gefordert.
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Zur Modernisierung des Fuhrparks der Zollver-
waltung wurden 2021 eine Vielzahl an Maßnah-
men initiiert. Unter anderem wurden viele Elek-
tro- und Plug-in-Hybrid-Fahrzeuge abgerufen. 
Diese werden nun sukzessive ausgeliefert. Dane-
ben werden zwei Einsatzfahrzeuge, Mittelklas-
se-Kombi mit Plug-in-Hybrid-Antrieb, bei den 
Hauptzollämtern Rosenheim und Berlin erprobt, 
zusätzlich auch zwei Brennstoffzellen-Fahrzeuge 
mit Wasserstoffantrieb.

Steuerliche Förderung von 
Elektromobilität

Auch das Politikfeld „Elektromobilität“ ist ein 
Schlüsselthema für eine umweltfreundliche und 
klimaschonende Mobilität. Die Bundesregierung 
förderte im Einkommensteuerrecht die Elektro-
mobilität bereits durch Halbierung der Bemes-
sungsgrundlage bei der Besteuerung des Vor-
teils aus der privaten Nutzung von Elektro- und 
extern aufladbaren Hybridelektrofahrzeugen. 
Mit dem Gesetz zur weiteren steuerlichen Förde-
rung der Elektromobilität und zur Änderung wei-
terer steuerlicher Vorschriften vom 12. Dezember 
2019 (BGBl I S. 2451) wurde darüber hinaus u. a. bei 
der Dienstwagenbesteuerung die Viertelung der 

Bemessungsgrundlage bei der Nutzung von rein 
elektrischen Fahrzeugen ohne Kohlenstoffdioxid- 
emission mit einem Listenpreis von nicht mehr 
als 60.000 Euro als weitere Maßnahme eingeführt, 
wobei der Höchstbetrag des Listenpreises mit dem 
Zweiten Gesetz zur Umsetzung steuerlicher Hilfs-
maßnahmen zur Bewältigung der Corona-Krise 
(Zweites Corona-Steuerhilfegesetz) vom 29. Juni 
2020 (BGBl. 1525) von ursprünglich 40.000 auf 
60.000 Euro angehoben wurde. Ferner wurde die 
Steuerbefreiung für die Überlassung eines betrieb-
lichen (Elektro-)Fahrrads durch den Arbeitgeber 
nach § 3 Nummer 37 EStG und für das Aufladen 
eines Elektrofahrzeuges im Betrieb des Arbeitge-
bers nach § 3 Nummer 46 EStG verlängert. Zudem 
soll auch eine Sonderabschreibung für Elektro-
nutzfahrzeuge und elektrisch betriebene Lasten-
fahrräder Investitionsimpulse setzen. Allerdings 
kann die in § 7 c EStG eingeführte Regelung erst 
Anwendung finden, wenn der beihilferechtliche 
Inkrafttretensvorbehalt aufgehoben wird. 

Abbildung Bildquelle Zoll:
Erprobungsfahrzeug mit Brennstoffzelle
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Unterstützung der klimaneutralen 
Bundesverwaltung im 
Liegenschaftsbereich

Als Eigentümerin eines großen Portfolios an Bun-
desimmobilien hat die BImA eine zentrale Ver-
antwortung für den Klimaschutz. Die Dimension 
Energie/Klimaschutz ist folgerichtig ein wesent-
liches Ziel ihrer integrierten zustandsorientierten 
Instandhaltungsstrategie. Die BImA hat im Bereich 

ELM-Klassik Empfehlungen für zu planende Bau-
unterhaltungsmaßnahmen bzw. Baumaßnah-
men an Gebäuden im Bestand (EGB-Standard 55) 
sowie für Neubaumaßnahmen (EGB-Standard 40) 
beschlossen. Darüber hinaus wird die BImA kon-
krete Maßnahmen auf den von ihr bewirtschafte-
ten Liegenschaften zur Unterstützung der Klima-
neutralität initiieren, beispielsweise den Ausbau 
der Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge.

SDG 14 und 15 –  
Leben unter Wasser und an Land

SDG 14 und 15 befassen sich mit der Erhaltung und 
nachhaltigen Nutzung von Ozeanen, Meeren und 
Meeresressourcen im Sinne einer nachhaltigen Ent-
wicklung sowie dem Schutz und der Wiederherstel-
lung der Landökosysteme und ihrer nachhaltigen 
Nutzung, nachhaltigen Bewirtschaftung von Wäl-
dern, Bekämpfung der Wüstenbildung, Beendigung 
und Umkehr der Bodendegradation sowie Beendi-
gung des Verlusts der biologischen Vielfalt.

Beiträge der Bundesanstalt für 
Immobilienaufgaben

Die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben ist das 
zentrale Immobilienunternehmen des Bundes. Sie 
betreut und verwaltet mehr als 18.000 Liegenschaf-
ten und ist Eigentümerin von rd. 460.000 h Grund-
stücksfläche und 36.000 Wohnungen. Auf diesen 
Flächen unterstützt die BImA seit vielen Jahren mit 
ihrem naturverträglichen Geländemanagement den 
Schutz und die Wiederherstellung der Landökosys-
teme sowie die Bewahrung der biologischen Vielfalt.

Schutz, Wiederherstellung und nachhaltige 
Nutzung von Landökosystemen 

Ein Großteil der BImA-Liegenschaften, die ent-
weder noch aktiv als militärische Übungsplätze 
von der Bundeswehr oder den Gaststreitkräften 
genutzt werden oder ehemals militärisch genutzte 
Flächen, die heute zum Nationalen Naturerbe 
gehören, verfügen über eine einzigartige und viel-
fältige Naturausstattung. Diese BImA-Flächen sind 
wesentliche Bestandteile des europäischen Schutz-
gebietsnetzes Natura 2000 und unverzichtbar für 
den nationalen Biotopverbund. Die BImA stellt 
mit ihrer Sparte Bundesforst (BF) in enger Zusam-
menarbeit mit den militärischen Nutzern bzw. den 
verschiedenen Trägern des Naturerbes seit vielen 
Jahren mit ihrem naturverträglichen Geländema-
nagement sicher, dass die vorhandenen Biotope 
und Lebensräume nachhaltig durch eine fachge-
rechte Landschaftspflege für unsere nachfolgen-
den Generationen bewahrt werden. Hierbei setzt 
die BImA z. B. oftmals auf eine nachhaltige Offen-
landpflege in Form von extensiver Beweidung 

 
Weitere ausgewählte Aktivitäten des BMF und  
des BMF-Geschäftsbereichs zur nachhaltigen Entwicklung

53



BMF-Ressortbericht Nachhaltigkeit:  
Finanzen für eine nachhaltige Zukunft

in Kooperation mit Landwirtschaftsbetrieben. 
Soweit es die besondere Nutzung der BImA-Lie-
genschaften zulässt, werden auch degradierte Bio-
topflächen, wie z. B. in früheren Zeiten entwäs-
serte Moorflächen, wieder fachkundig renaturiert. 
Dies dient nicht nur der Ökologie, sondern durch 
die vermehrte CO2-Bindung im wieder vernässten 
Moorkörper auch dem Klimaschutz. 

Nachhaltiges Forstmanagement von 
Bundeswäldern

Bundesforst betreut überwiegend militärisch oder 
vormals militärisch genutzten Wald im gesam-
ten Bundesgebiet. Ziel ist es, durch die Schaffung 
und den Erhalt strukturreicher, artenreicher und 
naturnaher Mischwälder eine Vielzahl von Wald-
funktionen sicherzustellen. Hierbei spielen insbe-
sondere die spezifischen Waldfunktionen für den 
militärischen Nutzer zur Minimierung von Emis-
sionen des Übungsbetriebes, wie beispielsweise 
Lärm und Staub, eine wesentliche Rolle. Dabei wird 
die Erhaltung und Entwicklung der biologischen 
Vielfalt mit einem naturverträglichen Gelände-
management gewährleistet. Wesentliche Teile ehe-
mals militärisch genutzter Waldgebiete sind in das 
Nationale Naturerbe überführt und werden der 
natürlichen weiteren Entwicklung (Prozessschutz) 
überlassen.

Naturnahe Mischwälder bieten ein hohes Maß 
an Stabilität und Standortseignung und erfüllen 
zudem die Anforderungen an ein multifunktiona-
les Forstmanagement am besten. 

Bundesforst arbeitet an Konzepten, die den der-
zeitigen und prognostizierten Veränderungen 
durch den Klimawandel Rechnung tragen sollen. 
Vor dem Hintergrund der Veränderung von Nie-
derschlägen und Temperaturen, werden konkrete 
Anpassungsstrategien für den Waldbau unter den 
veränderten Rahmenbedingungen entwickelt.

Diese Anpassungen kommen schließlich im Zuge 
der langfristigen Planungen zur Baumartenwahl 
und Baumartenmischung sowie zur Ausrichtung 
der Waldentwicklung im Zuge des Waldumbaus 

und der Verjüngungsplanung zum Einsatz. Dies 
trägt wesentlich zur Risikostreuung und -minde-
rung bei und sichert den nachhaltigen Funktions-
erhalt der Bundeswälder.

Im Rahmen des Projektes „Klimaangepasste Bun-
deswälder“ werden langjährige Forschungsergeb-
nisse und Beobachtungen der forstlichen Ver-
suchsanstalten intensiv mit einbezogen. Ziel ist 
dabei neben der Nachhaltigkeit auch die Erfüllung 
von weiteren umwelt- und forstpolitischen Ziel-
setzungen (DAS, StrÖff, NBS, Waldstrategie 2020).

Des Weiteren bietet Bundesforst mit seinem nach-
haltigen Forstmanagement auch attraktive Aus-
bildungs- und Arbeitsplätze im ländlichen Raum. 
Durch ein regelmäßiges Sicherheitstraining in der 
Waldarbeit und mit einem präventiven Gesund-
heitsmanagement wird nachhaltig sichergestellt, 
dass die Mitarbeiter*innen langfristig bei ihrer 
Arbeit gesund bleiben. 

Erhalt der biologischen Vielfalt

Viele bedrohte und andernorts bereits ausgestor-
bene Tier- und Pflanzenarten finden auf den Lie-
genschaften der BImA letzte Rückzugsräume. Vor 
allem für Arten an Pionierstandorten (z. B. offene 
Sandflächen oder sich schnell erwärmende Klein-
gewässer ohne oder mit kaum Unterwasservegeta-
tion) sind aktiv oder ehemals militärisch genutzte 
BImA-Flächen entscheidende Lebensraumzent-
ren und Spenderflächen, von denen aus auch wie-
derhergestellte Habitate außerhalb wiederbe-
siedelt werden können. Hier trägt die BImA mit 
dem naturverträglichen Geländemanagement 
von Bundesforst zusammen mit den militärischen 
Nutzern bzw. Trägern des Nationalen Naturerbes 
maßgeblich dazu bei, den Verlust der biologischen 
Vielfalt aufzuhalten.

Im Rahmen der Umsetzung des Aktionsprogram-
mes Insektenschutz der Bundesregierung ist die 
BImA mit ihrer Sparte Bundesforst gerade dabei, 
ihr naturverträgliches Geländemanagement auf 
ihren Liegenschaften im Sinne des Insektenschut-
zes noch weiter zu optimieren.  
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Im Rahmen dieser SDGs steht auch der weltweite 
Handel mit Tieren, Pflanzen und deren Erzeug-
nissen im Fokus, der regelkonform erfolgen muss. 
Andernfalls birgt er nicht nur die Gefahr der Aus-
breitung und Einschleppung von Seuchen, son-
dern bedroht auch den Erhalt der Artenvielfalt. 
Die deutsche Zollverwaltung wirkt daher bei der 
Überwachung der Einhaltung der gesetzlichen 
Regelungen zum Schutz der Tier- und Pflanzen-
welt im internationalen Warenverkehr mit. Ziel 
ist es, weltweit ein Aussterben von seltenen Tier- 
und Pflanzenarten zu verhindern. Zusätzlich wirkt 
die Zollverwaltung auch bei der Überwachung der 
Abfallverbringung und des Verkehrs umweltge-
fährdender chemischer Stoffe mit und trägt so zur 
Gesunderhaltung des Lebensraums bei.

Die vielfältigen Maßnahmen der Zollverwaltung, 
die zur Erreichung dieser Ziele beitragen, sind 
nachfolgend in deskriptiver Form dargestellt.

Artenschutz

Die Zollverwaltung wirkt nach den Bestimmungen 
des Artenschutzes bei der Überwachung der Ein- 
und Ausfuhr von geschützten Tieren und Pflanzen, 
bzw. Teilen oder Erzeugnissen daraus, sowohl bei 
gewerblichen Sendungen als auch im Reiseverkehr 
mit. Werden artengeschützte Tiere oder Pflanzen 
verbotswidrig bzw. ohne die erforderlichen Doku-
mente ein- oder ausgeführt, werden sie von der 
Zollbehörde sichergestellt. Im Jahr 2019 stellte die 
deutsche Zollverwaltung insgesamt 469.520 Tiere, 
Pflanzen und Objekte aufgrund von Artenschutz-
bestimmungen sicher.

Abfallverbringung

Grundsätzlich sind die Einfuhr- und Ausfuhr von 
Abfällen zur Beseitigung verboten. Ausnahmen 
von diesem Verbot gelten u. a. für den Waren-
verkehr von Abfällen mit Ländern, die Vertrags-
parteien des sog. Basler Übereinkommens sind. 
Die Zollverwaltung wird im Rahmen der Abferti-
gung und der Kontrolle der grenzüberschreiten-
den Abfallverbringung gemäß Verordnung (EG) 
Nr. 1013/2006 und dem Abfallverbringungsgesetz 
tätig. Auch bei der Kontrolle von Verbringungen 
innerhalb der EU wirkt die Zollverwaltung mit.

Chemische Stoffe

Der Einsatz von Chemikalien in unserer modernen 
Industriegesellschaft und in der konventionellen 
Landwirtschaft ist heute nicht mehr wegzudenken.

Produkte wie Reinigungsmittel, Haarspray, Sham-
poo und Schädlingsbekämpfungsmittel machen 
das Leben einfacher und bequemer.

Die Kehrseite des Umgangs mit Chemikalien im 
Haushalt, aber auch und v. a. in Industrie und 
Landwirtschaft ist eine Zunahme von Allergien, 
die Vergrößerung des Ozonlochs sowie die Zerstö-
rung von Lebensräumen.

Im Versuch, den Einsatz von Chemikalien zu kon-
trollieren, um das Ausmaß der Umweltzerstörung 
künftig einzudämmen, haben Staatengemein-
schaften u. a. Abkommen wie das Stockholmer 
Übereinkommen (POP-Konvention) oder das Rot-
terdamer Übereinkommen (PIC-Konvention) 
geschlossen.

Gemäß § 21 a Absatz 1 Chemikaliengesetz (ChemG) 
wirken die Zollstellen bei der Überwachung der 
Ein- und Ausfuhr von entsprechenden Stoffen, 
Gemischen und Erzeugnissen mit.
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Illegaler Holzeinschlag

Zur Bekämpfung des weltweiten illegalen Holz- 
einschlags und des Handels mit Holzprodukten 
illegaler Herkunft hat die EU im Mai 2003 einen 
Aktionsplan zur „Rechtsdurchsetzung, Politikge-
staltung und Handel im Forstsektor“ („Forest Law 
Enforcement, Governance and Trade“ = FLEGT) 
beschlossen.

Mit der Verordnung (EG) Nr. 2173/2005 (FLEGT-VO) 
wurde für die Einfuhr von bestimmten Holzpro-
dukten ein Genehmigungssystem festgelegt, das 
dazu beitragen soll, dass nur legal geschlagenes 
Holz und daraus hergestellte Holzprodukte in die 
EU eingeführt werden. Grundlage dieses Verfah-
rens sind sog. Freiwillige Partnerschaftsabkom-
men, welche die EU mit einzelnen Holzherkunfts-
ländern abgeschlossen hat.

Die Zollverwaltung wirkt bei der Überwachung 
des Warenverkehrs und der Überprüfung der ent-
sprechenden Genehmigungen mit.

Sanitärer Pflanzenschutz

Pflanzenkrankheiten und Schädlinge können mit 
lebenden Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen oder 
sonstigen Gegenständen, die Träger bestimmter 
Schadorganismen sind, oder auch mit anhaftender 
Erde aus dem Ausland eingeschleppt werden.

Die Zollverwaltung wirkt bei der Überwachung 
der Einfuhr, Durchfuhr und Ausfuhr von Schador-
ganismen und Befallsgegenständen sowie der 
Überführung von Pflanzenschutzmitteln in den 
freien Verkehr sowie von Saatgut, Pflanzgut und 
Kultursubstrat, die Pflanzenschutzmittel enthal-
ten oder denen Pflanzenschutzmittel anhaften, 
sowie Wirkstoffen, die zur Herstellung von Pflan-
zenschutzmitteln oder zur Verwendung als Pflan-
zenschutzmittel geeignet sind, mit und arbeitet 
dabei eng mit den zuständigen Behörden der Bun-
desländer zusammen.

Schutz der Fischbestände

Um illegalen, nicht gemeldeten und unregulier-
ten Fischfang zu bekämpfen und zu unterbin-
den, hat die EU ein Gemeinschaftssystem zur Ein-
fuhrüberwachung von Fischereierzeugnissen 
geschaffen. Damit die Wirksamkeit dieses Sys-
tems sichergestellt ist, trifft jeder Mitgliedstaat in 
Übereinstimmung mit dem Unionsrecht geeignete 
Maßnahmen. Die Zollverwaltung wirkt diesbezüg-
lich bei der Einfuhrüberwachung mit und schützt 
durch Mitwirkung der maritimen Kontrollein-
heiten auch die Fischbestände in den deutschen 
Küstengewässern.
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Mit dem SDG 16 werden friedliche und inkl. 
Gesellschaften für eine nachhaltige Entwicklung 
gefördert, wird allen Menschen Zugang zur Justiz 
ermöglicht und werden leistungsfähige, rechen-
schaftspflichtige und inkl. Institutionen auf allen 
Ebenen aufgebaut. Die Unterziele des SDGs 16 
umfassen aktive Maßnahmen gegen Gewalt und 
Folter, Missbrauch und Ausbeutung von Kindern, 
Korruption und Bestechung, illegale Waffen- und 
Finanzströme. Dazu sind Unterstützungsmaßnah-
men – v. a. bei der Durchsetzung von Rechtstaat-
lichkeit auf nationaler wie internationaler Ebene – 
notwendig und der Aufbau von leistungsfähigen, 
rechenschaftspflichtigen und transparenten Ins-
titutionen. Die Regierungen sind auch dazu ange-
halten, nicht diskriminierende Rechtsvorschriften 
und Politiken zugunsten einer nachhaltigen Ent-
wicklung zu fördern und durchzusetzen.

Das BMF und sein Geschäftsbereich unterstüt-
zen aktiv die Erreichung der Ziele des SDGs 16. 
Der Zoll wird bei der Sicherung des Friedens und 
zur Gewalt- bzw. Betrugsbekämpfung auf inter-
nationaler Ebene v. a. in Krisengebieten der Drit-
ten Welt tätig. Ergänzend dazu beschäftigt sich das 
BMF auch mit den gesetzlichen und außergesetz-
lichen Regelungen zur materiellen Wiedergutma-
chung vom NS-Regime verübten Unrechts, was als 
Beispiel für die Förderung von nicht diskriminie-
renden Rechtsvorschriften und Politiken dieses 
SDGs genannt werden kann, und bringt die dabei 
gemachten Erfahrungen in die ressortübergrei-
fende Zusammenarbeit zum Thema Transitional 
Justice ein.

Unterstützungsmaßnahmen der 
Zollverwaltung

Frieden und Stabilität sind für eine echte nach-
haltige Entwicklung unerlässlich. Um die Bevöl-
kerung vor den Folgen bewaffneter Konflikte zu 
schützen, wirkt die Zollverwaltung bei der Über-
wachung des Außenwirtschaftsverkehrs und der 
Embargomaßnahmen mit.

Kimberley-Prozess

Um den illegalen Handel mit Rohdiamanten 
(„Konfliktdiamanten“) zur Finanzierung bewaffne-
ter Konflikte zu unterbinden, wurde auf Basis einer 
UN-Resolution aus 2000 eine globale dreiseitige 
Initiative zwischen Regierungen, Zivilgesellschaft 
und Industrie ins Leben gerufen. Das Kimberley 
Process Certification Scheme (KPCS) gilt seitdem 
als Instrument zur Konfliktprävention zur Förde-
rung von Frieden und Sicherheit mit über 50 Mit-
gliedern weltweit in über 80 Teilnehmerländern.

Die Zollverwaltung überwacht den tatsächlichen 
Warenverkehr mit Rohdiamanten und überprüft 
hierbei insbesondere die hierfür genutzten inter-
national standardisierten Zertifikate.

SDG 16 –  
Frieden, Gerechtigkeit  
und starke Institutionen
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Anti-Folter-VO

Ziel der Anti-Folter-VO ist es, die Achtung der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten zu einem 
wesentlichen Bestandteil der Beziehungen der EU 
zu Drittstaaten zu machen. Mit der Einführung der 
VO Nr. 2019/125 wurden Verbote und Genehmi-
gungspflichten eingeführt

●● für den Handel mit Gütern, die zur 
Vollstreckung der Todesstrafe oder zum 
Zwecke der Folter oder anderer grausamer, 
unmenschlicher oder erniedrigender 
Behandlung oder Strafe verwendet werden 
können, sowie

●● für die Erbringung von 
Vermittlungstätigkeiten, technischer Hilfe, 
Ausbildungsmaßnahmen und Werbung im 
Zusammenhang mit derartigen Gütern.

Die Zollverwaltung überwacht den tatsächli-
chen Warenverkehr der o. g. Güter und über-
prüft hierbei entsprechende Genehmigungen der 
Genehmigungsbehörde.

Überwachung des Warenverkehrs 
mit Rüstungsgütern

Im Außenwirtschaftsgesetz und in der Außenwirt-
schaftsverordnung finden sich Einschränkungen 
des Außenwirtschaftsverkehrs zur Wahrung der 
wesentlichen Sicherheitsinteressen der Bundes-
republik Deutschland und zur Verhütung der Stö-
rung des friedlichen Zusammenlebens der Völker.

Die Zollbehörden überwachen im grenzüber-
schreitenden Warenverkehr die Einhaltung der 
entsprechenden Rechtsvorschriften auf nationa-
ler und auch EU-Ebene über die Ausfuhr, Einfuhr, 
Verbringung und Durchfuhr.

Wiedergutmachung von  
NS-Unrecht

Als Maßnahme, die der Umsetzung der Nachhal-
tigkeitsstrategie der Bundesregierung dient, ist im 
Zuständigkeitsbereich des BMF ganz besonders 
das Transformationsprojekt hervorzuheben.

Seit Sommer 2017 erarbeitet das BMF die nicht fis-
kalischen sowie die Zukunftsfragen der deutschen 
Entschädigungs- und Wiedergutmachungspoli-
tik. Ziel ist eine Gesamtstrategie der Bundesregie-
rung zur nachhaltigen, d. h. verantwortungsbe-
wussten, zeitgemäßen und zukunftssicheren Form 
des Engagements der Bundesrepublik in diesem 
Bereich. Die Transformation der Wiedergutma-
chung ist Ziel des BMF.

Die Vernetzung, Sichtbarmachung und Schaf-
fung eines zentralen Zuganges zu den Doku-
mentenbeständen der Wiedergutmachung bildet 
einen ersten wichtigen Schritt des Transformati-
onsprojektes. Die Wiedergutmachungs- und Ent-
schädigungsakten sind ein weltweit einzigarti-
ges Zeugnis staatlich-gesamtgesellschaftlichen 
Wirkens und bilden die einmalige und zusam-
menhängende Dokumentation staatlichen Han-
delns in einem äußerst sensiblen Politikfeld ab, das 
für die Bundesrepublik seit ihrer Gründung von 
hoher Bedeutung ist. Darin zeigt sich die Bereit-
schaft zur Übernahme von Verantwortung, ohne 
die die Demokratiegeschichte der Bundesrepu-
blik nicht denkbar (gewesen) wäre. Gleichzeitig 
finden sich in den Unterlagen konkrete mensch-
liche Schicksale und damit auch bislang nicht im 
Zusammenhang erforschbare Verfolgungs- und 
Entschädigungsbiographien.

Es besteht großes Interesse an diesen Akten von 
Seiten der (historischen) Wissenschaft, für schuli-
sche und politische Bildungsprojekte und als Bei-
spiel angewandter Transitional-Justice-Prinzipien 
zur Überwindung von Unrechtsregimen welt-
weit. Deutschland gilt durch seine Wiedergutma-
chungspolitik international als Vorbild.
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Durch die nicht lineare Genese der gesetzlichen und 
außergesetzlichen Wiedergutmachungspolitik ist der 
hierzu vorhandene Aktenbestand über das Bundes-
archiv und verschiedene Landes- und Staatsarchive 
sowie weitere Stellen (auch im Ausland) verstreut. 
Ein gebündelter Zugang existiert nicht. Dies soll zum 

Anlass genommen werden, diese Bündelung her-
zustellen, die Anbindung an andere relevante welt-
weite Archive (Yad Vashem, United States Holocaust 
Memorial Museum etc.) zu schaffen und gleichzeitig 
mittels Digitalisierung einen modernen Zugang für 
die Zukunft zu erreichen.

SDG 17 –  
Partnerschaften  
zur Erreichung der Ziele

SDG 17 beschäftigt sich mit der Stärkung von 
Umsetzungsmitteln und der Reaktivierung der glo-
balen Partnerschaft für nachhaltige Entwicklung.

Dieses Ziel deckt mit seinen Unterabschnitten 
Finanzierung, Technologie, Kapazitätsaufbau, 
Handel und systematische Fragen sehr stark die 
internationale Dimension einer nachhaltigen Ent-
wicklung ab, obwohl globale Aspekte im modell-
theoretischen Nachhaltigkeitsparadigma nur eine 
untergeordnete Rolle gespielt haben.

Das BMF sieht hier ebenfalls die Notwendigkeit, 
durch europäische und globale Partnerschaften 
gemeinsam Nachhaltigkeitspolitik zu fördern und 
umzusetzen. Exemplarisch seien hier zwei Bei-
spiele aus dem Tätigkeitsfeld des BMF genannt, die 
globale Partnerschaften im Sinne einer nachhalti-
gen Entwicklung fördern.

Internationale Umsetzung von 
Nachhaltigkeitsaspekten beim IWF

Deutschland setzt sich als wichtiger Anteilseigner 
beim Internationalen Währungsfonds (IWF) dafür 
ein, dass das Thema nachhaltige Entwicklung ein 
zentraler Bestandteil der Zusammenarbeit des 
IWF mit seinen Mitgliedsländern ist.

Internationale 
Finanzminister*innenkoalition

Das BMF war im April 2019 bei der IWF-/Welt-
bank-Frühjahrstagung Gründungsmitglied der 
internationalen Finanzminister*innenkoalition 
(Coalition of Finance Ministers for Climate Action, 
CFMCA). Ziel der Finanzminister*innenkoalition, 
der weltweit mittlerweile 52 nationale Finanz-
ministerien angehören, ist es, den globalen Kli-
maschutz im Rahmen des Klimaabkommens von 
Paris voranzubringen. Dazu sollen klimarelevante 
Aspekte in den Finanzministerien stärker veran-
kert werden – durch Erfahrungsaustausch sowie 
Förderung gemeinsamer Standards und Prinzi-
pien im Rahmen nationaler Gegebenheiten und 
Zuständigkeiten (sog. „Helsinki-Prinzipien“). 
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Einen gesonderten Unterpunkt der BMF-internen 
Maßnahmen zur Förderung einer nachhaltigen 
Entwicklung und zur Umsetzung der Deutschen 
Nachhaltigkeitsstrategie nehmen die Beteiligun-
gen der Bundesregierung ein, die in der Beteili-
gungsverantwortung des BMF liegen. Dazu gehö-
ren u. a. die Deutsche Telekom AG, die Deutsche 
Post AG und die PD – Berater der öffentlichen 
Hand GmbH, die ebenfalls weitreichende Maß-
nahmen zur Förderung einer nachhaltigen Ent-
wicklung umgesetzt haben und somit auch zum 
Klima- und Umweltschutz beitragen.

Der aktualisierte Public-Corporate-Governance 
Kodex des Bundes (PCGK) mit Stand vom 16. Sep-
tember 2020 enthält in Abschnitt 5.5. Vorgaben 
zur nachhaltigen Unternehmensführung. Fer-
ner sieht er unter Ziffer 8.1.3 vor, dass Unterneh-
men mit mehrheitlicher Beteiligung des Bun-
des, die in der Regel mehr als 500 Arbeitnehmer 
haben und mehr als 500 Mio. Euro Umsatzerlöse 
p. a. erzielen, eine nichtfinanzielle Erklärung im 
Sinne des §§ 289 b ff. HGB (unbeschadet der Vor-
aussetzungen des § 289 b HGB) abgeben sollen und 
dafür den Deutschen Nachhaltigkeitskodex ein-
schließlich menschenrechtlicher Berichtspflicht 
bzw. ein insbesondere hinsichtlich der Anforde-
rungen des Nationalen Aktionsplans Wirtschaft 
und Menschenrechte vergleichbares Rahmenwerk 
zur nichtfinanziellen Berichterstattung mit einer 
Berichtspflicht auch zu Aspekten der Menschen-
rechte anwenden. Für Konzerne unter einheit-
licher Leitung können, soweit nicht gesetzliche 
Erfordernisse entgegenstehen, die entsprechenden 

Berichte und Erklärungen von der Konzernmutter 
für den gesamten Konzern abgegeben worden.

Um bei der gleichberechtigten Teilhabe von 
Frauen und Männern an Führungspositionen mit 
gutem Beispiel voranzugehen, sind für Unterneh-
men mit Mehrheitsbeteiligung des Bundes in den 
Regierungsentwurf zum Zweiten Führungsposi-
tionengesetz (FüPoG II) Regelungen aufgenom-
men worden. Unter anderem wird bei Unterneh-
men, an denen der Bund mehrheitlich beteiligt ist, 
ein Mindestbeteiligungsgebot von einer Frau und 
einem Mann in Vorständen und Geschäftsführun-
gen ab drei Personen eingeführt. Darüber hinaus 
sieht der Gesetzentwurf für den Aufsichtsrat von 
Unternehmen mit mehrheitlicher Bundesbeteili-
gung eine Geschlechterquote von mindestens von 
30 % für Frauen und Männer vor. 

Deutsche Telekom AG

Die Deutsche Telekom AG (DTAG) berichtet  
jährlich in ihrem Corporate-Responsibility-Be-
richt (CR-Bericht), im Geschäftsbericht und auf 
ihrer Website über ihre Aktivitäten, Handlungs-
felder und Konzepte für eine verantwortungs-
volle und nachhaltige Unternehmensführung. 
Dabei wird auch erläutert, auf welche Weise die 
DTAG mit ihrem Kerngeschäft dazu beiträgt, die 
UN-Nachhaltigkeitsziele der Agenda 2030 (Sus-
tainable Development Goals, SDGs) zu errei-
chen. Der CR-Bericht 2020 wurde Ende März 2021 
veröffentlicht.

Bundesunternehmen in Beteiligungsführung  
des BMF
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Bundesunternehmen in Beteiligungsführung  
des BMF

Die DTAG bekennt sich ausdrücklich zu den Prin-
zipien des Global Compact der Vereinten Natio-
nen, zum Deutschen Nachhaltigkeitskodex sowie 
zum „Leitbild für verantwortungsvolles Handeln 
in der Deutschen Wirtschaft“. Darüber hinaus 
unterstützt die DTAG die SDGs der UN und leistet 
insbesondere einen Beitrag zu folgenden Zielen: 
Mit ihren Anfang 2019 neu gesetzten ehrgeizigen 
Klimazielen trägt sie zur Erreichung von SDG 13  
(Maßnahmen zum Klimaschutz) bei. Als Gestal-
terin der Digitalisierung fördert sie Medien- und 
Demokratiekompetenz, damit Menschen sich im 
Netz souverän bewegen und nach demokrati-
schen Spielregeln zusammenleben können: (SDG 
4, Hochwertige Bildung). Darüber hinaus leis-
tet sie insbesondere Beiträge zu den Zielen SDG 3 
(Gesundheit und Wohlergehen), SDG 5 (Geschlech-
tergleichheit), SDG 8 (Menschenwürdige Arbeit 
und Wirtschaftswachstum), SDG 9 (Industrie, 
Innovation und Infrastruktur), SDG 11 (Nachhal-
tige Städte und Gemeinden) sowie SDG 12 (Nach-
haltiger Konsum und Produktion).

Die DTAG strebt eine Führungsrolle auch im Hin-
blick auf die Wahrnehmung gesellschaftlicher und 
ökologischer Verantwortung in allen Konzernun-
ternehmen weltweit an. Ziel ist es, nachhaltiges 
Handeln entlang der gesamten Wertschöpfungs-
kette zu verankern, um zur Lösung der ökologi-
schen, ökonomischen und sozialen Herausforde-
rungen aktiv beizutragen. „Verantwortung leben“ 
ist explizit in der Konzernstrategie verankert und 
bekräftigt, dass bei geschäftlichen Entscheidun-
gen die gesellschaftlichen und ökologischen Kon-
sequenzen von Beginn an beachtet werden.

Die CR-Gesamtverantwortung trägt der Vorstand. 
Themen des Nachhaltigkeitsmanagements der 
DTAG werden regelmäßig im Vorstand wie auch 
im Aufsichtsrat erörtert. Der Bereich Group Corpo-
rate Responsibility (GCR) entwickelt konzernweite 
Richt- und Leitlinien mit dem Ziel, die Unterneh-
menskultur insbesondere im Hinblick auf nach-
haltige Innovation und gesellschaftliche Ver-
antwortung weiterzuentwickeln. Die Werte und 

Grundsätze sind in den Leitlinien, dem Code of Con-
duct sowie in der Grundsatzerklärung „Menschen-
rechtskodex & Soziale Grundsätze“ und in weite-
ren themenspezifischen Richtlinien verankert. Die 
Eckpfeiler des Nachhaltigkeitsmanagements sind 
in der CR-Richtlinie für alle Konzerneinheiten for-
mal und verbindlich festgeschrieben. Im Rahmen 
des CR-Controllings werden Daten und Kennzah-
len für den Bereich „Environmental, Social und 
Governance“ (ESG) erfasst. Diese werden in ers-
ter Linie genutzt, um konzernweite ESG-KPIs (Key 
Performance Indicators) zu berechnen, mit denen 
die CR-Leistung gemessen und gesteuert wird. Die 
KPIs sowie ergänzende Indikatoren lassen sich den 
SDGs zuordnen und zeigen Fortschritte bei The-
men auf, die im Fokus der SDGs stehen.

Klimastrategie der DTAG

Beispielhaft für die verschiedenen Ziele wird im 
Folgenden der Aspekt der Umweltbelange/Klima-
schutz näher dargestellt (SDGs 3, 7, 13, 15, 17):

Das Ziel einer klimafreundlichen und ressour-
censchonenden Gesellschaft ist ein wesentli-
ches Handlungsfeld der CR-Strategie der DTAG. 
Das ganzheitliche Umwelt-Management-System 
basiert auf einer konzernweiten Umweltrichtli-
nie. Um einen aktiven Beitrag zum Erreichen des 
1,5-Grad-Ziels des Pariser Klimaabkommens zu 
leisten, wird in der gesamten Wertschöpfungskette 
systematisch an Verbesserungen im Klimaschutz 
gearbeitet. Es werden aber nicht nur die möglichen 
negativen Auswirkungen der Geschäftstätigkeit 
auf das Klima minimiert, sondern es sollen auch 
die Chancen für eine nachhaltige Entwicklung 
durch Digitalisierung genutzt werden. Folgende 
Maßnahmen sind schwerpunktmäßig zu nennen:

●● Bis Ende 2021 erfolgt konzernweit die 
Umstellung auf Strom, der zu 100 % 
aus erneuerbaren Energien stammt; für 
Deutschland ist dies bereits ab 2020 der Fall.
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●● Bis 2025 soll der CO2-Ausstoß der 
direkten und indirekten Emissionen 
des Unternehmens insgesamt um 95 % 
gegenüber 2017 reduziert werden. Neben der 
Umstellung auf erneuerbare Energien soll 
dies v. a. durch Energieeffizienzmaßnahmen 
in Rechenzentren und Gebäuden oder durch 
den Einsatz alternativer Antriebskonzepte 
im Fuhrpark erreichen werden. Darüber 
hinaus wird die Netzinfrastruktur auf die 
sog. IP-Technologie umgestellt, die nicht nur 
leistungsstärker ist, sondern auch weniger 
Strom als die bestehende Technologie 
verbraucht. Ein weiterer signifikanter 
Beitrag zur Energieeinsparung wird 
dadurch erreicht, dass der Datenverkehr 
auf wenige besonders effiziente 
Rechenzentren gebündelt wird. Die 
letzten rd. 5 % des CO2-Fußabdruckes 
wird die DTAG durch hochwertige 
CO2-Bindungsprojekte neutralisieren. Bei 
der Emissionsreduzierung dieser derzeit 
noch unvermeidlichen CO2-Emissionen 
setzt die DTAG im Schwerpunkt auf sog. 
Removal-Maßnahmen, bei denen aktiv 
CO2 aus der Atmosphäre gebunden 
wird, z. B. durch Baumpflanzungen oder 
Renaturierungsprojekte. 

●● Aber nicht nur die Emissionen aus den 
eigenen Tätigkeiten werden reduziert. Über 
80 % des CO2-Fußabdrucks entstehen bei 
der Produktion und Nutzung der Telekom-
Produkte. Diese Emissionen sollen bis 2040 
komplett klimaneutral sein. Die DTAG steht 
im engen Dialog mit ihren Lieferant*innen, 
um die Emissionen in der Produktion zu 
verringern und um Produkte herstellen zu 
lassen, die in der Nutzungsphase weniger 
Energie verbrauchen.

●● Im September 2019 hat sich die DTAG 
einer internationalen Brancheninitiative 
der GSMA angeschlossen und sich 
verpflichtet, bis spätestens 2050 ihre 
CO2-Emissionen auf „netto null“ zu senken 
und so den Geschäftsbetrieb vollständig 

klimaneutral zu stellen. Dieses Ziel ist der 
DTAG nicht ambitioniert genug. Deshalb 
hat der DTAG-Vorstand im März 2021 
einen neuen Zeitrahmen beschlossen 
und die Zielerreichung zur gesamten 
Klimaneutralität auf 2040 vorgezogen.

●● Telekom-Produkte können zur Bewältigung 
vieler ökologischer und gesellschaftlicher 
Herausforderungen beitragen, indem 
sie z. B. in der Landwirtschaft den 
Verbrauch von Ressourcen reduzieren 
und Ernteerträge erhöhen oder Städte in 
puncto Nachhaltigkeit fit für die Zukunft 
machen. Auch in anderen Bereichen kann 
der verstärkte Einsatz digitaler Produkte 
nicht nur die digitale Teilhabe in der 
Gesellschaft fördern, sondern sich zudem 
vermindernd auf die CO2-Emissionen 
auswirken. Vor allem die Pandemie hat 
den Trend zur Digitalisierung verstärkt. 
Mit ihren Produkten und Diensten leistet 
die DTAG einen wichtigen Beitrag, um 
den Regelbetrieb von Gesellschaft und 
Wirtschaft weitestgehend aufrechtzu-
erhalten. Voraussetzung hierfür sind stabile 
und sichere Netze. Die DTAG hat ein klares 
Ziel: „Wir geben uns erst zufrieden, wenn 
alle #dabei sind.“ In Europa und den USA 
investierte die DTAG 2020 rd. 17 Mrd. Euro 
v. a. in den Aufbau und Betrieb von Netzen, 
davon entfielen etwa 5,5 Mrd. Euro allein auf 
Deutschland. 

●● Um CO2 zu reduzieren, erhöht die DTAG 
den Anteil erneuerbarer Energien sowohl 
durch Direktbezug als auch durch den 
Erwerb von Zertifikaten für Strom aus 
erneuerbaren Energien. Darüber hinaus 
werden langfristige Lieferverträge für 
Strom aus erneuerbarer Energie über sog. 
Power-Purchase-Agreements umgesetzt 
und geringfügig eigenerzeugter Strom wird 
genutzt. Zudem richtet sie das Management 
ihrer Fahrzeugflotte in Deutschland 
klimaschonend aus und erprobt alternative 
Antriebskonzepte.
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Deutsche Post AG

Die Deutsche Post AG (DP AG) ist ein mittelbares 
Beteiligungsunternehmen des Bundes. Das BMF, 
Abteilung VIII, ist zuständig für die Vorbereitung 
des Aufsichtsratsmitglieds des BMF im Aufsichts-
rat der DP AG. 

Im Rahmen der strategischen Weiterentwicklung 
des Unternehmens verpflichtet sich die DP AG zu 
einer ganzheitlichen Definition von Nachhaltig-
keit sowie zur Weiterentwicklung der ESG Road-
map; die Berichterstattung zu ESG-Themen wird 
künftig erweitert und vertieft werden. 

Bis 2019 berichtete die DP AG jährlich in ihrem 
separaten Nachhaltigkeitsbericht für das jeweils 
abgelaufene Geschäftsjahr über die Herausforde-
rungen und Fortschritte einer verantwortungs-
vollen und nachhaltigen Unternehmensführung. 
Seit dem Geschäftsjahr 2020 erfolgt die Berichter-
stattung innerhalb des Geschäftsberichtes in Form 
einer zusammengefassten nichtfinanziellen Erklä-
rung (§§ 289 b Absatz 1 und § 315 b Absatz 1 HGB), 
deren Inhalte sich vorrangig auf Aspekte aus den 
Bereichen Umwelt, Soziales (Gesellschaft, Mitarbei-
ter) und Governance (Compliance) konzentrieren. 

Nachfolgend werden einige Punkte dieser Fokus-
themen aus der nichtfinanziellen Erklärung von 
2020 zusammengefasst:

Umwelt

Die DP AG verfolgt das Ziel, ihre Treibhausgas- 
emissionen bis 2050 auf null zu reduzieren. Im 
Rahmen eines konzernweiten Programms werden 
Konzepte entwickelt, mit denen die Emissions- 
und Kraftstoffeffizienz verbessert und alternative 
Energieträger genutzt werden sollen. Durch die 
konzernweite Umsetzung ihrer Umweltstandards 
schafft die DP AG einen einheitlichen Rahmen für 
„grünes“ Denken und Handeln. Durch die Veran-
kerung der Umwelt- und Klimaschutzmaßnahmen 
in den verschiedenen Kodizes (Verhaltenskodex, 

Lieferantenkodex sowie der Umwelt- und Ener-
gierichtlinie) erhalten auch die Mitarbeiter*innen 
Vorgaben, wie sie zum Erfolg beitragen können.

Gesellschaft 

Im Rahmen eines konzernweiten Programms 
bringt sich die DP AG in fünf verschiedenen Berei-
chen gesellschaftlich ein. Diese umfassen das sozi-
ale Engagement der Mitarbeiter*innen (Voluntee-
ring), das Katastrophenmanagement (GoHelp), die 
Verbesserung von Berufschancen (GoTeach), den 
Umweltschutz (GoGreen) sowie die Förderung des 
Wachstums durch Handel (GoTrade). Über die-
ses Engagement leistet die DP AG einen Beitrag 
zur sozioökonomischen Entwicklung von Regio-
nen und zum gesellschaftlichen und individuellen 
Wohlstand.

Mitarbeiter*innen

Als größter Arbeitgeber der Branche mit rd. 570.000 
Mitarbeiter*innen besteht der Anspruch, Arbeit-
geber erster Wahl zu sein, um kompetente Mitar-
beiter*innen gewinnen, kontinuierlich weiterbil-
den und langfristig an das Unternehmen binden 
zu können. Weiterhin ist die Unternehmenskultur 
geprägt von einem respektvollen Umgang mitei-
nander und einem ergebnisorientierten Handeln.

Als Unterzeichner des UN Global Compact wer-
den dessen Prinzipien von der DP AG umgesetzt, 
darüber hinaus gilt für alle Beschäftigten weltweit 
eine Grundsatzerklärung zu Menschenrechten, die 
einen Ausschluss von Kinder- und Zwangsarbeit 
sicherstellen soll und u. a. Themen wie Arbeits-
sicherheit und Gesundheit der Beschäftigten 
fokussiert.

Außerdem wird seit dem Jahr 2020 das Mit-
arbeiter*innenengagement als konzernweite 
Steuerungsgröße genutzt, wodurch die Moti-
vation, einen Beitrag zum Unternehmenser-
folg zu leisten, gemessen werden soll. Diversität, 
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Diskriminierungsfreiheit und Inklusion sind als 
Kernwerte fest in der DP AG verankert; Vielfalt 
unter den Beschäftigten gilt als Bereicherung und 
große Stärke des Unternehmens. Dem inkl. Ansatz 
entsprechend wird weltweit Menschen mit Behin-
derungen eine berufliche Perspektive geboten. 

Der Anteil weiblicher Führungskräfte steigt kon-
tinuierlich an, sodass in 2020 mehr als jede fünfte 
Führungsposition im mittleren und oberen 
Management weiblich besetzt war (23,2 %).

Compliance

Die Leistungserbringung der DP AG erfolgt im 
Einklang mit anwendbarem Recht und eigenen 
Werten inkl. der gesetzlich geforderten Angaben 
zur Vermeidung von Korruption und Bestechung 
sowie Angaben zur Achtung der Menschenrechte 
in der Lieferkette. Eigene Werte wie Integrität, 
Transparenz, Chancengleichheit, Verantwortungs-
bewusstsein und Umweltschutzstandards werden 
in Kodizes verankert. Korruption und Bestechung 
sollen durch Implementierung eines Compliance- 
Management-Systems systematisch vermieden 
werden. Die Beschäftigten werden zudem durch 
den Verhaltenskodex und die Antikorruptions-
richtlinie unterstützt, kritische Situationen zu 
erkennen. Zudem werden Standards, z. B. hinsicht-
lich der Achtung ethischer Grundsätze, Umwelt- 
und Sozialstandards, definiert und als Grund-
lage für die Lieferantenauswahl herangezogen. 
Die DP AG agiert des Weiteren anhand eines über-
geordneten Wertansatzes bezüglich der Steuer-
strategie. Der Fokus liegt hierbei weltweit immer 
auf dem Geschäftsgeschehen und nicht auf der 
Steuervermeidung.

  

PD – Berater der öffentlichen 
Hand GmbH

Handlungsmaßstab für die Beteiligungsführung 
im BMF ist eine verantwortungsvolle und nach-
haltige Unternehmensführung durch den Vor-
stand bzw. die Geschäftsführung. Im Rahmen sei-
ner gesetzlichen Möglichkeiten als Anteilseigner 
bringt sich das BMF aktiv hierzu ein.

Bereits seit 2012 veröffentlicht die PD jährlich die 
Entsprechenserklärung zum Deutschen Nachhal-
tigkeitskodex (DNK). Damit erfüllt sie die Anforde-
rungen an Transparenz und Vergleichbarkeit von 
Nachhaltigkeitsleistungen im Unternehmen und 
trägt ihrer Vorbildfunktion als öffentliches Unter-
nehmen Rechnung. Das ökologische Engagement 
stellt eine der vier Säulen des Nachhaltigkeits-Leit-
bildes der PD dar, dass neben der Unterstützung 
ökologischer Projekte auch soziale Initiativen, den 
Austausch mit anderen Unternehmen und interne 
Maßnahmen zum bewussten Umgang mit natürli-
chen Ressourcen umfasst.

●● Unterstützung ökologischer Projekte, 
sozialer Initiativen, Austausch mit anderen 
Unternehmen der PD und interne 
Maßnahmen

Intern forciert die PD beispielsweise eine stete 
Reduktion des Papierverbrauchs und einen 
bewussten, schonenden Umgang mit natürlichen 
Ressourcen. Dienstreisen werden auf ein not-
wendiges Minimum beschränkt, um schädliche 
Umweltauswirkungen und die mit starker Reise-
tätigkeit einhergehende Belastung der Beschäf-
tigten zu reduzieren. Die PD unterstützt den Berg-
waldprojekt e. V. seit 2016 sowohl finanziell als 
auch durch den persönlichen Einsatz von Mit-
arbeiter*innen beim Umbau der großflächigen 
Kiefernwälder Brandenburgs in standortheimi-
sche Mischwälder. Bereits zum dritten Mal haben 
knapp 50 Mitarbeiter*innen der PD, teils mit ihren 
Angehörigen, ein Waldstück in Adamswalde bei 
Rheinsberg während eines eintägigen Arbeits-
einsatzes aufgeforstet und hierbei 1.600 Trauben- 
eichen-Setzlinge gepflanzt.
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Zudem fließt der Anspruch, natürliche Ressourcen 
zu schonen, auch im wesentlichen Umfang in die 
Geschäftstätigkeit des Unternehmens ein. Hier-
bei berät die PD ihre Kunden in den Bereichen des 
energieeffizienten Bauens oder der Gebäudesanie-
rung sowie einer langfristig nachhaltigen Gebäu-
debewirtschaftung unter Berücksichtigung der 
Energieeinsparverordnung (EnEV).

Als öffentliches Unternehmen sieht sich die PD 
deshalb in einer Vorbildfunktion und setzt sich für 
die gesamtgesellschaftlichen Ziele im Sinne der  
17 SDGs der Vereinten Nationen und der Nachhal-
tigkeitsstrategie der Bundesregierung ein. Von die-
sem gesellschaftlichen Engagement profitiert auch 
die Beratungsarbeit, weil sich die Mitarbeiter*in-
nen der PD als Einzelperson und das Unterneh-
men als Ganzes weiterentwickeln.

Die PD hat sich als Mittlerorganisation bereit 
erklärt, deutschlandweit Unternehmen aller Grö-
ßenordnungen als Mentoren über den Nachhaltig-
keitskodex zu informieren. Hierzu hat die PD erste 
Fragen für Interessenten zum Nachhaltigkeits-
kodex beantwortet. Die PD ist Mitglied der Deut-
schen Gesellschaft für Nachhaltiges Bauen e. V.
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